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Obgleich das internationale Großauf-
gebot von Wissenschaftlern und Fach-
leuten zu ausgezeichneten Analysen 
von Zuständen und Mißständen in 
den genannten Bereichen der kapita-
listischen Gesellschaft führte, war es 
doch ein gravierender Mangel, daß 
kaum einer der geladenen Experten

Die Tagung wurde in acht Arbeits-
gruppen durchgeführt, die folgende 
Themen behandelten und zugleich die 
Gesamtthematik der Veranstaltung 
ausdrückten: I. Qualität der Bildung, 
II. Qualität des Verkehrs, III. Qualität 
der Umwelt, IV. Qualität der Gesund-
heit, V. Qualität der Regionalentwick-
lung, VI. Qualität von Planung und 
Finanzierung der Zukunft, VII. Quali-
tät der Demokratisierung und VIII. 
Zukunft der Gewerkschaften.

Auszüge aus Reden und Diskussionsbeiträgen 
auf der 4. internationalen Arbeitstagung 
der IG Metall in Oberhausen

seits die Mittel für dringend notwendige Reformmaßnah-
men in allen gesellschaftlichen Bereichen. Die arbeitenden 
Menschen sind auf allen Ebenen von Wirtschaft und Ge-
sellschaft von der Mitbestimmung ausgeschlossen. Es do-
minieren die Interessen der mächtigen Monopole und ihrer 
politischen Vertretung. Das sind nur einige von vielen 
Feststellungen auf der 4. internationalen Arbeitstagung 
der Industriegewerkschaft Metall, die unter dem Motto: 
„Aufgabe Zukunft: Verbesserung der Lebensqualität“ vom 
11. bis 14. April 1972 in der Bergarbeiterstadt Oberhausen 
durchgeführt wurde.

An der Oberhausener Tagung betei-
ligten sich rund 1250 Teilnehmer und 
Gäste aus 22 Ländern. Eine beson-
dere Note, auch hinsichtlich der Refe-
rate und Diskussionsreden, erhielt die 
Konferenz durch die Teilnahme einer 
qualifizierten Gruppe von Gewerk-
schaftern und Wissenschaftlern aus 
der Sowjetunion und der DDR sowie 
anderen sozialistischen Ländern und 
von marxistischen Wissenschaftlern 
aus der Bundesrepublik.

der kapitalistischen Länder — auch 
viele Gewerkschaftsfunktionäre nicht 
— mit Lösungsvorschlägen aufwar-
teten, die über die Grenzen dieses 
Systems hinausweisen. Im allge-
meinen blieb es ein Suchen nach Lö-
sungen im Rahmen und im Sinne des 
Systems. Es ist vor allem das Ver-
dienst der Referenten und Diskussions-
sprecher aus den sozialistischen Län-
dern und der marxistischen Wissen-
schaftler aus der Bundesrepublik, in 
den Lebensfragen der arbeitenden 
Menschen auf die Notwendigkeit der 
Überwindung der kapitalistischen Pro-
fit- und Ausbeutergesellschaft als ge-
werkschaftliche Aufgabe hingewiesen 
zu haben.

Das Gesundheitswesen der Bundesrepublik ist dringend 
reformbedürftig; ebenso das System der allgemeinen und 
beruflichen Bildung. Das öffentliche Verkehrswesen und 
das Straßennetz entsprechen seit langem nicht mehr den 
Anforderungen. Die Umwelt wird von den privaten Be-
sitzern der Produktionsmittel zunehmend verschmutzt, 
zerstört und den Profitinteressen geopfert. Die profit-
orientierte Investitions- und Wachstumspolitik läßt die 
Verbesserung der Lebensqualität der Menschen außer acht. 
Während die öffentlichen Gelder zu einem großen Teil für 
militärische Rüstung vergeudet werden, fehlen anderer-

Starke Beachtung fand unter diesem 
Aspekt das Referat Otto Brenners 
über die „Perspektiven der deutschen 
Mitbestimmung" (siehe Auszug auf 
Seite 15), die er „vom Ansatz her 
radikal-demokratisch und antikapitali-
stisch" nannte. Der Sekretär des Zen-
tralrats der sowjetischen Gewerk-
schaften, Pjotr Pimenow, konnte sei-
nerseits in seiner Rede (siehe Aus-
zug auf Seite 22) auf die reale sozia-
listische gesellschaftliche Alternative 
verweisen und damit auch für die Ge-
werkschaften der Bundesrepublik den 
Weg zur effektivsten Lösung der Pro-
bleme bei der Herbeiführung einer 
besseren Lebensqualität verdeutlichen.

Ähnlich äußerte sich auch der DGB- 
Vorsitzende Heinz Oskar Vetter: 
„Wir müssen radikal brechen mit den 
bislang unsere Wirtschaft und Gesell-
schaft beherrschenden Prinzipien des 
privaten Gewinns und des unkritisch 
gesehenen Wachstums ... Wir werden 
die Zukunft nicht bestehen, wenn wir 
nicht den Mut zur gesellschaftlichen 
Strukturveränderung haben.“ Mehr 
noch als in der Vergangenheit würden 
die Gewerkschaften um eine quali-
tative Verbesserung des Lebens

kämpfen müssen. Dazu sei die „Al-
lianz aller fortschrittlichen Kräfte" 
nötig.

Eugen Loderer, der inzwischen als 
Nachfolger Otto Brenners zum Vor-
sitzenden der IG Metall gewählt 
wurde, erklärte, die kapitalistische 
Wirtschaft, sei mit ihrer Scheinrationa-
lität nicht in der Lage, den öffent-
lichen Bedürfnissen gerecht zu wer-
den. Wo Gewinnmaximierung zum 
ökonomischen Leitbild und zum be-
stimmenden Faktor des Wirtschaftens 
erhoben werde, kämen die Gemein-
schaftsaufgaben zu kurz und rangiere 
das Menschsein hinter den Profit-
erwartungen einer Minderheit. Die 
Gewerkschaften forderten eine ge-
plante Wirtschaft, die durch gesell-
schaftspolitische Zielsetzungen gebun-
den sei. Daraus ergebe sich die Not-
wendigkeit eines verstärkten gesell-
schaftspolitischen Engagements der 
Gewerkschaften; ihre Mitbestimmung 
in allen Fragen der Wirtschaft und 
Gesellschaft sei das Kernstück der ge-
werkschaftlichen Forderungen.



Qualität der Umwelt: Durch Profitstreben gefährdet

Umwelt: Gefährdung und Schutz
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Die Verbesserung der Lebensqualität, 
die heute als «Aufgabe Zukunft" auf 
der Tagesordnung steht, ist also keine 
radikal neue Aufgabe für die Gewerk-
schaften, sondern sollte als eine Erwei-
terung des Blickfeldes und des Auf-
gabenkreises verstanden werden, die 
sich nunmehr auf die Qualität des 
Lebens im weitesten Sinne des Wortes 
erstrecken. Was sich radikal geändert
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Wenn diese durch den zweiten Welt-
krieg und den kalten Krieg und der

Zu den Reden
und Diskussionsbeiträgen:

„Umweltschutz" ist in der gesellschaftspolitischen Diskus-
sion heute schon fast ein Zauberwort geworden, von dem 
vor allem die Repräsentanten der Unternehmerverbände 
hoffen, daß es „wirkt", wenn sie nur recht viel darüber re-
den. Dabei wird „Wirkung" in der Welse erwartet, daß der 
Gebrauch des Begriffs Umweltschutz möglichst konkrete 
Maßnahmen zum Schutz der Umwelt auf Kosten der Unter-
nehmer erübrigt. Und nicht selten hat vor allem der Gewerk-
schafter den Eindrude, daß die Diskussion über Umweltpro-
bleme dazu benutzt wird, von nicht weniger dringenden ge-
sellschaftspolitischen Fragen, deren Lösung akut ist — wie

Prof. Dr. Karl William Kapp
Nationalökonom an der Universität Basel, Schweiz

hat, ist das Ausmaß und der Charakter 
der Umweltgefährdung und der Ver-
schlechterung der Qualität der Lebens-
bedingungen des Menschen.

Mitbestimmung und Vermögensumverteilung —, abzulen-
ken. Nichtsdestoweniger haben die Fragen der Umweltver-
schmutzung und des Umweltschutzes (nicht zuletzt auch 
unter dem Aspekt: Wer zahlt das alles?) solche Dimensionen 
angenommen, daß auch sie einer dringenden Lösung bedür-
fen. Auf der Oberhausener Tagung der IG Metall haben dazu 
u. a. in Referaten die Professoren Kapp und Kovda und in 
einem Diskussionsbeitrag Dr. Jung wesentliche Gesichts-
punkte dargelegt. Die Ausführungen sollen dazu beitragen, 
die diesbezügliche Diskussion von den Erscheinungen zu den 
Ursachen der Umweltproblematik hinzuführen.

Es ist zwar richtig, daß die Verunreini-
gung der Luft und des Wassers, der 
Lärm, verpestete Stadtzentren sowie 
das Verkehrschaos auch die mittleren 
und höheren Einkommensgruppen tref-
fen, aber diese können sich schützen 
und den schwersten Belastungen aus-
weichen. Sie können ihre Wohnsitze in 
weniger betroffene Vororte mit ent-
sprechenden Grünanlagen oder in klei-
nere Städte mit geringerem Anfall von 
Gesundheitsschäden verlegen oder sich 
durch den Einbau von Klimaanlagen 
schützen.

Bevor im folgenden der Versuch unter-
nommen werden soll, die verschiede-
nen Kausalfaktoren (Bevölkerungszu-
nahme, wirtschaftliches Wachstum, Ent-
wicklung neuer Techniken und Ver-
wissenschaftlichung der modernen Be-
triebsführung) zueinander in Beziehung 
zu setzen, scheint es mir angebracht, 
kurz auf eine Tatsache einzugehen, 
die in der heutigen Umweltdiskussion 
häufig übersehen wird: Die Tatsache 
nämlich, daß das moderne Industrie-
system und insbesondere die Technik 
des Maschinenwesens für den Arbeiter 
seit jeher eine Gefährdung seiner Ar- 
beits- und Lebensbedingungen und sei-
ner Gesundheit dargestellt haben. Die 
Frühsozialisten des 19. Jahrhunderts 
haben diese Störungen der für den Ar-
beiter relevanten sozialen Umwelt 
ebenso klar gesehen wie Marx und 
Engels.

Die Einführung der maschinellen Tech-
nik während des 19. Jahrhunderts 
führte zunächst zu erhöhter Arbeits-
losigkeit und zu jenen traumatischen 
Erfahrungen für Millionen von Men-
schen, die während der ersten Indu-
striellen Revolution als die Soziale 
Frage bezeichnet wurden, d. h. Löhne 
am oder unter dem Existenzminimum, 
15stündige Arbeitszeit, Frauen- und 
Kinderarbeit, Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten sowie menschenun-
würdige Wohnungsverhältnisse in den 
Mietskasernen der sich entwickelnden 
Ballungszentren. Aber auch die Zer-
störung der natürlichen Umwelt durch 
Luft- und Wasserverunreinigung hat 
es bereits im 19. Jahrhundert gegeben 
und betraf die Arbeiter bzw. die Be-
wohner der großen Industriestädte.

Wie steht es nun mit der relativen 
Belastung bzw. Verteilung der Um-
weltschäden auf verschiedene Schichten 
der Bevölkerung? Allgemein läßt sich 
zunächst sagen, daß jede zwangsweise 
Abwälzung von Sozialkosten ohne Ge-
genleistung bzw. Entschädigung, im 
Prinzip eine sekundäre Verteilung der 
Lasten der Produktion und daher des 
Realeinkommens darstellt, und zwar zu 
Ungunsten der wirtschaftlich schwäche-
ren Schichten der Bevölkerung. Wäh-
rend der ersten Phase der Kosten und 
Lasten der industriellen Revolution 
war es zweifellos das Industrieproleta-
riat, das allein die Schäden der sozia-
len Umwelt in der Form von niedrigen 
Löhnen, langen Arbeitsstunden, hohen 
Unfallraten, Berufskrankheiten, sozia-
ler Unsicherheit, Arbeitslosigkeit und 
ungesunden Wohnbedingungen getra-
gen hat. Die heutigen Umweltschäden 
gefährden zwar die Gesundheit und 
die Qualität der sozio-kulturellen Le-
benswelt aller Schichten der Bevölke-
rung, aber dies geschieht in höchst 
ungleicher Weise.

Bei allen in diesem NACHRICHTEN- 
Sonderdruck veröffentlichten Reden 
handelt es sich um Auszüge aus den 
zumeist weit umfangreicheren Manu-
skripten. Die Diskussionsbeiträge sind 
gekürzt. D. Red.

Mit dieser Feststellung soll keines-
wegs gesagt sein, daß die spezifischen 
Probleme und Gefährdungen der Um-
welt des Arbeiters, die uns aus dem 
19. Jahrhundert bekannt sind, durch 
kollektive Lohnverhandlungen und 
Sozialversicherungen bereits ihre end-
gültige Lösung gefunden haben. Die 
Verbesserung der Lebensqualität im 
Bereich dieser traditionellen Gebiete 
der sozialen Umwelt einschließlich 
derjenigen des Betriebes und des Ar-
beitsplatzes gehört nach wie vor zu 
den zentralen Gewerkschaftsaufgaben.

damit verbundenen Förderung und 
Ausrichtung der Wissenschaft entwik- 
kelten Techniken und Produktionsfak-
toren zu marktmäßig profitablen Pro- 
duktions- und Produktivitätssteigerun-
gen geführt haben und daher im Sinne 
des traditionellen wirtschaftlichen Ra-
tionalitätsbegriffes gemessen in Markt-
erträgen und Kosten als „Erfolg" an-
zusehen sind, so sind sie im Licht der 
Zerstörung des ökologischen Gleich-
gewichts und der Verschlechterung der 
Qualität der menschlichen Lebensbe-
dingungen ein Zeichen eines ökologi-
schen Mißerfolges, der in spezifischen 
Fällen, z. B. in Japan, aber auch in 
Amerika, bereits einem ökologischen 
Bankrott gleichzukommen scheint.

Die heutige katastrophale Umweltver-
schlechterung liegt weit über dem Maß, 
das den globalen Wachstumsraten ent-
spricht. Sie muß daher in erster Linie 
als das Resultat eines wirtschaftlichen 
Verhaltens angesehen werden, das 
qualitativ neue Produktionsfaktoren 
und Techniken zur Anwendung ge-
bracht und mit einer Wirtschaftsrech-
nung einschließlich einer Standortwahl 
gearbeitet hat, deren negative Einwir-
kungen und zerstörerische Tendenzen 
auf das ökologische Gleichgewicht der 
menschlichen Umwelt keine oder eine 
völlig ungenügende Berücksichtigung 
gefunden haben.



System zur Lösung unfähig

4. Die Entwicklung von wirksamen

Boden muß geschützt werden

J

Audi bietet der Markt keine adäqua-
ten Bewertungsgrundlagen für diese 
Bedürfnisse und Güter; er definiert we-
der die notwendigen gesellschaftlidien 
Zielsetzungen des Umweltschutzes noch 
ihre relative Dringlichkeit (im Verhält-
nis zu anderen gesellschaftlichen' Be-
dürfnissen). Seine Normen und Ziel-
setzungen sind die der Maximierung

Im Licht der vorangegangenen Diagno-
se der Ursachen der Umweltgefährdung 
scheinen mir folgende Sdiritte für die 
Entwicklung eines realistischen Pro-
gramms der Umweltverbesserung und 
einer wirksamen Politik der Umwelt-
kontrolle unerläßlich:

privater Nettoerträge; diese sind als 
Ziel des privatwirtschaftlichen Han-
delns gegeben; d. h., sie stehen für das 
Unternehmen nicht zur Diskussion, sie 
sind von vornherein klar und lassen 
sich in Geldeinheiten ausdrücken.

7. Die Einordnung der gesamten Poli-
tik der Umweltkontrolle und der Ver-
besserung der Qualität der Lebensweit 
in den demokratischen Prozeß und die 
demokratische Willensbildung.

6. Die Abschätzung der wirtschaftli-
chen Auswirkungen der gesamten Maß-
nahmen der Umweltkontrolle auf die 
Kosten, den Stand der Beschäftigung 
und das Gesamtprodukt.

Prof. V. A. Kovda
Universität Moskau, UdSSR; Präsident der Internationalen
Gesellschaft für Bodenkunde

rottung. Insgesamt sind 20 Millionen 
Quadratkilometer Boden verloren ge-
gangen; das sind 5 Millionen mehr, als 
heute für den Ackerbau zur Verfügung 
stehen. Durch Erosion, Abblasung, Bau-
arbeiten, Unterflutung und andere Ur-
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Bei diesen und ähnlichen Vorschlägen 
geht man davon aus, alles zu vermei-
den, um durch die Umweltgefährdung 
zu einer Wirtschaftspolitik getrieben 
zu werdi p. die nicht „marktkonform" 
sein kön ne. M. a. W., man versucht, 
die Umv/c» Ikon trolle durch Einführung 
indirekter Kontrollen in die Wege zu 
leiten. Die Fragestellung ist nicht, was 
wäre notwendig, um die Umwelt wirk-
sam zu schützen oder zu verbessern, 
sondern wie läßt sich verhindern, daß 
die Umwellkrise zu einer Erschütte-
rung des Marktsystems Anlaß gibt.

Die Menschen, deren Gesundheit und 
Überleben durch die Umweltgefähr-
dung auf dem Spiel stehen, haben bei 
der Formulierung der bisherigen Wirt-
schaftspolitik kaum die Möglichkeit 
gehabt, mitzuwirken. Bei der Formu-
lierung der Umweltziele und der Um-
weltpolitik ergibt sich die Möglichkeit 
und die Notwendigkeit, die bisherige 
Ausschaltung der Öffentlichkeit wie-
der rückgängig zu machen, und zwar 
durch öffentliche Diskussionen und 
eine Politisierung der Massen der Be-
völkerung.

Was heute als Umweltschutzmaßnah-
men und als Umweltschutzpolitik dis-
kutiert und unternommen wird, liegt 
innerhalb eines breiten Spektrums von 
mehr oder weniger verbalen Lösungs-
vorschlägen bis zu weitreichenden Kon-
trollen und Verboten hinsichtlich der 
Verwendung von schädlichen Produk-
tionsfaktoren und Maßnahmen zur 
Umstrukturierung der Technik, der 
Kontrolle der Standortwahl und der 
Raumplanung. Es ist unmöglich, inner-
halb eines Kurzreferates auf die Fülle 
der Vorschläge einzugehen, die heute 
als Maßnahmen zur Verbesserung der 
Umwelt- und Lebensqualität zur Dis-
kussion stehen.

3. Die bewußte gesellschaftliche Len-
kung der Wissenschaft und Forschungs-
politik zum Zweck der systematischen 
Entwicklung von Technologien, die 
weniger umweltbelastend als die bis-
her zur Anwendung gebrachten Tech-
niken sind.

2. Die Erarbeitung eines Programms 
von Umweltnormen oder Standards als 
praktische Ziele einer gesamtwirt-
schaftlichen Umweltpolitik.

Umweltziele, d. h. die Aufrechterhal-
tung lebensnotwendiger ökologischer 
Gleichgewichte, sind dem Marktsystem 
nicht immanent; sie müssen daher von 
außen, d. h. von der Gesellschaft, in 
das Wirtschaftssystem eingebaut wer-
den. Wie diese Ziele zu formulieren 
sind und mit Hilfe welcher Strategien 
und Maßnahmen sie im einzelnen 
durchzusetzen sind, wie ihre relative 
Dringlichkeit abzuschätzen ist und wie 
sie schließlich in die Praxis umgesetzt 
werden können, ist eine völlig neue 
Aufgabe sowohl für Politik als auch 
für die volkswirtschaftliche Theorie. 
Von ihrer Lösung hängt die Frage ab, 
ob es uns überhaupt gelingen wird, die 
Intensivierung der Umweltkrise zu 
bremsen und unter Kontrolle zu brin-
gen.

Im Gegensatz zu dieser Politik der 
Vermeidung fremder Risiken verlangt 
die Umweltgefährdung die Formulie-
rung eines Programms der Verbesse-
rung der Qualität der Lebenswelt des 
Menschen. Hierzu bedarf es der For-
mulierung praktischer Ziele und ihrer 
Verwirklichung. Dabei handelt es sich 
um gesellschaftliche Ziele, die auf die 
Befriedigung kollektiver Bedürfnisse 
gerichtet sind. Das Marktsystem regelt 
diese Probleme nicht; auf eine Selbst-
regulierung des Systems ist daher kein 
Verlaß. Im Gegenteil, die „Rationali-
tät" des Marktes gibt insbesondere 
unter dem Einfluß und der Anwendung 
gefährlicher Techniken zu selbstzerstö-
rerischen Tendenzen Anlaß.

Allerdings bedarf es audi hier wie bei 
jeder demokratischen Willensbildung 
der Information, und diese kann wie 
die Luft und das Wasser „verunrei-
nigt" werden. Ein Maximum an Publi-
zität zum Zweck der Aufdeckung der 
Kausalzusammenhänge und der Gefahr 
der Umweltverschmutzung ist daher 
absolut erforderlich. Hier ergeben sich 
m. E. neue Aufgaben nicht nur für das 
gesamte Erziehungswesen von der 
Grundschule bis zur Universität, son-
dern auch für Bürgergruppen, insbe-
sondere in gefährdeten Gegenden und 
ganz besonders für die Gewerkschaf-
ten, und zwar sowohl bei der Mobili-
sierung der öffentlichen Meinung als 
auch bei der politischen Willensbil-
dung hinsichtlich von Umweltnormen 
als auch als Vertreter des öffentlichen 
Interesses in den Uberwachungs- und 
Durchführungsorganen der Umweltkon-
trolle. Solange diese Vertretung nicht 
gewährleistet ist, besteht die Gefahr, 
daß selbst die besten Entscheidungs-
und Kontrollsysteme zu ihrer Funk-
tionsfähigkeit durch Interessenten und 
„Experten" unterminiert werden.

Trotz der technischen Fortschritte der 
vorsozialistischen Zivilisation sind die 
Ergebnisse ihrer Einwirkung auf die 
Umwelt beunruhigend. 150 Tier- und 
Vogelgattungen sind ausgestorben, 
weitere 1000 stehen am Rand der Aus-

1. Die systematische, quantitative Er-
fassung der ökologischen Grundzusam-
menhänge und ihre Gefährdung durch 
spezifische Techniken, die in modernen 
Industriesystemen zur Anwendung ge-
langen. Die Ergebnisse einer solchen 
kontinuierlichen ökologischen Be-
standsaufnahme müßten in der Form 
von Umweltindikatoren niedergelegt 
werden.

wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur 
Verwirklichung dieser Ziele.

Die ärmeren Bevölkerungsschichten 
und die Bewohner der Ghettos in den 
großen Industriestädten haben keine 
Möglichkeiten, den ungesunden Le-
bens- und Arbeitsbedingungen zu ent-
gehen. Diese Gruppen sind dem Lärm 
der Arbeitsplätze und der Stadt, dem 
Verkehrschaos, größerer Luftverunrei-
nigung, ungenügenden Erholungsmög-
lichkeiten und größerer Degradation 
der Umwelt intensiver ausgesetzt als 
mittlere und höhere Einkommens-
schichten.

5. Die Ergänzung der privatwirtschaft-
lichen Kostenrechnung durch eine ge-
samtwirtschaftliche Kostenrechnung 
und Buchführung.



Wer soll zur Kasse?

Sachen gehen jährlich 5 bis 7 Millionen 
Hektar verloren.

Der Schutz der Böden gegen chemische 
Fremdkörper hat in letzter Zeit im 
Hinblick auf die Wahrung ihrer Frucht-
barkeit große Bedeutung erlangt. Wer-
den falsch gewählte Düngemittel in 
großen Mengen verwendet, so können 
sie eine übermäßige Übersättigung und 
Alkalisierung des Bodens verursachen. 
Eine übermäßige Anwendung von Bio-
ziden (Unkraut- und Insektenvertil-
gungsmittel, Entlaubungsmittel) wirkt 
sich nachteilig auf den Boden aus. Es 
wurde nachgewiesen, daß die resisten-
ten Schädlingsbekämpfungsmittel, die 
dazu beitragen, Pflanzen und Tiere ge-
gen Krankheiten, Schädlinge und Un-
kraut zu schützen, eine sehr ungünstige 
Wirkung auf die Zahl und die Vitalität 
der Bodenfauna und der Mikroorganis-
men haben. Die Rückstände oder Um-
wandlungsprojekte der Schädlingsbe-
kämpfungsmittel gehen in Form von 
Unreinheit in Wasser und Nahrung 
ein.

muß so geändert werden, daß alle 
schädlichen Abfälle, Rückstände und 
Unreinheiten ausgeschaltet werden, die 
in den Boden dringen könnten.

Hoesch usw. — beantwortet werden 
muß.

Professor Kapp hat nach meiner An-
sicht mit seiner Feststellung recht, daß 
für die gesellschaftlichen Bedürfnisse 
der Menschen, wie sie in der Um-.*; '.t- 
frage aktuell werden, die Maßst-’be 
des Marktes, Preises und Profi: ;
eng geworden sind. Aber man -rcUD 
die Augen nicht davor verseh’ic 
daß die Marktrationalitäl nach de. *j 
netarisierung auch der Umweltp* 
me tendiert.

Es ist dann auch nicht mit der 
stellung der sogenannten öffentlichen 
Armut getan — einer Armut derart, 
daß immerhin 22 Mrd. DM für die Rü-
stung ohne allzu große Klagen über 
die Armut da sind. Die Hauptfrage ist; 
Wer soll hier zur Kasse? Die arbeiten-
de Mehrheit oder die großen Konzer-
ne? Bei Herrn Eppler war zwar von 
der Kasse die Rede, aber man hatte 
den Eindruck, daß sie durch den Kon-
sumverzicht der Arbeiter — oder, wie 
es früher bei Erhard hieß, durch „Maß-
halten" — gefüllt werden soll.

Professor Kapp ist nach meiner An-
sicht unbedingt zuzuslimmen, wenn er 
„öffentliche Diskussion und eine Poli-
tisierung der Massen" sowie „die poli-
tische Willensbildung hinsichtlich der 
Umweltnormen" zu einem Kernstück 
seiner demokratischen Gegenvorstel-
lungen macht.

■

Wenn die wesentliche Ursache, der 
entscheidende gesellschaftliche Zusam-
menhang auch in der Umweltfrage in 
der Profitrationalität des kapitalisti-
schen Systems gesehen werden muß — 
denn um nichts anderes handelt es sich 
ja, wenn von Marktrationalität die 
Rede ist: die Produktion läuft nur nach 
Signalen des Marktes; produziert wird 
nur, wenn mit dem Verkauf der pro-
duzierten Waren Profit realisiert wird 
und nicht des Gebrauchswertes des 
Produktes wegen —, dann muß ein 
Schritt weiter gegangen werden, wenn 
ökonomische Theorie gesellschaftsver-
ändernde Relevanz gewinnen soll:

Der Boden wird auch durch die ver-
schiedensten Industrieabfälle vergiftet: 
Hüttenabgase, Auspuffgase von Kraft-
fahrzeugen, schwefelsaure Abwässer 
aus dem Bergbau, Abfälle von Erdöl-
feldern, Staub von Zementwerken und 
Gesteinsabfälle aus dem Erzabbau. 
Diese Verschmutzung und Vergiftung 
des Bodens muß verboten werden. Die 
Technologie der industriellen Prozesse

Mit vollem Recht hat Prof. Kapp aus 
Basel in seinem in vieler Hinsicht be-
merkenswerten Referat Front bezogen 
gegen eine neue Abart des Malthusia-
nismus, die die Umweltprobleme ur-
sächlich mit Bevölkerungswachstum 
und Bevölkerungsdichte in Zusammen-
hang gebracht hat. Statt dessen, sagt 
er, müsse man untersuchen, wie die 
Wahl der Technik und des Standorts 
sowie die Produktion „nach dem Prin-
zip der marktwirtschaftlichen Rationa-
lität in Bewegung gesetzt werden". Er 
definiert diese Rationalität wie folgt: 
Ihre „Normen und Zielsetzungen sind 
die Maximierung privater Nettoerträ-
ge ..."

Aber man sollte hinzufügen, daß diese 
demokratische Mobilisierung der ar-
beitenden Menschen zur Erhaltung 
ihrer physischen Existenzbedingungen 
nur dann erfolgreich sein kann, ja nur 
dann über philantropische Aufklärung 
hinausgeht, wenn unmißverständlich 
festgestellt wird, wo die Ursachen lie-
gen, und daß man die Macht der Kon-
zerne brechen muß, wenn die Zukunft 
eine Zukunft der arbeitenden Men-
schen sein soll.

Der Mensch hat in unserer Zeit die 
Aufgabe, die wichtigsten Bausteine der 
Biosphäre und ihre Funktionen auf un-
serem Planeten zu wahren, um opti-
male physiologische, gesellschaftliche 
und ästhetische Voraussetzungen für 
seine Existenz zu schaffen. Diese Auf-
gabe ist Sache aller Völker der Welt, 
die sich in ihrem schöpferischen Wir-
ken miteinander verbinden müssen. 
Die wichtigste und entscheidendste 
Voraussetzung für die Lösung dieses 
Problems, das der ganzen Menschheit 
aufgegeben ist: dem Krieg und dem 
Wettrüsten muß Einhalt geboten wer-
den.

Dr. Heinz Jung
Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Marxistische 
Studien und Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main

Professor Kapp hat festgestellt, daß die 
Marktwirtschaft versagt hat. Aber was 
drückt sich darin anderes aus, als daß 
die durch das System hervorgerufenen 
und produzierten Techniken und Ver-
fahren im Rahmen des Profitsystems 
immer stärker destruktive Seiten ent-
wickeln und zur Untergrabung der 
wichtigsten Produktivkraft, der arbei-
tenden Klasse, führen! Ein bekannter 
Slogan muß hier und heute abgewan-
delt lauten: Was gut ist für die Profit-
rentabilität der Herren von Bayer und 
Hoechst und der entsprechenden Groß-
banken im Hintergrund, ist nicht gut 
für die arbeitende Mehrheit der BRD. 
Der gigantische Maßstab der Produk-
tionsanlagen und die riesigen Gefah-
ren, die die Unterwerfung von Wissen-
schaft und Technik unter die Profit-
maßstäbe auf der heutigen Entwick-
lungsstufe in sich bergen, verlangen 
nach gesellschaftlicher Kontrolle, nach 
umfassender Mitbestimmung als einer 
ersten Stufe dieser Kontrolle, nach ge-
sellschaftlicher Leitung und Planung 
— alles Dinge, die Gewerkschaftern 
nicht so fremd sind.

Die Erfahrung der sozialistischen Staa-
ten zeigt, daß die wissenschaftlich be-
gründete kurz- und langfristige Pla-
nung, wie sie von den Regierungen 
souveräner Staaten zur Förderung 
ihres wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und kulturellen Fortschritts betrieben 
wird, schwere Fehler ausschließt, der 
Anarchie in der Produktion vorbeugt 
und das Streben nach Superprofiten 
ausschaltet; damit merzt sie die Fakto-
ren aus, die in erster Linie für die 
Zerstörung der Biosphäre und ihrer 
Komponenten (Vegetation, Böden, 
Tierbestand und biologisch reines Was-
ser) verantwortlich sind.

Es ist die Frage nach jenen gesell-
schaftlichen Kräften zu stellen und zu 
beantworten, in deren sozialen Inter-
essen sich Profitrationalität verkörpert 
und realisiert. Sicher stößt es bei Ge-
werkschaftern kaum auf Widerspruch, 
wenn geantwortet wird, daß die Fron-
ten hier nicht anders als generell bei 
sozialen und wirtschaftlichen Ausein-
andersetzungen, einschließlich der 
Lohnkämpfe, verlaufen; daß die Frage 
mit dem Hinweis auf die großen Kon-
zerne — wie Bayer, Hoechst, BASF,

Hinsichtlich der Funktionsfähigkeit 
dieses Systems in den Umweltfragen 
stellt er fest: „Das Marktsystem regelt 
diese Probleme nicht; auf eine Selbst-
regulierung des Systems ist daher 
kein Verlaß.“ Professor Kapp formu-
liert hier eine Ansicht, die auch von 
einem marxistischen Standpunkt aus 
voll zu unterstreichen ist. Er geht hier 
die entscheidende Frage der Umwelt-
problematik für die kapitalistische Ge-
sellschaft an.
4
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— durch die frühzeitige Einordnung 
der Jugendlichen in den Produk-
tionsprozeß über Erziehung zu Ge-
horsam und Anpassung fast mühe-
los eine Disziplinierung der abhän-

— bestimmte gravierende Mängel in 
der Ausbildungssituation gegen En-
de des 19. Jahrhunderts beseitigte;

Prof. Dr. Herwig Blankertz
Pädagoge und Philosoph, Universität Münster

— das Erbe der Klassengesellschaft, 
erkennbar in Verzicht auf eine po-
litische Kritik der Technologie auch 
in der im übrigen hinreichenden 
Berufsbildung der Minderheit in der 
Großindustrie; und schließlich

gigen Arbeitnehmer im Interesse 
der Unternehmungen zu erreichen; 

— durch die Beteiligung der Berufs-
schule den Eindruck öffentlicher 
Verantwortung für die berufliche 
Bildung zu erwecken bei gleichzeiti-
ger weit überwiegender Zuständig-
keit der Unternehmer;

Die Majorität des Nachwuchses erhält 
also ihre berufliche Bildung nach Maß-
gabe der Möglichkeiten des dualen 
Systems. Dieses System gibt es in- 
Deutschland seit mehr als einem hal-
ben Jahrhundert; es hat sich in diesem 
Zeitraum „bewährt" insofern, als es

In dem Augenblick aber, wo die be-
rufsstrukturellen Veränderungen 
schneller als der Generationswechsel 
vor sich gehen und der volkswirt-
schaftlich geforderte Vorgang des Be-
rufswechsels eine Mobilität größeren 
Ausmaßes verlangt, muß die Berufs-
ausbildung relativ entspezialisiert und 
theoretisiert werden. Zwar werden 
auch weiterhin Spezialleistungen er-
lernt werden müssen, mehr sogar als 
früher, aber in einem Prozeß, der nicht 
mehr während der Ausbildung für ein 
ganzes Arbeitsleben vorweggenommen 
werden kann. Vielmehr muß die Aus-
bildung in erster Linie die Vorausset-
zungen für das Erlernen mannigfacher

Das gesamte Bildungswesen in der Bundesrepublik, ein-
schließlich der Berufsbildung, ist in höchstem Grade 
reform-, d. h. verbesserungsbedürftig. Das Schlagwort „Bil-
dungskatastrophe" ist nicht nur eine strapazierte Vokabel 
in bildungspolitischen Diskussionen; es ist die begriffliche 
Widerspiegelung bundesdeutscher Wirklichkeit. Ein Stüde 
dieser Wirklichkeit wurde auch im Arbeitskreis „Qualität 
der Bildung" auf der 4. Internationalen Arbeitstagung der 
IG Metall sichtbar. Besonders das Referat von Prof. Dr. 
Blankertz, Münster, beschäftigte sich ausführlich mit Zu-
stand und Lösungsmöglichkeiten im Bildungswesen, unter

Wären die Mängel des dualen Systems 
allein von diesem hier angedeuteten 
Aspekt her bedingt, so läge die kon-
krete Lösung, d. h. eine ausbildungs-
politische, organisatorische, curricular- 
didaktische und methodische Konzep-
tion für zeitgemäße Berufsausbildung 
auch nicht auf der Hand. Aber es ließe 
sich eine Gemeinsamkeit der Interes-
sen aller Beteiligten denken, weil nur 
das objektiv kurzsichtige, betriebs-
egoistische Interesse an ökonomischer 
Nutzung der Lehrlingsarbeitskraft ge-
brochen werden müßte. Tatsächlich 
aber ist die Situation sehr viel schwie-
riger aufgrund der politisch-gesell-
schaftlichen Implikate des dualen Sy-
stems, offen beim Namen genannt: auf-
grund seiner antidemokratischen Ten-
denzen. Wolfgang Lempert hat sie mit 
drei Aspekten gekennzeichnet:

Spezialleistungen erbringen; das aber 
heißt unter den Bedingungen einer 
technischen Zivilisation, daß sie wis-
senschaftlich werden muß.

dem besonderen Blickwinkel der Berufsbildung. Die Dis-
kussionsbeiträge von Dipl. oec. Gems, Dr. Petschick, Dr. 
Schäfer und Dr. Steigerwald verdeutlichten die Verquickung 
der bildungspolitischen Konzeptionen und Maßnahmen mit 
den Profitinteressen und gesellschaftlichen Vorstellungen 
der Monopole und gaben Denkanstöße für eine demokrati-
sche Bildungsreform. Im Unterschied zu den Wissenschaft-
lern der BRD konnte Prof. Dr. Knauer, DDR, in seinem 
Referat eine hervorragende Zwischenbilanz über die Resul-
tate des einheitlichen sozialistischen Bildungswesens in der 
DDR geben.

Die Berufsausbildung in der BRD auf 
der Ebene der Lehrlingsausbildung 
wird als das sogenannte duale System 
bezeichnet, wörtlich genommen zu Un-
recht, denn von einer mit diesem Be-
griff immerhin nahegelegten gleich-
mäßigen Beteiligung zweier Faktoren 
kann kaum die Rede sein. Lehrlinge 
werden überwiegend im Betrieb aus-
gebildet: die Berufsschule gibt dazu 
eine begleitende Ergänzung. Mehr als 
60 °/o ein ’S Geburtsjahres durchläuft 
gegenwärtig eine Lehre; unter dem 
hier interessierenden Gesichtspunkt 
müssen noch 15 °/o berufsschulpflichti-
ger Juge? !:cher ohne Lehrverhältnisse 
dazugerechnet werden, deren Ausbil-
dung allein von der schmalen Beglei-
tung durch die Berufsschule wahrge-
nommen wird bzw. werden müßte.

— das Weiterwirken ständischer Wert-
vorstellungen, faßbar in dem Vo-
tum für die praktischen Erfahrun-
gen gegen Entfaltung des Intellekts, 
wie sie in der noch immer von der 
Majorität der Lehrlinge durchlaufe-
nen handwerklichen und kaufmän-
nischen Ausbildung in Klein- und 
Mittelbetrieben wirksam sind und 
mit dem bis heute in der Diskussion 
gebliebenen Blödsinn verteidigt 
werden, ein Übermaß an intellek-
tueller Schulung gefährde die per-
sonalen Qualitäten;

Gegenwärtig werden höchstens 10 bis 
15 % der Lehrlinge, die in Betrieben 
der Großindustrie lernen, in einer ten-
dentiell diesen Erfordernissen angenä-
herten, systematischen und lehrgangs-
mäßig organisierten Form ausgebildet. 
Im übrigen bereitet das duale System 
eine Qualifikationslücke für die tech-
nisch-ökonomischen Anforderungen 
der kommenden Jahrzehnte vor, ein 
Altersproletariat von nicht mehr ein-
satzfähigen Arbeitnehmern im Jahre 
2000.

— genügend Spielraum für Differen-
zierungen enthielt, um einerseits 
punktuell erforderliche Höherquali-
fizierungen zu ermöglichen, ande-
rerseits auf weiten Gebieten die 
Lehrlingsarbeitskraft ausbeuten zu 
können, ohne diesen skandalösen 
Zustand allzu offenkundig werden 
zu lassen;

— durch den Anschluß der Berufs-
schule an ein differenziertes System 
des berufsbildenden Schulwesens 
und Einrichtungen des zweiten Bil-
dungsweges Aufstiegschancen für 
eine Minorität leistungsfähiger Ju-
gendlicher zu schaffen und so die 
Möglichkeiten der Artikulation von 
Unzufriedenheiten zu verringern.

Das duale System ist in der bisher an-
gelegten Form heute kaum noch ver-
tretbar; es ist reformbedürftiger als 
alle anderen Teile des Ausbildungs-
sektors — obschon von ihm am we-
nigsten gesprochen wird —, aber es 
wird sich aller Voraussicht nach nur im 
Zusammenhang mit einer Gesamtre-
form des öffentlichen Bildungswesens 
strukturell verändern lassen. Das 
hängt damit zusammen, daß die Män-
gel des dualen Systems nicht nur in 
der zum Verhältnis zu den steigenden 
Anforderungen geringer werdenden 
Effektivität liegen, sondern auch in 
seinen politisch-gesellschaftlichen Im-
plikationen ...

— die Qualifikationsansprüche der 
Wirtschaft bis in die Mitte des 20. 
Jahrhunderts ausreichend erfüllte, 
ohne übermäßige Kosten zu verur-
sachen;
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Aufgrund der im einzelnen genau nach-
gewiesenen und methodisch sauber 
diskutierten Verhältnisse leitet Lem- 
pert Folgerungen für die notwendige 
Reform ab:

— die Konsequenzen in Gestalt der 
Trennung von Theorie und Praxis, 
Bildung und Ausbildung, Aufstieg 
und Beruf.

Und ich wähle als zweiten Einstieg zur 
Behandlung des Themas Beruf und Bil-
dung ein bekanntes Zitat von Karl 
Marx:

Berufen, für die im Ausland nur kurze 
oder gar keine Lehrzeiten vorgesehen 
sind, erreichen die deutschen Lehrlinge 
trotz mangelhafter Ausbildung und 
trotz großen Leerlaufs einen fast hun-
dertprozentigen Ausbildungserfolg am 
Ende der Lehrzeit, d. h. sie ersetzen 
dem Betrieb mindestens während des 
letzten Lehrjahres voll einen Fach-
arbeiter zu niedrigen Kosten.

—• Bemessung der Lehrzeitdauer nach 
dem tatsächlichen Leistungsstand, 
und zwar sowohl objektiv, d. h. un-
terschieden nach den Berufen, als 
auch subjektiv, d. h. unterschiedlich 
für die einzelnen Lehrlinge dessel-
ben Berufes nach Maßgabe ihrer 
Fortschritte und ihres Engagements.

Grundpfeiler sozialistischer Bildungs-
politik postuliert haben: die untrenn-
bare Einheit von Bildung und Ausbil-
dung, von humanistischer und realer 
Bildung, von Schule und Leben, von 
Theorie und Praxis, einschließlich poli-
tischem Kampf.

umfassende Bildung aller Kinder ein, 
und sie betonten immer wieder die 
Notwendigkeit der engen Verbindung 
von Lernen, Arbeiten und politischem 
Kampf. Darauf fußend entstanden auch 
die Prinzipien sozialistischer Bildungs-
politik, die sich wie folgt zusammen-
fassen lassen: Staatlichkeit, Einheitlich-
keit, Weltlichkeit, Unentgeltlichkeit, 
Wissenschaftlichkeit, Gleichheit.

Wie alle sozialistischen Länder stützt 
sich auch die DDR in der Frage des 
allgemeinen, übergreifenden Zieles der 
Bildung und Erziehung auf Karl Marx. 
Von ihm stammt die Zielbestimmung 
der „allseitig entwickelten Persönlich-
keit", von der bürgerliche Theoretiker 
in Vergangenheit und Gegenwart nicht 
müde wurden und werden, sie als Uto-
pie zu deklarieren und zu diffamieren. 
Die Erfolge der Bildungspolitik in den 
sozialistischen Ländern legen ein ein-
deutiges Zeugnis davon ab, daß dieses 
Ziel real und erreichbar ist, wenn die 
politischen und ökonomischen Bedin-
gungen dafür gegeben sind.

Für die Weiterbildung der Erwachse-
nen erfolgte 1970 gleichfalls eine Ziel-
präzisierung; auch in ihr ist die „all-

Der Kampf der Arbeiterklasse für eine 
höhere und bessere Bildung spiegelt 
sehr deutlich wider, daß diese Fragen 
in Theorie und Praxis eine konkrete 
Form der Klassenauseinandersetzung 
waren und sind. Die fortschrittlichen 
Arbeiterparteien und Gewerkschaften 
folgten seit ihrem Bestehen den Marx-
sehen Gedanken. Sie traten für eine

Prof. Dr. Arnold Knauer
Direktor des Deutschen Instituts für Berufsbildung, Professor für 
Berufspädagogik an der Humboldt-Universität Berlin

„Unter Bildung verstehen wir drei 
Dinge. Erstens: Geistige Bildung. Zwei-
tens: Körperliche Ausbildung. Drittens: 
Polytechnische Erziehung, welche die 
allgemeinen Grundsätze aller Produk-
tionsprozesse mitteilt und die gleich-
zeitig das Kind und die junge Person 
einweiht in den praktischen Gebrauch 
und in die Handhabung der elementa-
ren Instrumente aller Geschäfte." J)

Das deutsche System hat mit seinen 
hohen Lehrlingszahlen und verhältnis-
mäßig gleich langen Lehrzeiten in den 
verschiedenen Berufen zu einem para-
dox anmutenden Zustand geführt, näm-
lich: je besser die Ausbildung, desto 
geringer der Erfolg (gemessen an der 
Leistung einer vollwertigen Fachkraft 
dieses Berufs), je schlechter die Aus-
bildung, desto höher der Leistungs-
grad der Lehrabsolventen. In den Be-
rufen, für die die ausländischen Syste-
me lange Lehrzeiten ansetzen und 
hohe Anforderungen zu erfüllen sind, 
bleiben die deutschen Lehrlinge trotz 
gründlicher Ausbildung hinter ihren 
ausländischen Kollegen zurück; in den

— Verlängerung der Vollschulzeit auf 
zehn Jahre mit Einschluß berufli-
cher Grundausbildung zur Erhöhung 
der Startqualitäten und Vergleich-
mäßigung der Ausbildungschancen;

— Rationalisierung der betrieblichen 
Lehre durch strenge öffentliche 
Kontrolle und gegebenenfalls, so-
fern die Unternehmer sich der Auf-
gabe versagen, Einrichtung schuli-
scher Lehrlingsausbildung;

Was uns in der Deutschen Demokrati-
schen Republik anbelangt, so hat sich 
Wilhelm Liebknechts Grundthese be-
stätigt, daß Bildung nicht automatisch 
Macht bedeutet, sondern Macht der 
Arbeiterklasse Bedingung für die Bil-
dung aller ist. Im Mittelpunkt unseres 
Handelns stehen der werktätige 
Mensch, die Befriedigung seiner mate-
riellen und geistig-kulturellen Bedürf-
nisse, die Entfaltung der sozialistischen 
Persönlichkeit.

Die allseitig entwickelte Persönlichkeit 
als übergreifende, für alle gesellschaft-
lichen Erziehungsträger verbindliche 
Zielvorstellung ist in der Verfassung 
der DDR verankert.2) Dieses allgemei-
ne Ziel der Bildung und Erziehung 
bedarf, um als Führungsgröße in der 
konkreten pädagogischen Arbeit wir-
ken zu können, der institutionellen 
Entsprechung sowie der Präzisierung 
und Konkretisierung auf die einzelnen 
Stufen des Schul- und Bildungswesens. 
Im Gesetz über das einheitliche sozia-
listische Bildungssystem — dem dritten 
Bildungsgesetz in der Geschichte 
serer Republik — heißt es dazu:

„Das Ziel des einheitlichen sozialisti-
schen Bildungssystems ist eine hohe 
Bildung des ganzen Volkes, die. Bil-
dung allseitig und harmonisch entwic-
kelter sozialistischer Persönlichkeiten, 
die bewußt das gesellschaftliche Leben 
gestalten, die Natur verändern und ein 
erfülltes, glückliches, menschenwürdi-
ges Leben führen." 3)

Ein Wesenszug individueller wie ge-
sellschaftlicher Tätigkeit ist ihre Ziel- 
orientiertheit. Das trifft in besonderem 
Maße auf die pädagogische Tätigkeit 
zu. Die sozialistische Pädagogik hat 
der Zielbestimmung stets besondere 
Bedeutung beigemessen; das Ziel 
nimmt bei der Planung und Gestaltung 
pädagogischer Prozesse die Funktion 
einer Führungsgröße ein.

Besondere Bedeutung für den Durch-
bruch einer neuen, kritischen Richtung 
der Berufspädagogik und für die Mög-
lichkeiten ihrer bildungspolitischen 
Wirksamkeit kommt einer von Wolf-
gang Lempert und Heinrich Ebel vor-
gelegten Studie zu Kernpunkten des 
dualen Systems zu, ein Lehrstück so-
zialwissenschaftlicher Empirie im Dien-
ste pädagogischer Forschung. Die Re-
sultate der Erhebungen sind im Kon-
text zu lesen mit einem von Lempert 
gleichzeitig vorgelegten internationa-
len Vergleich industriestaatlicher Aus-
bildungssysteme :

Damit möchte ich gleich zu Anfang 
einen weiteren unveräußerlichen

Für die Berufsausbildung der heran-
wachsenden Generation erfolgte 1968 
eine weitere Präzisierung in den nach 
breiter öffentlicher Aussprache von der 
Volkskammer der DDR beschlossenen 
„Grundsätzen für die Berufsausbildung 
im einheitlichen sozialistischen Bil-
dungssystem."

’) In Instruktionen an die Delegierten des pro-
visorischen Generalrates zu einzelnen Fragen 
(in cngl. Sprache). Deutsche Fassung nach .Der 
Vorbote', Nr. 10/11/1866.
*) Vgl. Verfassung der Deutschen Demokrati-
schen Republik vom 6. April 1968, § 25, Abs. 2. 
Staatsverlag der DDR, Berlin 1968, S. 25.
’) Gesetz über das einheitliche sozialistische Bil-
dungssystem. In: Gesetzblatt der DDR, Teil I, 
Nr. 6/1965.
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Schlussesß) wurde z. B. in der DDR in 
den Jahren 1968 bis 1971 der Inhalt 
aller Ausbildungsberufe neu bestimmt. 
Das war ein Akt wahrhaft sozialisti-

Zur praktischen Realisierung dieser 
konzeptionellen Zielvorstellungen wur-
de in der DDR das einheitliche sozia-
listische Bildungssystem geschaffen. 
Seinen strukturellen Aufbau zeigt das 
nachfolgende Schema.

seitig entwickelte Persönlichkeit" dia-
lektisch aufgehoben.

scher Demokratie. An der Neubestim-
mung des Inhalts waren viele Tausen-
de Staatsbürger aktiv beteiligt: Arbei-
ter und Angestellte, Wissenschaftler, 
Ingenieure und Meister, Pädagogen, 
Gewerkschaftsfunktionäre wie Jugend-
vertreter. Es wurden unter straffer 
staatlicher und gründlicher wissen-
schaftlicher Anleitung

Die Schaffung von Grundberufen und 
die Verbreiterung des Inhalts aller 
Ausbildungsberufe haben in der DDR 
die allgemeine Tendenz zur Verringe-
rung der Anzahl von Ausbildungsberu-
fen beschleunigt, die Planung und Effi- 
ziens der Berufsausbildung sowie die 
Berufswahl begünstigt. Gab es 1957 
noch 972 Ausbildungsberufe in der 
DDR, so betrug ihre Anzahl 1967/68

7

— ein neuer Berufstyp mit besonders 
breitem Inhaltsprofil, der Grundbe-
ruf, eingeführt. Heute wird in der 
DDR in 28 Grundberufen ausgebil-
det.

■

sowie die dazu erforderlichen Rah-
menausbildungsunterlagen beschlos-
sen;
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Fach-, oder 
Ingenieur-
schule 
(Direkt- oder

In der Regel dauert die Berufsausbil-
dung zwei Jahre, für Berufe mit hohen 
Anforderungen besteht auch die drei-
jährige Form, die zugleich die Hoch-
schulreife vermittelt (im Jahr 1971: 
16 000 Neuaufnahmen). Von den Schü-
lern, welche die Oberschule erfolgreich 
absolviert haben, erlernen über 99 Pro-
zent einen Beruf oder besuchen weiter-
führende Stufen des Bildungssystems. 
Danach kann man in der DDR mit vol-
lem Recht von einer fast völlig durch-
gesetzten zwölfjährigen Schulpflicht 
sprechen, an deren Ende für ihre Ab-
solventen das Recht zum Besuch der 
Fach- (Ingenieur-) oder Hochschule zu-
erkannt wird — nicht im engen Sinn 
eines Zertifikates, sondern als Bestäti-
gung gesellschaftlicher Reife.

— umfassende Berufsanalysen und Be-
rufsbilder erarbeitet und nach 
gründlicher Überprüfung und Erpro-
bung 307 Ausbildungsberufe ent-
sprechend dem differenzierten Be-
darf der Volkswirtschaft festgelegt

Als soziale und politische Interessen-
vertreter der Werktätigen haben die 
Gewerkschaften das Recht auf Mitbe-
stimmung in der berufsanalytischen 
Tätigkeit, der Ausarbeitung von Be-
rufsbildern und -Systematiken, von 
Lehrplänen, Lehrbüchern und Lehrmit-
teln sowie auf Kontrolle ihrer tatsäch-
lichen Verwirklichung.

j

— eine neue berufliche Grundlagen-
bildung für alle Abgänger der 10. 
Klasse der allgemeinbildenden po-
lytechnischen Oberschule eingeführt 
und das Profil aller Ausbildungs-
berufe durch Erhöhung des Anteils 
theoretischer Bildungsstoffe erwei-
tert;
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Wir sprechen bewußt vom einheitli-
chen sozialistischen Bildungssystem, 
weil ihm in der Tat alle Wesensmerk-
male eines Systems eigen sind: Teil-
systeme und Elemente; Funktionen, 
Relationen, Struktur und Organisation; 
inputs und Outputs. In die Sprache der 
Bildungspolitik übersetzt ist dieses Bil-
dungssystem gekennzeichnet durch 
Durchlässigkeit, Gleichwertigkeit der 
Bildungswege, enge Beziehungen zu 
anderen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens, Integration von allgemei-
ner und beruflicher Bildung, von Bil-
dung und Ausbildung.

Die Berufsausbildung baut in der DDR 
grundsätzlich auf der allgemeinbilden-
den zehnklassigen Oberschule auf.4) 
Diese Oberschule ist polytechnisch 
orientiert, d. h. sie vermittelt auch jene 
polytechnischen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten, wie sie Marx’ Bildungsdefi-
nition impliziert — nicht als vorweg-
genommene Berufsausbildung, sondern
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.‘genwärtlg verlassen noch etwa 13 Prozent 
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Entsprechend der gesellschaftlichen 
und wissenschaftlich-technischen Ent-
wicklung vollzogen sich in den letzten 
Jahren in allen sozialistischen Staaten 
des RGW umfangreiche qualitative und 
quantitative Veränderungen im Inhalt, 
in der Anzahl und in der Profilierung 
der Ausbildungsberufe. Auf der Grund-
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Anpassung des Bildungswesens
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fassung der ihn umgebenden Gesell-
schaft".

Sie bedingt, daß „der Betrieb selbst 
zum Kristallisationspunkt von Kultur 
und Bildung wird und die pädagogische 
Funktion des Betriebes gleichberechtigt 
neben seine produktive tritt".7) Das 
aber ist nur möglich durch eine Ände-
rung der „Sozialverfassung des Betrie-
bes", die sich wiederum im Einklang 
befinden muß mit der „politischen Ver-

Andererseits steht das spätkapitalisti-
sche System der Bundesrepublik gera-
de in der Bildungspolitik unter einem

455 (darunter vier Grundberufe) und 
1971/72 307 (darunter 28 Grundberufe). 
Diese Ausbildungsberufe befriedigen 
mit ihren 750 aufbauenden Spezialisie-
rungen den volkswirtschaftlichen Be-
darf für das nächste Jahrzehnt.

Der Inhalt der Ausbildungsberufe in 
der DDR ist ähnlich wie in allen sozia-
listischen Staaten gegliedert in eine 
berufliche Grundlagenbildung und eine 
berufliche Spezialisierung. Die beruf-
liche Bildung baut konsequent auf der 
hohen Allgemeinbildung der obligato-
rischen zehnklassigen polytechnischen 
Oberschule auf. Sie führt diese fort 
und nutzt sie ständig durch Herstellen 
didaktischer Bezüge sowohl im theore-
tischen als auch im praktischen Unter-
richt. Soweit in der DDR noch Jugend-
liche nach Absolvierung der 8. Klasse 
ein Lehrverhältnis eingehen, werden 
sie in mindestens fünf Fächern im Be-
rufsschulunterricht an das Niveau der 
10. Klasse herangeführt’.

Dipl. oec. Willi Gerns
Journalist, Bremen, Mitglied des Präsidiums des Parteivorstandes 
der Deutschen Kommunistischen Partei

Ünlen 
Euro*' 
S. 1

besonders starken Druck der System-
konkurrenz mit der sozialistischen 
DDR, deren vorbildliches Bildungswe-
sen heute von niemandem mehr ge-
leugnet werden kann, der ernstgenom-
men werden will.

Die aufgezeigte zunehmende Integra-
tion von Berufsbildung und Allge-
meinbildung im Sinne der Überwin-
dung einer „isolierten Berufsausbil-
dung" durch „eine beruflich akzentu-
ierte .allgemeine' Bildung"6) läßt sich 
freilich nur verwirklichen durch eine 
entschiedene Erhöhung der pädagogi-
schen Verantwortung des Betriebes.

8

2. Hierzu kommt, daß das spätkapita-
listische System der Bundesrepublik 
unter einem doppelten politischen 
Drude auf dem Gebiet des Bildungswe-
sens steht. Einerseits ist die Bewegung 
der Schüler und Studenten, der Lehr-
linge und jungen Arbeiter, der Lehrer 
und Eltern, der Gewerkschaften und 
anderer demokratischer Organisatio-
nen für eine demokratische Bildungs-
reform in der Bundesrepublik selbst 
immer mächtiger geworden. Diese Be-
wegung kann zu einer Gefahr für das 
System werden, wenn es nicht gelingt, 
ihr durch partielle Lösungen den Wind 
aus den Segeln zu nehmen.

In der Berufsbildung werden die Vor-
aussetzungen des künftigen Fortschritts 
geschaffen. In und für die Berufsbil-
dung arbeiten, das bedeutet für die 
Zukunft zu wirken. Die Lehrkräfte der 
Berufsbildung werden in den nächsten 
Jahrzehnten generell einen Hochschul-
abschluß auf pädagogisch-erzieheri-
schem und fachlichem Gebiet besitzen 
müssen. Es wird keine unterschiedliche 
Wertung der beiden Arten des beruf-
lichen Unterrichts mehr geben, denn 
die Anforderungen an die Lehrkräfte 
im heutigen „berufspraktischen Unter-
richt", ihre erforderlichen erzieheri-
schen Fähigkeiten, ihre benötigten 
Fachkenntnisse und die Voraussetzun-
gen für eine gekonnte didaktische Um-
setzung der immer komplizierter wer-
denden Technologie der Arbeit verlan-
gen ein überproportionales Anwachsen 
gerade ihrer Qualifikation.

Der Lehrende in der Berufsausbildung 
der Zukunft ist Lehrer für den theore-
tischen und berufspraktischen Unter-
richt zugleich. Er wird nicht mehr „Pro-
letarier der Gelehrtenklasse" (Marx) 
sein, sondern ein allseitig gebildeter 
Fachlehrer und Erzieher mit Hochschul-
niveau für die Vermittlung der ange-
wandten Wissenschaft, Technik, Tech-
nologie und einer fortschrittlichen Ar-
beitskultur (die eine wissenschaftliche 
Arbeitsorganisation zum Wohle des 
Menschen einschließt) im integrierten 
Unterricht, nicht im Sinne der Auflö-
sung der Wissenschaftsdisziplinen und 
Unterrichtsfächer, wohl aber im Sinne 
der Fusion von Theorie und Praxis im 
lehrgangmäßig aufbereiteten Unter-
richt mit wechselnden Lehr- und Lern-
methoden höchstmöglicher Effektivität.

Das Interesse der Arbeiter und Ange-
stellten an sozialer Sicherheit und ge-
sellschaftlichem Fortsdiritt verlangt 
dagegen eine grundlegende Bildungs-
reform. Ein wichtiges Kriterium für 
eine demokratisdie Bildungsreform 
besteht darin, daß diese weder durch 
systemimmanente, das großkapitalisti-
sche System stabilisierende Detailver-
änderungen am spätkapitalistischen 
Bildungswesen noch als isoliertes Ziel, 
sondern nur in dem Maße verwirklidit 
werden kann, wie sie Teil des Kampfes 
um eine demokratische Alternative zur 
gesamten Politik der Herrsdienden ist. 
Der Kampf um eine demokratische Bil-
dungsreform muß untrennbarer Be-
standteil des Kampfes um die Zurück- 
drängung und schließliche Überwin-
dung der Macht des Großkapitals, um 
die demokratische Erneuerung von 
Staat und Gesellschaft sein.

e) Groothoff, H. H.: Arbeitswelt und Mcnsdien- 
bildung. In: Septembergesellsdiaft, Neuordnung 
des beruflichen Bildungswesens, S. 85.
’) Baethge, Martin: Ausbildung und Herrschaft, 

rnehrnerinteressen in der Bildungspolitik.
ropäisefae Verlagsanstalt, Frankfurt/M., 1970, 
12.

Diese Übereinstimmung setzt einen 
Gleichklang der Ziele von Bildung und 
Wirtschaft in einem solchen Grade 
voraus, daß sich die Zielsetzung der 
Ökonomie mit dem Bildungsziel der 
Gesellschaft identifiziert. Das aber ist 
nur möglich im Sozialismus.

Die Ausführung von Kollegen Dr. 
Knauer in unserer Arbeitsgemeinschaft 
haben erneut gezeigt, wie weit die 
DDR auf diesem Gebiet der Bundes-
republik voraus ist. Im Interesse der 
Erhaltung des großkapitalistischen 
Systems müssen die Herrschenden 
darum nach Lösungen suchen, die den 
Druck der Systemkonkurrenz mildern.

Wenn man nach den Ursachen fragt, 
warum das Großkapital, seine Ver-
bände und politischen Parteien, die 
noch vor wenigen Jahren die Misere 
in Bildung und Ausbildung totzu-
schweigen versuchten, heute den Bil-
dungsnotstand in gewissen Grenzen 
selbst aufdecken und nach gewissen 
Veränderungen streben, so ist vor al-
lem auf zwei Faktoren hinzuweisen:

1. Der Widerspruch zwischen den Er-
fordernissen des -wissenschaftlich-tech-
nischen Fortschritts und der Rückstän-
digkeit des Bildungswesens in der Bun-
desrepublik hat eine solche Zuspitzung 
erfahren, daß er zu einer Schranke für 
das Profit- und Machtstreben des Groß-
kapitals geworden ist. Der Mangel an 
qualifizierten Fachkräften in Wissen-
schaft, Wirtschaft und Forschung droht 
zu einer ernsten Gefahr für die Wachs-
tumsmöglichkeiten der Industrie und 
damit für die Möglichkeiten der Profit-
maximierung und Expansion der Kon-
zerne der Bundesrepublik zu werden.

Dabei geht es dem Großkapital und 
seinen politischen Vertretungen dar-
um, solche Veränderungen im Bil-
dungswesen vorzunehmen, die das 
kapitalistische Profit- und Herrschafts-
system effektiver gestalten und da-
durch sowohl Voraussetzungen für den 
Ausbau der Macht der Konzerne im 
Innern wie für ihre weitere Expansion 
nach außen schaffen. Zu diesem Zweck 
soll das Bildungswesen an den verän-
derten Arbeitskräftebedarf der Groß-
industrie angepaßt werden. Diese Linie 
bestimmt sowohl die Vorstellungen der 
Unternehmerverbände wie die der 
etablierten Parteien, sie bestimmt auch 
die Praxis der Bildungspolitik der Bun-
desregierung.



Bildung und Herrschaft in der Bundesrepublik

tik", Frankfurt/Main

Profitstreben blockiert Bildung
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Allerdings kann sich diese Erkenntnis 
nicht nur auf den Bildungssektor be-

Der reaktionäre Standpunkt der Unter-
nehmerverbände gipfelte in der Dro-
hung eines ihrer Vertreter in Mün-
chen: Wer das duale Ausbildungssy-
stem beseitigen wolle, würde gegen 
die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung verstoßen und stünde somit 
nicht mehr auf dem Boden der Ver-
fassung. Dies zeigt: Jeder, der die Al-
leinherrschaft des Kapitals in der be-
ruflichen Bildung auch nur anzutasten 
versucht, wird als Umstürzler diffa-
miert und sogar als Verfassungsfeind 
verleumdet.

Noch immer erhält nur eine Minderheit 
von höchstens 10 bis 15 Prozent der 
Lehrlinge in den Großbetrieben einen 
Ausbildungsplatz, der tendenziell eine 
etwas bessere Qualifizierung bietet; 
noch immer ist die theoretische Kennt-
nisvermittlung der Berufsschule nicht 
mit der betrieblichen Ausbildung ko-
ordiniert und beträgt im Durchschnitt 
nur sechs Wochenstunden — in Nord-
rhein-Westfalen heute sogar weniger 
als vor 40 Jahren. Noch immer werden, 
wie Otto Brenner auf der zweiten in-
ternationalen Arbeitstagung der IG 
Metall feststellte, „die Lehrlinge nicht 
nur schlecht, sondern auch in Berufen 
ohne Zukunft ausgebildet".

des 
und

Bei einer näheren Untersuchung, die 
wir uns hier leider aus Zeitgründen 
versagen müssen, würden wir zu dem 
Ergebnis kommen, daß es nur ein Prin-
zip gibt, das hier herrscht, und das 
auch das Wachstum bestimmt; das ist 
das Profitprinzip, genauer: das Streben

Otto Brenner verweist in seinem Refe-
rat „Perspektiven der deutschen Mit-
bestimmung" darauf, daß die Unter-
nehmer große Anstrengungen unter-
nehmen, um durch Bagatellzugeständ-
nisse die Arbeiter und Angestellten 
„an den Betrieb und dessen Gemein-
ziel zu binden, d. h. die Entwicklung 
eines kollektiven politischen Bewußt-
seins zu hintertreiben".

Auch Kollege Vetter hob hervor, „daß 
ohne die Gretchenfrage nach den Be-
dingungen privatwirtschaftlicher Pro-
duktion und privater Macht" die ge-
sellschaftlichen Probleme nicht gelöst 
werden können.

nung und einer grundlegenden Reform 
des Bildungs- und Berufsbildungssy-
stems. Solange die kapitalistischen 
Herrschaftsverhältnisse nicht angeta-
stet werden, kann kein echter Fort-
schritt zur Lösung der Bildungskrise 
erreicht werden.

schränken, sondern gilt für alle gesell-
schaftlichen Bereiche, die hier auf die-
ser Tagung diskutiert werden. Somit 
besteht ein enges Wechselverhältnis 
zwischen den gewerkschaftlichen Ziel-
vorstellungen nach Mitbestimmung, 
Überführung der Schlüsselindustrien 
und anderer markt- und wirtschaftsbe-
herrschender Unternehmen in Gemein-
eigentum sowie demokratischer Pla-

Dr. Heinz Schäfer
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Marxistische 
Studien und Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main
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Auf der anderen Seite helfen Teilfor-
derungen im Bildungsbereich mit, die 
von den Gewerkschaften angestrebte 
„Umgestaltung von Wirtschaft und Ge-
sellschaft" zu realisieren. Dieses Wech-
selverhältnis bestätigt auch die Rich-
tigkeit der Grundthesen von Wilhelm 
Liebknecht, die schon Knauer anführte: 
„Nur wenn sich das Volk politische 
Macht erkämpft, öffnen sich ihm die 
Pforten des Wissens."

Sie unternehmen daher, vor allem über 
die Spitzen der Unternehmerverbände 
und der von ihnen beherrschten oder 
ihnen nahestehenden Publikationen, 
gerade in letzter Zeit große Anstren-
gungen, um das Profitstreben, das in 
zunehmendem Maße von den Gewerk-
schaften attackiert wird, salonfähig zu 
halten. Bedeutungsvoll, auch im Hin-
blick auf die Qualität gewerkschaft-
licher Bildungsarbeit, ist, daß der Vor-
sitzende des DGB, Kollege Heinz O. 
Vetter, hier mit aller wünschenswerten 
Offenheit erklärte: „Wir müssen radi-
kal brechen mit den bislang unsere 
Wirtschaft und Gesellschaft beherr-
schenden Prinzipien des privaten Ge-
winns und des unkritisch gesehenen 
Wachstums."

nach einer höchsten Profitrate. Alle 
Fragen, die auf dieser internationalen 
Arbeitstagung zur Diskussion stehen, 
von der Bildung, dem Verkehr, der 
Umwelt, der Gesundheit, bis hin zu 
den Fragen der Demokratisierung, sto-
ßen bei ihrer Lösung auf die vom Pro-
fit gesetzten Schranken.

Der Trieb nach Profit ist maßlos, er 
führt zur Akkumulation des Kapitals, 
zur Konzentration und Zentralisierung 
des Kapitals. Kollege Brenner, der dar-
auf verweist, daß allein 1970 und 1971 
beim Bundeskartellamt ebenso viele 
Zusammenschlüsse von Großunterneh-
men registriert wurden, wie in den vor-
angegangenen zwölf Jahren, kommt 
zu dem Ergebnis, daß damit das gesell-
schaftliche Kräfteverhältnis zugunsten 
des privaten Kapitals verändert wurde.

Dr. Werner Petschick
Redakteur der „NACHRICHTEN zur Wirtschalts- und Sozialpoli-

Ein Anfang 1972 in München stattge-
fundener Kongreß der vom Großkapi-
tal beherrschten Unternehmerverbände 
zur beruflichen Bildung hat erneut be-
stätigt: Die Unternehmer wollen die 
Form der dualen Ausbildung zemen-
tieren und partielle Veränderungen 
nur insoweit zulassen, wie die beruf-
liche Bildung noch stärker der Profite 
maximierung und der Sicherung der 
kapitalistischen Herrschaftsstrukturen 
untergeordnet werden kann. Einen 
ähnlichen Standpunkt vertritt auch die 
den Untornehmerverbänden naheste-
hende CDU/CSU. Aufgabe der Bildung, vor allem auch 

der gewerkschaftlichen Bildung, muß 
gerade darin bestehen, ein solches 
kollektiv-politisches Bewußtsein zu 
schaffen, das notwendigerweise anti-
kapitalistisch ist. Aber die Unterneh-
mer lassen es nicht nur dabei, die Ar-
beiter und Angestellten an das be-
triebliche Gewinnziel zu binden, son-
dern an das Profitsystem.

Was ergeben sich für Folgerungen 
daraus? Wer das Profitprinzip beseiti-
gen will, der muß dessen Grundlage 
beseitigen, das kapitalistische Eigen-
tum an den Produktionsmitteln. Die 
Gewerkschaften haben in ihrem Grund-
satzprogramm und der in ihr enthalte-
nen sogenannten Troika — Mitbestim-
mung, demokratische Planung und 
Überführung von Schlüsselindustrien 
sowie markt- und wirtschaftsbeherr-
schenden Unternehmen in Gemeinei-
gentum — gangbare Wege aufgezeigt. 
Die Behandlung der wesentlichen ge-
sellschaftlichen Zusammenhänge ist 
von großer praktischer Bedeutung, vor 
allem auch im Kampf um die Sicherung 
und den Ausbau des sozialen Besitz-
standes.

Angesichts der Herrschaftsverhältnisse 
im Bereich der beruflichen Bildung, 
wie auch in allen anderen Lebensberei-
chen, die durch eine hauchdünne Schicht 
von Kapilaleigentümern, gekennzeich-
net sind, die mit der ökonomischen 
Macht auch über politische Macht ver-
fügen, ergibt sich für die gewerk-
schaftliche Strategie zur Überwindung 
der grundlegenden Mängel in der be-
ruflichen Bildung die Schlußfolgerung, 
die bestehenden Besitz- und Machtver-
hältnisse zu verändern. Alternativen 
und Forderungen zur Lösung der Bil-
dungskrise können nur in dem Umfang 
im Interesse der Arbeiterklasse durch-
gesetzt werden, wie es gelingt, die 
Herrschaft des Großkapitals einzu-
schränken und schließlich ganz zu 
überwinden.

J
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Bildungsurlaub - und der Inhalt?

Qualität der Gesundheit: Eine gesellschaftliche Aufgabe

Gesundheit ohne Diskriminierung

Mit der Entwicklung zur Industriege-
sellschaft haben sich die sozialen Be-
dingungen geändert.

Sodann gibt es Initiativen von sozial-
demokratischer und gewerkschaftlicher 
Seite. Leider muß hierzu kritisch an-
gemerkt werden, daß sie den Rahmen 
des traditionellen sozialdemokratischen 
Bildungsreformismus nicht überschrei-
ten. Wie wenig sie versuchen, auch nur

die Grenzen des bestehenden Systems 
anzuvisieren, erkennt man schon dar-
aus, daß sie in der Regel der Unter-
nehmerseite die angebotene Lösung 
unter dem Gesichtspunkt schmackhaft 
machen wollen, ihnen zu suggerieren, 
das Ergebnis sei eine höhere Arbeits-
produktivität und diese damit auch im 
Interesse der Kapitalseite.

In der Argumentation der Unterneh-
merseite überwiegt die wirtschaftlich 
begründete Ablehnung: Dem Kapital 
könne die mit dem Bildungsurlaub zu-
sammenhängende finanzielle Belastung 
nicht aufgebürdet werden. Sodann wird 
auf die gewaltigen organisatorischen 
Probleme eines Bildungsurlaubs ver-
wiesen.

All unser Kampf um den Bildungsur-
laub — er mag schließlich erfolgreich 
sein, und das wäre ein großes Ergebnis 
für die Arbeiterklasse — wird nicht 
dazu führen, daß wir diese Probleme 
in den offiziellen Einrichtungen des 
Systems klären können. So sehr jeder 
Schritt in Richtung auf den Bildungs-
urlaub mit ganzer Kraft unterstützt 
werden muß; bestimmte Grundfragen 
müssen dennoch letztlich in den Reihen 
der Arbeiterbewegung geklärt wer-
den:

Krankenvorsorge trifft. Zur öffentlich- 
rechtlichen Pflichtaufgabe — wie bei-
spielsweise das Schulwesen — ist die 
Krankenhausvor- und -fürsorge nicht 
erklärt.

Das System unseres Krankenhauswe-
sens ist weder nach modernen gesund-
heitspolitischen Gesichtspunkten for-
miert, noch beruht es auf einer ge-
sundheitspolitischen Konzeption. Letzt-
lich wirkt hier der Gedanke des mit-

stehen, das die Patienten — unabhängig von ihrer sozialen 
und gesellschaftlichen Stellung — allein nach den medizini-
schen Erfordernissen zu betreuen habe. In welchem Maße 
auch im Gesundheitswesen der BRD Profitgesichtspunkte 
vorherrschen, denen die Interessen der Patienten unter-
geordnet werden, veranschaulichte — neben Radke — vor 
allem Dr. von Heiseier in seinem Diskussionsbeitrag.

Das sind sehr ernsthafte Fragen; und 
es kann nicht der Sinn einer bildungs-
politischen Diskussion über die Quali-
tät der Zukunft sein, die erforderlichen 
näheren und ferneren Zusammenhänge 
zu verkleistern.

In der Arbeitsgruppe „Qualität der Gesundheit" fand das 
Referat Olaf Radkes vom geschäftsführenden Vorstand der 
IG Metall besondere Beachtung. Radke forderte die Abkehr 
vom System der freipraktizierenden Ärzte und verlangte, 
das gesamte Gesundheitswesen zu einer staatlichen, öffent-
lichen Angelegenheit zu machen. Im Mittelpunkt diesbe-
züglicher Reformen müsse das „klassenlose Krankenhaus"

Dr. Robert Steigerwald
Journalist, Eschborn; Sekretär des Parteivorstandes der 
Deutschen Kommunistischen Partei

Daß jegliche Diskussion über die Qua-
lität der Zukunft gesellschaftlichen 
Lebens die Bildungsfragen einschließen 
muß, ist eine von niemandem bestrit-
tene Binsenweisheit. Folglich gehört 
auch die Frage des Bildungsurlaubs in 
den Bereich unserer Diskussion. Bis 
Mitte Mai vergangenen Jahres gab es 
hierzu in der Bundesrepublik 30 Initia-
tiven und in einer entsprechenden 
Bibliografie 63 Titel. Die verschiede-
nen Stellungnahmen lassen sich leicht 
gliedern.

Olaf Radke
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Industriegewerkschaft
Metall für die BRD

Und es gehört hierzu ein weiterer 
Komplex von Fragen: Was für eine 
Arbeiterbewegung ist dazu notwendig? 
Wie steht es um die eigenen Bildungs-
einrichtungen der Arbeiterbewegung? 
Wie steht es um ihre eigenen Mei-
nungsbildungsinstrumente? Kann eine 
Arbeiterbewegung auf die Dauer er-
folgreich sein, die auf ihre eigenen 
Meinungsbildungsinstrumente (z. B. 
Tageszeitungen) verzichtet hat und nur 
Ansprüche an das bestehende — kapi-
talistische — System stellt, Ansprüche, 
die dazu noch im Rahmen des Systems, 
im Interesse der Steigerung seiner 
Produktivität gelöst werden sollen?

Bei der Untersuchung der Struktur un-
seres Krankenhauswesens stößt man 
auf die merkwürdige Tatsache, daß das 
Krankenhauswesen erst in diesem Jahr 
— also im Jahre 1972 — durch das 
Krankenhausfinanzierungsgesetz zur 
öffentlichen Aufgabe erklärt wurde. Es 
bleibt aber trotzdem jeder öffentlich- 
rechtlichen Gebietskörperschaft — Ge-
meinde, Landkreise oder Stadt — über-
lassen, ob sie für die Bürger ihrer Ge-
meinde eine entsprechende stationäre
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Da sind zunächst die der Unternehmer-
seite, also die prokapitalistischen. Hier-
zu gehören nicht nur die offenen Un-
ternehmerstellungnahmen, sondern 
auch die scheinbar neutral vorgehen-
den, die nur im Rahmen der vorgege-
benen Zweck-Mittel-Relationen argu-
mentieren, also nur unter dem Ge-
sichtspunkt der Grenzen des bestehen-
den, des kapitalistischen Systems an 
unsere Frage herangehen.

telalterlichen Armenhospitals noch 
nach. Dieses Hospital war Asyl für 
Arme und Kranke, die sich selbst nicht 
mehr helfen konnten, die praktisch nur 
Unterkunft erhielten, ohne daß die 
medizinische Seite einer Gesundheits- 
vor- oder -fürsorge eine Rolle spielte. 
Zu dieser Zeit lag auch die Krankheits-
fürsorge in der Familie.

Das sogenannte Regelkrankenhaus 
muß heute für einen bestimmten Ein-
zugsbereich eine wesentlich höhere 
Bettenzahl bereitstellen, als es noch 
vor 50 Jahren denkbar war. Dies hängt 
nicht etwa mit einer höheren Krank-

Wie stehen wir zu Kapitalismus und 
Sozialismus? Welche Vorstellungen 
haben wir davon, die Konflikte der 
kapitalistischen Gesellschaft zu lösen: 
soll das innerhalb des Systems oder 
durch seine Überwindung geschehen? 
Jede der beiden möglichen Antworten 
setzt eine andere Bildungspolitik vor-
aus. Sie setzt auch eine andere Bewäl-
tigung des Konfliktproblems in der 
Arbeiterbewegung selbst voraus: Was 
muß hauptsächlich vermittelt werden: 
die systemimmanente Vertuschung 
oder ihre Ausnutzung zum Kampf für 
den Sozialismus? Wozu also wollen 
wir letztlich bilden?



Keine Privatliquidation

1
„Klassenloses“ Krankenhaus

Staatlicher Gesundheitsdienst

■

Das Gesundheitswesen ist konkurrie-
rende Gesetzgebung; es obliegt also 
sowohl dem Bund als auch den Län-
dern.

Wer ist in diesem Zusammenhang nun 
eigentlich als öffentliche Hand anzu-
sprechen, der diese Aufgabe zukommt? 
In unserem Bereich der Bundesrepublik 
haben wir es mit dem Bund, den Län-
dern und den Gemeinden zu tun.

Das Chefarztwesen muß ebenfalls neu 
durchdacht werden. Ansätze sind über-
all zu finden. Die Privatliquidation in 
einem öffentlich-rechtlichen Kranken-
haus ist ein Anachronismus und Wi-
dersinn. Er verletzt gröblich humane 
Grundsätze.

In der Krebssterblichkeit der Männer 
liegt die Bundesrepublik an 20. Stelle 
und in der Rangfolge der Säuglings-
sterblichkeit an 14. Stelle.

In der Krebssterblichkeit der Frauen 
liegt nach der Statistik der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) die Bun-
desrepublik von 25 Ländern an zweit-
letzter Stelle. Diese Zahl ist alarmie-
rend, selbst wenn man unterstellt, daß 
diese Statistik erhebliche Fehlerquellen 
aufweist aufgrund der Erhebungsme-
thode in den einzelnen Ländern.

Die Unvertretbarkeit der heutigen Ver-
hältnisse muß abschließend in einigen 
Zahlen erläutert werden:

Die daraus sich ergebenden Therapie-
fälle bedürfen einer entsprechenden 
klinischen Vorsorge.

scheint es noch erforderlicher als bei 
Lehrern.

Schwerpunktkrankenhaus, 
das voll ausgebaut ist mit allen thera-
peutischen Notwendigkeiten. Dieses 
Schwerpunktkrankenhaus muß ergänzt 
werden durch

Diese Forderung wird von den Betrof-
fenen als revolutionär denunziert, als 
sozialistische und bolschewistische Ver-
massung abgelehnt werden. Dieser po-
lemische und agitatorische Widerstand 
darf aber nicht darüber hinwegtäu-
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Dies soll an einer Analogie deutlich 
gemacht werden: Der rechtsuchende 
Bürger, dessen Verhältnis zu anderen 
Bürgern gestört ist, also dem Unrecht 
gesdiehen ist, kann die Gerichte an-
rufen. Noch niemand ist auf die Idee 
gekommen, in diesen Fällen ebenfalls 
die Privatliquidation einzuführen, d. h. 
daß der Kläger oder Beklagte eines 
Prozesses den Richter privat honoriert 
wegen besonders guter Behandlung.

Wenn das aber so ist — und es kann 
hier nur grob und skizzenhaft ange-
deutet werden —, bleibt es unver-
ständlich, warum das Krankenhauswe-
sen keine öffentlich-rechtliche Pflicht-
aufgabe ist. Die öffentliche Hand muß 
also ein System von Krankenhäusern 
zur Verfügung stellen, das in sich ge-
gliedert sein muß, etwa nach folgen-
dem Schema:

de müßten alle Landkreise und kreis-
freien Städte werden. Die erforderli-
chen Investitionsmittel sind anteilmä-
ßig von den Mitgliedern des Träger-
verbandes nach bestimmten Schlüssel-
zahlen zu erbringen sowie durch Zu-
schüsse von den Ländern und dem 
Bund.

Nachts und an Wochenenden ist kaum 
ärztliche Hilfe zu finden. Der ärztliche 
Notdienst funktioniert entweder gar 
nicht oder nur mangelhaft. Die Mütter-
sterblichkeit beträgt 0,5 % und liegt 
doppelt so hoch wie etwa in den Ver-
einigten Staaten, Großbritannien oder 
Frankreich und fast sechsmal so hoch 
wie in Schweden.

Wenn wir davon ausgehen, daß es 
heute zwingend erforderlich ist, daß 
jede Frau über 30 Jahre und jeder 
Mann über 45 Jahre vorsorglich auf 
Frühsymptome von Krebs und jedes 
Kleinkind nach seiner Geburt bis zum 
4. Lebensjahr auf Anomalien unter-
sucht werden müßte, wenn wir weiter-
hin davon ausgehen, daß jeder Auszu-
bildende einer Berufstauglichkeitsun-
tersuchung bedarf, daß werdende 
Mütter während der Schwangerschaft 
einer ständigen ärztlichen Kontrolle 
unterliegen sollten, so ist nur der 
Kernbereich der notwendigen Vorsor-
geuntersuchungen abgegrenzt. Hinzu 
kommt die Untersuchung auf Diabetes 
usw.

Erforderlich wird also sein, öffentlich- 
rechtliche Pflichtverbände zu schaffen, 
die als Trägerverbände das Kranken-
hauswesen zu organisieren haben. 
Pflichtmitglieder dieser Trägerverbän-

Noch niemand ist auf die Idee gekom-
men, die Gerichtskosten nach einer 
„Aufwand-Nutzen-Theorie" zu kalku-
lieren, d. h. die Gerichtskosten danach 
auszurichten, daß sämtliche öffentliche 
Investitionen für Gerichts- und Hilfs-
gebäude sowie für den Personal- und 
Sachaufwand abgedeckt werden. Diese 
Analogie ist zulässig und nicht etwa 
an den Haaren herbeigezogen, um von 
vornherein dem Einwand des hinken-
den Vergleiches zu begegnen. Wenn 
gleichzeitig die Gesellschaft es für er-
forderlich hält, die Schulbildung, Lehr- 
und Lernmittel freizumachen, d. h. auch 
hier keine „Kosten-Nutzen-Rechnung" 
aufzumachen, bleibt unerfindlich, wieso 
das im Gesundheitswesen nicht gelten 
soll. Das Bildungssystem auf das Sy-
stem der Privatlehrer auszurichten, 
würde jeder heute für Irrsinn halten. 
Unter diesen Aspekten bedarf unser 
gesamtes Gesundheitswesen einer Re-
vision.

Die Errichtung von Krankenhäusern 
erfolgt im allgemeinen durch die Kom-
munen: durch die Gemeinden oder 
Landkreise. Ein großer Bereich der 
Krankenhäuser wird durch einen soge-
nannten frei-gemeinnützigen Träger 
unterhalten, also mehr oder minder 
privaten. Die Finanzierung dieser frei-
gemeinnützigen Träger erfolgt aber 
ebenfalls durch die öffentliche Hand. 
Die Einrichtung von Krankenhäusern 
den Gemeinden als öffentliche Pflicht-
aufgabe zu übertragen, geht im Regel-
fall über ihre Finanzkraft hinaus, sieht 
man von den kreisfreien Städten bzw. 
Großstädten ab. An die Stelle der Ge-
meinden müßten dann die Landkreise 
treten. Aber auch hier ist trotz der 
territorialen Verwaltungsreform die 
Struktur- und Finanzkraft der Land-
kreise so unterschiedlich, daß ohne 
Ausgleich ein vernünftiges System 
nicht entstehen kann.

heitsanfälligkeit zusammen, sondern 
mit den Bedingungen der Therapie, die 
nicht mehr durch und in der Familie 
erbracht werden können.

Einfache Krankenhäuser, 
für Fälle, die stationäre Behandlung 
aus medizinischen oder sozialen Indi-
kationen verlangen ohne besondere 
medizinisch-technische Spezialisierung. 
Auf eine bestimmte Anzahl solcher 
Krankenhäuser kommt ein

Diese Krankenhäuser dürfen nicht 
mehr nach Klassenstrukturen organi-
siert werden, sie müssen, um das 
Schlagwort zu gebrauchen, „klassen-
los" sein, d. h. für jeden Patienten die 
gleiche Unterbringungs-, Verflegungs- 
und Behandlungschance bieten. Die 
Probleme der Sonderansprüche, z. B. 
Telefon am Bett, Sonderverpflegung 
usw., sind Randprobleme, die geregelt 
werden können, ohne den Grundsatz 
der Klassenlosigkeit zu durchbrechen. 
Es ist aber widersinnig, solche Rand-
probleme als Zentralprobleme zu stili-
sieren.

Von dem baulichen Verfall der Kran-
kenhäuser — jedes dritte Krankenhaus 
ist älter als 50 Jahre — soll hier gar 
nicht gesprochen werden. Ich scheue 
mich nicht die Frage aufzuwerfen, ob 
nicht ein staatlicher Gesundheitsdienst, 
der alle diagnostischen und therapeu-
tischen Einrichtungen zur Verfügung 
zu stellen hat und der auch bestimmt, 
daß alle Ärzte öffentlich-rechtlich be-
soldet werden, eine der Industriege-
sellschaft organisatorisch angemessene 
und entsprechende Gesundheitsvor- 
und -fürsorge wäre.

Die eingangs geforderte Organisation 
der Diagnosezentren kann organisch 
mit den Krankenhäusern gekoppelt 
und verbunden werden. Ärzte sollten 
öffentlich-rechtlich besoldet sein wie 
Riditer und Lehrer. Bei Ärzten er-

Spezialkrankenhäuser für 
schwierige medizinische Therapie (z. B. 
Unfallkrankenhaus, Gehirn- und Herz-
chirurgie usw.).



Arzneimittel als Profitobjekte

Planung und Finanzierung: Von wem - für wen?

Steuern und Staatsausgaben für welche Ziele?

Derartige Ziele betreffen selbstver-
ständlich nicht nur die Einkommens- 
und Vermögensverteilung, sondern sie 
umfassen auch Richtpunkte für die 
Preisstabilität, für Vollbeschäftigung

Ebenso unterliegt die Preisbildung dem 
Markt, da die Arzneitaxe nur den Apo-
thekenabgabepreis regelt, nicht aber 
den Fabrikabgabepreis. Im Arzrieimit-

Seit Jahren geistert durch die Reformdiskussion das Schlag-
wort von der „öffentlichen Armut", die angeblich notwen-
dige Reformmaßnahmen in Frage stelle. Dem wird von 
kritischen Gewerkschaftern entgegengehalten, daß Refor-
men nicht nur vom Geld, sondern auch vom politischen 
Willen abhängen. Selbst wo Reformen nichts kosten — 
wie im Bereich der Betriebsverfassung und der qualifizier-
ten Mitbestimmung — werde nicht „mehr Demokratie" 
gewagt. Im übrigen könne man nicht von öffentlicher Ar-
mut reden, solange zwischen 25 und 30 Prozent der Bun-
deseinnahmen allein für unproduktive Rüstung vergeudet 
würden. Die enormen Zukunftsaufgaben, wie Verbesserung 
des Gesundheits- und Bildungswesens, der Umwelt und

Die Steuerpolitik — so wie sie einst 
gehandhabt •wurde und so wie sie heute 
immer noch betrieben wird — ist in 
erster Linie an den öffentlichen Haus-
halten orientiert und geht entsprechend 
von der Finanzierung der staatlichen 
Ausgaben aus. Den Kontrapunkt bildet 
hingegen die Betrachtung, die die ge-
samtwirtschaftlichen Zusammenhänge 
in den Mittelpunkt rückt, also beispiels-
weise nicht die Verteilung der Steuer-
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Einkommen zu seiner Verfügung habe. 
Der zweite Ansatz, der den wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhängen 
Rechnung trägt, deckt sich mit den jün-
geren Vorstellungen zu einer Theorie 
der Wirtschaftspolitik. Im Rahmen die-
ser Strategien besteht die erste Aufga-
be darin, materielle Ziele zu formulie-
ren, d. h. anzugeben, welche sozialen 
und ökonomischen Strukturen in Zu-
kunft mit Mitteln der Politik ange- 
slrebt werden sollen.

Dr. Johannes Henrich von Heiseier
Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Marxistische 
Studien und Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main

Der Unterschied zwischen diesem und 
jenem Urteil trennt ideologische Wei- ' 
ten. Die einen konstatieren, Müller 
zahle 1000 DM und Schulze 400 000 DM 
Steuern; die anderen richten sich da-
nach, daß Müller nach Besteuerung noch 
9000 DM, Schulze jedoch 600 000 DM

Prof. Konrad Littmann
Volkswirtschaftler, Vizepräsident der Universität Hamburg

Apotheken angeboten und an sie ver-
trieben werden soll, wird nicht von Ein-
richtungen gefällt, die berufsmäßig mit 
Krankheit und Gesundheit zu tun ha-
ben. Die Entscheidungen über die Aus-
wahl der produzierten und vertriebe-
nen Arzneimittel wird vielmehr gefällt 
von Einrichtungen ganz anderer Art, 
nämlich den Geschäftsführungen der 
großen kapitalistischen Unternehmun-
gen der pharmazeutischen Industrie. 
Einrichtungen also, die berufsmäßig da-
mit beschäftigt sind, Kapital möglichst 
profitabel zu verwerten, fällen Ent-
scheidungen von wahrhaft gesamtge-
sellschaftlicher Tragweite, die sich auf 
die Qualität unserer Gesundheit ent-
scheidend auswirken.

telgesetz der BRD ist eine Bedürfnis-
prüfung aus angeblich verfassungs-
rechtlichen Gründen nicht enthalten, 
der Nachweis der therapeutischen 
Wirksamkeit wird nicht verlangt. Was 
möglicherweise gesundheitsschädliche 
Wirkungen angeht, so hat der herstel-
lende Konzern lediglich die Versiche-
rung abzugeben, daß das Arzneimittel 
entsprechend dem Stande der wissen-
schaftlichen Erkenntnis geprüft worden 
ist. Eine Werbung für Arzneimittel in 
Laienkreisen ist in der BRD nicht unter-
sagt.

sehen, daß die jetzt gegebene Struktur 
den notwendigen Bedarf an Gesund- 
heitsvor- und -fürsorge nicht erfüllt 
und den medizinischen Bedürfnissen 
nicht gerecht wird.

zahllasten, sondern die Verteilung der 
Einkommen auf die Haushalte zum Ent-
scheidungskriterium macht.

Arzte, die ihre Aufstiegschance über 
das Lehramt an den Universitäten zu 
einem Chefarzt in einem Klinikum 
sehen. Wer die Bekämpfung von 
Krankheit und Krankheitsgefahren als 
humanitäre Aufgabe sieht, darf an die-
ser standespolitischen Besdiränktheit 
ärztlicher Argumentation nicht schei-
tern.

Dabei sind die Auswirkungen über-
deutlich: Während z. B. in der DDR, wo 
ein dem Staat und der Öffentlichkeit 
verantwortlicher Zentraler Gutachler- 
ausschuß die Entscheidung über die 
Auswahl der produzierten und vertrie-
benen Arzneimittel fällt, nur ca. 5000 
Arzneimittel produziert und vertrieben 
werden, sind es in der BRD ca. 60 000. 
Die Aufklärung über den Skandal einer 
durch Kapitalverwerlungsinteressen ge-
lenkten Arzneimittelproduktion in der 
BRD, der Kampf für Kontrollinstanzen 
durch Vertreter der Organisationen der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten 
und durch Arztevertreler und der 
Kampf für eine Verstaatlichung der 
pharmazeutischen Industrie gehört zu 
den vornehmsten Aufgaben der ge-
werkschaftlichen Organisation.

Wenn wir uns heute mit der Qualität 
der Gesundheit, mit der Zukunft des 
Gesundheitswesens beschäftigen, so 
sind wir m. E. gezwungen, uns auch 
mit dem hier in der BRD herrschenden 
System der Erzeugung und Verteilung 
der Arzneimittel zu beschäftigen. Der 
medizinisch - pharmazeutische For-
schungsprozeß in der Industrie vollzieht 
sich in der BRD nach Gesetzen des 
Marktes, genauer nach den Gesetzen 
eines weitgehend monopolisierten 
Marktes.

Auf deutsch: Die Entscheidung, ob das 
Arzneimittel „X" produziert und Ab-
nehmern: Ärzten, Krankenhäusern,

Ein staatlicher Gesundheitsdienst wi-
derspricht allein den Interessen der 
freipraktizierenden Ärzte und der

Demokratisierung, die Bestandteil und Voraussetzung für 
die Verbesserung der Lebensqualität schlechthin sind, er-
fordern — das wurde auf der Oberhausener Tagung deut-
lich — demokratische Planung und demokratische Aus-
gabenpolitik. Beide sind nur gegen die Interessen der 
mächtigen Monopole durchzusetzen. Mit Fragen der Fi-
nanzpolitik unter dem Blickwinkel der Verbesserung der 
Lebensqualität befaßte sich in seinem Referat vor dem 
Tagungsplenum Prof. Dr. Littmann. In der Arbeitsgruppe 
„Planung und Finanzierung" lieferten die Volkswirlschaft- 
ler Elisabeth Bessau und Willi Gerns kritische Diskussions-
beiträge vor allem hinsichtlich der Möglichkeiten und Not-
wendigkeiten demokratischer Wirtschaftsplanung.



Paradies für Spekulanten

Fragliche Einkommenspolitik

Reiche begünstigt

Von ganz anderem Gewicht sind indes 
prinzipiell ähnliche Widersprüche, die 
sich etwa im Hinblick auf die Vermö-
gensbildung oder im bezug auf die Ein-
kommensverteilung zeigen. Was den

und Wachstum sowie Werte für die be-
absichtigten staatlichen Infrastrukturen, 
etwa für Maßnahmen des Umweltschut-
zes, der Krankenversorgung oder der 
Ausbildung. Sind diese Ziele festge-
legt, dann ist zu prüfen, welche Wirt-
schafts- und finanzpolitischen Instru-
mente geeignet sind, eine möglichst 
gute Erfüllung des Programms zu ge-
währleisten.

Der Arbeitnehmer ist gewohnt, daß 
sein Einkommen über die Lohnbuch-
haltung festgestellt und die Steuer di-
rekt im Abzugsverfahren einbehalten

Für niedrigere Einkommen bietet das 
Steuerrecht hingegen kaum Vorteile, 
sie nutzen deshalb nahezu ausschließ-
lich den Weg über Prämien, der aller-
dings im Durchschnitt mit weniger 
staatlichen Beihilfen als die steuerli-
chen Begünstigungen ausgestattet ist. 
Der Umfang dieser Maßnahmen ergibt 
sich aus zwei Zahlen: Nadi Neumark 
hat den Fiskus während der Jahre 1955 
bis 1966 das Prämiensparen rund 7 
Milliarden DM gekostet, während die 
Steuermindereinnahmen aufgrund der 
Sparbegünstigungen mit 26 Milliarden 
DM für den gleichen Zeitraum zu ver-
anschlagen sind.

ersten Punkt betrifft, so werden z. B. 
auf unterschiedliche Weise gewisse 
Sparformen entweder durch Prämien 
oder durch Steuernachlässe begünstigt. 
Grundsätzlich ist bei den steuerlichen 
Maßnahmen der Sparförderung keine 
Einkommensgrenze vorgesehen, d. h. 
auch diejenigen, die höchste Einkom-
men beziehen oder große Vermögen 
besitzen, können die Begünstigungs-
vorschriften des Einkommensteuerrech-
tes ausnutzen. Dabei ist besonders zu 
beachten, daß die begünstigten Erspar-
nisse als Sonderausgaben vom Ein-
kommen abzuselzen sind, und folglich 
der steuerliche Vorteil mit steigendem 
Einkommen zunimmt.

Es trifft zwar zu, daß alle großen Par-
teien in unserem Lande übereinstim-
mend etwa die Forderung vertreten, 
die Ungleichheit in der Vermögens-
schichtung solle korrigiert und die so-
ziale Komponente der Marktwirtschaft 
betont werden. Gleichwohl hat keine 
der Parteien ihre Wähler über das an-
gestrebte Ausmaß der Umverteilung 
informiert, hat keine Partei erklärt, wie 
hoch das angestrebte Mindestvermö-
gen eines Haushaltes sein sollte, oder 
ob nach ihrem Programm Vermögen 
über eine Million, über zehn Millionen, 
über 100 Millionen oder erst über eine 
Milliarde DM als unerwünschte Kon-
zentration gelten werden. Bei dieser 
Sachlage ist es kein Wunder, wenn die 
Umverteilungspolilik — trotz zahlrei-
cher kostspieliger Maßnahmen — bis-
her kaum Erfolge zeitigte.

Die Kritik besagt natürlich nicht, daß 
alle diese Anregungen verfehlt seien, 
sondern nur, daß sie mehr partieller 
als genereller Art sind. Darüberhinaus 
kann ein Punkt allerdings nicht strittig 
sein. Eine große Reform ist zwar in we-
nigen Jahren zu planen, der Zeitbedarf 
für ihre Durchsetzung ist jedoch weit-
aus länger zu veranschlagen. Denn die 
Anpassung der privaten Wirtschafts-
einheiten an die neuen Daten wird auf 
jeden Fall reibungsloser und mit gerin-
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So wie die Dinge liegen, hätte jeden-
falls die Einkommensteuer die ihr vor-
gegebene Intention wohl nicht erfüllt, 
wenn höhere Einkommen relativ weni-
ger Steuern abführen müßten als niede-
re Einkommen. Obschon die grundsätz-
liche Absicht klar zu erkennen ist, wei-
sen die Maschen des Einkommensteuer-
gesetzes doch so erhebliche Löcher auf, 
daß das angestrebte Ergebnis in nicht 
seltenen Fällen verfehlt wird. Das Ein-
kommensteuergesetz enthält sogar sehr 
viele dieser Löcher, durch die clevere 
Pflichtige zu schlüpfen vermögen.

Dieses Konzept einer modernen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, das sich 
grundsätzlich von den überkommenen 
Auffassungen der staatlichen Tätigkeit 
unterscheidet, ist zwar plausibel, aber 
es hat wenig mit dem zu tun, was tag-
täglich als steuerpolitische Wirklichkeit 
registriert werden kann. Nicht nur in 
der Bundesrepublik, sondern auch in 
nahezu allen anderen Staaten unterlas-
sen es die politischen Parteien, Pro-
gramme feslzulegen, die eindeutig um-
schriebene, ökonomische und gesell-
schaftliche Ziele aufweisen.

Ein Hauseigentümer mag z. B. im Jahre 
1965 ein bebautes Grundstück für 
500 000 DM erworben und im Jahre 
1972 für 850 000 DM wieder verkauft 
haben. Dieser Gewinn in Höhe von 
350 000 DM unterliegt in der Bundes-
republik im Regelfall ebensowenig der 
Einkommensteuer wie ein Kursgewinn, 
der an der Börse erzielt wird, selbst 
dann nicht, wenn er Millionen betragen 
sollte.

Gewiß wäre es sogar möglich, die Ein-
kommensteuer unmittelbar und vor-
nehmlich als ein Instrument der Ein-
kommensumverteilung zu betrachten, 
aber diese Sicht der Angelegenheit ent-
spricht, wie früher erläutert, einstwei-
len weder dem Vorgehen der politi-
schen Parteien noch den Verhaltens-
weisen der Regierung.

In diesem Zusammenhang spielen die 
Instrumente der Besteuerung sicherlich 
eine außerordentlich wichtige Rolle, da 
mit ihrem Einsatz gewisse Ziele direkt, 
andere hingegen mittelbar erreicht 
werden können. Um die Einkommens-
und Vermögensverteilung zu verän-
dern, dürften etwa die Einkommen-
steuer und Körperschaftsteuer sowie 
die Vermögen- und Erbschaftsteuer als 
Instrumente einige Bedeutung haben; 
allerdings werden staatliche Ausgaben 
— z. B. in Form von Unterstützungs-
zahlungen, Kindergeld usw. — eben-
falls als wirtschaftspolitische Mittel zur 
Realisierung solcher Ziele unentbehr-
lich sein. In gleicher Weise sind dann 
aber auch für alle anderen Ziele die 
erforderlichen Instrumente auszuwäh-
len.

Die beachbsichtigte Ausdehnung der 
staatlichen Tätigkeit wird sich auf ei-
nem brüchigen Fundament vollziehen, 
wenn es nicht gelingt, eine Steuerre-
form durchzusetzen, die das Prädikat 
„große Reform" zu Recht verdient. Die 
Zahl der Reformvorschläge ist inzwi-
schen zur Legion angewachsen, dennoch 
wurde kein Programm entwickelt, das 
grundsätzlich neue Perspektiven eröff-
net, das also in sich geschlossen ist und 
den Hauptzielen der Politik nachkommt

und an das Finanzamt abgeführt wird. 
Die gleiche Regelung kann gegenüber 
anderen Einkunftsarten aber prinzipiell 
nicht angewandt werden; diese Ein-
künfte sind vielmehr zu veranlagen. 
Was dabei vom Gesetzgeber als Ein-
kommen angesehen wird, ist durch 
zahlreiche komplizierte Vorschriften 
bestimmt. Aber nicht alles, was wirt-
schaftlich als Einkommen zu betrachten 
ist, unterliegt auch der Einkommensde-
finition des Einkommensteuerrechtes; 
d. h. gewisse Einkommen sind im Er- 
genbis nicht steuerpflichtig und brau-
chen entsprechend bei der Steuerveran-
lagung auch nicht angegeben zu wer-
den.

Ohne auf Einzelheiten eingehen zu 
können, die im übrigen für den Laien 
kaum durchschaubar sind, zählen fak-
tisch die sogenannten Kapitalgewinne
— von wenigen Ausnahmen abgesehen
— zu denjenigen Einkünften, die legal 
nach dem geltenden Recht von der Ein-
kommensteuer nicht erfaßt werden. 
Was sind Kapitalgewinne und welche 
Bedeutung kommt ihnen zu? Was den 
ersten Teil der Frage anlangt, so han-
delt es sich vor allem um jene Veräu-
ßerungsgewinne, die etwa beim Ver-
kauf von bebautem sowie unbebautem 
Grund und Boden oder bei der Veräu-
ßerung von Unternehmen anfallen, und 
um die Kursgewinne, die bei Wertpa-
piergeschäften, namentlich bei Aktien-
transaktionen erzielt werden.

Alles spricht dafür, daß diese Vorschrif-
ten nicht zu einer gleichmäßigen, son-
dern im Gegenteil, zu einer differen-
zierteren Vermögensverteilung geführt 
haben. Mit dem damals wie heute ver-
folgten Ziel einer Nivellierung der 
Vermögensunterschiede sind mithin 
die steuerlichen Maßnahmen keines- 
salls vereinbar.



Grenzen der Zukunftsplanung

Planung im Volksinteresse notwendig
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Sollte die Ausdehnung der Staatsquote 
vornehmlich über eine Anspannung der

Wird zusätzlich der Rüstungselat abge-
baut und die Herstellung des außen-
wirtschaftlichen Gleichgewichts, z. B. im 
Fall der Bundesrepublik, ernsthaft in 
Angriff genommen, dann erst wäre die 
Lösung der Zukunftsaufgaben in allen 
Bereichen auch im Interesse der großen 
Mehrheit der abhängig Arbeitenden zu 
garantieren.

einzelnen Ländern sehr verschieden. 
Das Ziel der ökonomischen Program-
mierung in den kapitalistischen Län-
dern besteht sowohl in der planmäßi-
gen Sicherung höchstmöglicher Pro-

fite für das Großkapital als auch vor 
allem in der Erhaltung und Festigung 
der Grundlagen der Profilmacherei.

den 
des 
der

Angesichts hoher Preissteigerungsraten 
fühlte sich die Bundesregierung ver-
stärkt einer nicht von ihr begrifflich 
fixierten Stabilitätspolitik verpflichtet. 
Die Folge davon war eine bisweilen 
drastische Beschneidung von Finanzie-
rungswünschen der auf Reformen ein-
gestellten Ministerien schon im Ent-
wurfsstadium des Haushaltsplans in 
den letzten beiden Jahren und danach 
noch eine mitten im Haushaltsjahr vor-
genommene Kürzung bzw. Zurückstel-
lung schon beschlossener Investitions-
vorhaben. Nicht zuletzt aufgrund des 
Drucks wirtschaftlich einflußreicher In-
teressengruppen ist so verfahren wor-
den. Andererseits plädieren diese im 
Falle einer Krise für ein entschlossenes 
deficit spending, nur, um die Nachfra-
ge nach Konsumgütern zu stimulieren. 
Die Frage nach der Finanzierung von 
geplanten Zukunftsaufgaben blieb je-
weils ausgeklammert.

Dipl.-Volkswirtin Elisabeth Bessau
Wissenschaftliche Mitarbeiterin des Instituts für Marxistische 
Studien und Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main

Dipl. oec. Willi Gerns
Mitglied des Präsidiums des Parteivorstandes 
der Deutschen Kommunistischen Partei

Staat und den privatkapitalistischen 
Unternehmern in bezug auf Investitio-
nen. Diese Voraussetzung ist tatsächlich 
die ausschlaggebende; denn auch das 
Wachstum wird hinsichtlich von Stetig-
keit und Umfang dadurch beeinflußt.

Eine Voraussetzung für die Realisie-
rung der Zukunftsaufgaben ist ein un-
unterbrochenes produktives Wachs-
tum, eine andere die Aufhebung des 
Entscheidungsdualismus zwischen dem

Aus der Tatsache, daß der volkswirt-
schaftlichen Planung im Kapitalismus 
äußerst enge Grenzen gesetzt sind, 
und daß sie unter diesen Bedingun-
gen ein Instrument zur Durchsetzung 
der Profit- und Machtinteressen des 
Großkapitals ist, sollten die Arbeiter, 
Angestellten und ihre Organisatio-
nen nun allerdings keineswegs den 
Schluß ziehen, daß Planung von Übel 
ist. Volkswirtschaftliche Planung ist 
ein objektives Erfordernis, das sich 
aus dem hohen Grad der Vergesell-
schaftung der Produktion ergibt.

Die Schlußfolgerung kann darum nur 
lauten, den Kampf um solche gesell-
schaftlichen Voraussetzungen zu füh-
ren, die die Möglichkeiten wirksamer 
Planung ausdehnen und eine Planung 
nicht gegen, sondern für die Inter-
essen des arbeitenden Volkes ermög-
lichen. Die ersten Schritte dazu sind 
im Grundsatzprogramm des DGB nie-
dergelegt.

Notwendig ist eine wirksame Mit-
bestimmung der Arbeiter, Angestell-
ten und ihrer Gewerkschaften auf al-
len Ebenen. Notwendig ist die Über-
führung der Grundstoff- und Schlüs-
selindustrien der produktions- und 
marktbeherrschenden Konzerne in öf-
fentliches Eigentum bei demokrati-
scher Kontrolle durch die Arbeiter-
klasse und ihre Organisationen. Not-
wendig ist der Kampf um eine staat-
liche Wirtschafts- und Finanzpolitik, 
die den Bedürfnissen des arbeitenden 
Volkes entspricht. Notwendig ist also 
der Kampf der Arbeiterklasse und al-
ler demokratischen Kräfte um die Zu- 
rückdrängung der Macht des Groß-

Mehrwertsteuer vonstatten gehen, so 
werden . . . mit Gewißheit die uner-
wünschten sozialen Auswirkungen die-
ser Finanzierung neue staatliche Ein-
griffe als Korrektiv verlangen. Die Po-
litik, die sich von finanztechnischen Er-
wägungen leiten läßt, ohne die gesell-
schaftlich-ökonomischen Bezugspunkte 
als Maxime des Handelns zu begreifen, 
ist von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt.

Wesentlicher erscheint mir allerdings, 
daß überhaupt eine grundsätzliche 
Neuorientierung angestrebt wird, die 
sich von den traditionellen Auffassun-
gen löst. Alte Regeln, die angeblich 
eine .gesunde" öffentliche Haushalts-
führung gewährleisten, jedoch den öko-
nomischen Gesamtzusammenhang un-
beachtet lassen, mögen in der Vergan-
genheit eine zwar durchaus nicht feh-
lerfreie, aber doch praktikable Richt-
schnur für die Finanzpolitik abgegeben 
haben. Die steigende Staatsquote, die 
in erster Linie aus einem höheren Be-
darf an öffentlichen Gütern resultiert, 
macht indes diese Orientierungspunkte 
hinfällig.

geren Friktionsverlusten geschehen, 
wenn die Weichenstellungen nicht allzu 
abrupt erfolgen.

Die Mehrheit der entwickelten kapi-
talistischen Länder hat den Weg der 
staatsmonopolistischen Programmie-
rung beschritten. Die konkreten For-
men und Methoden sind dabei in den

Infolgedessen muß über den theoreti-
schen Aufweis hinaus, auf welche Wei-
se die soziale Lebensqualität in der Zu-
kunft verbessert werden kann, die so-
zialökonomische Praxis beachtet wer-
den. Daraus ergibt sich: erst durch die 
Unterordnung privatkapitalistischer In-
vestitionsentscheidungen unter die 
langfristig angelegten staatlichen Poli-
tiken ist eine durchgreifende Verbesse-
rung der sozialen Lebensqualität zu 
ermöglichen.

Der andere Weg mag dornenreicher 
sein, aber er verspricht Erfolg. Konkret 
verlangt er die Übernahme aller finanz-
politischen Maßnahmen, und zwar so-
wohl der Besteuerung als auch der 
Verausgabung in Beziehung zu den 
Aufgaben, die von der Politik verfolgt 
werden. Regelungen und Institutionen, 
die nicht den Zielen der Gesellschaft 
entsprechen, sind dann aufzuheben 
oder zu ändern.

Darüber hinaus zeichnet sich die öko-
nomische Programmierung in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern 
durch die Ausschaltung der Volks-
massen von jeder wirksamen Einfluß-
nahme auf die Erarbeitung und Kon-
trolle der Programme aus. Institutio-
nen wie die konzertierte Aktion in 
der Bundesrepublik dienen lediglich 
als Feigenblatt für das Zusammen-
spiel von Ministerialbürokratie und 
Unternehmerverbands- bzw. Konzern-
spitzen bei der kapitalistischen Pro-
grammierung.

Das Bemühen des Bundeswirtschafts-
ministeriums, mit Hilfe der verschie-
densten Hebel im Rahmen der so-
genannten Globalsteuerung die Pro-
fite zu mehren, bei dem gleichzeiti-
gen Versuch, durch staatliche Lohn-
leitlinien oder lohnpolitische Orien-
tierungsdaten den Lohnerhöhungen 
für die Arbeiter und Angestellten 
enge Grenzen zu setzen, ist eine an-
schauliche Illustration dieses 
egoistisdien Klasseninteressen 
Großkapitals dienenden Inhalts 
kapitalistischen Programmierung.
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Qualität der Demokratisierung: Eine Frage der Macht

Perspektiven der deutschen Mitbestimmung
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Mitbestimmung in der Wirtschaft ist 
als Ergänzung der politischen Demo-
kratie und als Angriff auf die unter-
nehmerische Autokratie zu definieren. 
Sie ist vom Ansatz her radikaldemo-
kratisch und anlikapitalistisch.

kapitals, für grundlegende demokra-
tische Umgestaltung in Wirtschaft und 
Staat.

Auf diese Weise werden Vorausset-
zungen für eine demokratische Wirt-

Zweitens: Gleichzeitig aber verschiebt 
der Konzentrationsprozeß die gesell-
schaftlichen Kräfteverhältnisse zugun-

Im Rahmen der Mitbestimmungsdis-
kussion ist es notwendig, zwei Aspek-
te dieses Konzentrationsprozesses be-
sonders herauszustreichen:

Otto Brenner
Langjähriger Vorsitzender der Industriegewerkschaft Metall in 
der Bundesrepublik Deutschland

Ohne ihr persönliches Engagement und 
ihr solidarisches Handeln wird die 
Humanisierung der Arbeitswelt, die 
Demokratisierung der Betriebe nicht 
zu erreichen sein. Damit ist gleichzeitig 
die gewerkschaftliche Tarifpolitik ein-
bezogen. Sie muß die rechtlichen Vor-
aussetzungen dafür schaffen, daß die 
Vertrauenskörper ihre gewerkschaft-
lichen Aufgaben im Betrieb wahrneh-
men können. Aktivierung der Betriebs-
räte und Aktivierung der gewerk-
schaftlichen Verlrauenskörper bedin-
gen sich gegenseitig.

Für die Gewerkschaften stellen sich 
jetzt vor allem zwei Aufgaben. Einmal 
müssen wir umgehend die Vorausset-
zungen dafür schaffen, daß die Chancen 
des Betriebsverfassungsgesetzes in der 
betrieblichen Praxis realisiert werden. 
Das stellt neue Anforderungen an die 
gewerkschaftliche Bildungsarbeit, aber 
auch die gewerkschaftliche Organisa-
tionsarbeit. Zum anderen müssen wir 
die gewerkschaftliche Position im Be-
trieb absichern und stärken. Damit sind 
die gewerkschaftlichen Vertrauenskör-
per angesprochen.

H

Erstens: Gerade in privaten Großkon-
zernen liegt die unmittelbare Leitungs-
funktion nicht mehr in den Händen der 
Eigentümer. Sie wird vielmehr von ei-
nem angestellten Management wahr-
genommen. Der Übergang von der Ei-
gentümer- zur Managerkontrolle trägt 
jedoch zur ideologischen Instabilität 
des bestehenden Systems bei. Er liefert 
ganz offensichtlich den Nachweis, daß 
nicht nur die Eigentümer zur rationel-
len Leitung des Produktionsprozesses 
befähigt sind. Das Eigentumsprinzip 
wird als Legitimationsbasis der kapita-
listischen Produktionsweise in Frage 
gestellt. Das Leistungsprinzip als nahe-
liegender Legitimationsersatz macht 
eine Beteiligung der Arbeitnehmer un-
aufschiebbar.Besondere Aktualität und Dringlich-

keit aber erhält die Mitbestimmungs-
forderung im Zusammenhang mit 
strukturellen Verschiebungen im Kapi-
talismus der Gegenwart.

Die Formulierung mitbestimmungspo-
litischer Perspektiven setzt einen Blick 
auf die Entstehungsgeschichte des Mit-
bestimmungsgedankens voraus. Eine 
solche — notwendigerweise skizzen-
hafte — politische Analyse hat zwei 
Funktionen:

Die zentrale gesellschaftspolitische Aufgabe der Gewerk-
schaften in der Bundesrepublik ist gegenwärtig zweifellos 
die Durchsetzung der Mitbestimmung der Arbeiterklasse 
und ihrer Organisationen in allen Bereichen von Wirt-
schaft und Gesellschaft. Eine echte, wirksame Mitbestim-
mung als Gegenmacht zur Konzernmacht ist am Arbeits-
platz, im Unternehmen, in der Gesamtwirtschaft und im 
internationalen Rahmen ebenso erforderlich wie in Fragen 
des Bildungs- und Gesundheitswesens, der staatlichen Aus-
gabenpolitik, des Umweltschutzes usw. Der verstorbene 
IG-Metall-Vorsitzende Otto Brenner hat in seinem auf der 
Oberhausener Tagung verlesenen Referat „Perspektiven 
der deutschen Mitbestimmung" den zwingenden Nachweis 
erbracht, daß gesellschaftlicher Fortschritt, gleich in wel-
chem Bereich, nur über gewerkschaftliche Mitbestimmung 
und entsprechenden Druck der Millionen Gewerkschafter 
möglich ist. Brenner unterstrich, daß die von den Gewerk-
schaften geforderte Mitbestimmung antikapitalistisch kon-

zipiert sei und eine gesellschaftsverändernde Stoßrichtung 
habe. Das dürfe im Ringen um Mitbestimmung keinen 
Augenblick vergessen werden. — Prof. Robert Jungk, der 
in seinem Referat in der Arbeitsgruppe „Qualität der De-
mokratisierung" die undemokratischen Strukturen der 
spätkapitalistischen Gesellschaft der BRD einer scharfen 
Kritik unterzog, glaubte die Ursachen dafür zur Haupt-
sache in den Sachzwängen der modernen Produktions-
techniken zu sehen. Dieser Auffassung traten in ihren Dis-
kussionsbeiträgen vor allem Dr. Petschick und Dr. Steiger-
wald entgegen. Ebenso wie Dr. von Heiseier und Dr. Jung 
machten sie deutlich, daß die ökonomische und politische 
Macht der großen Monopole und Konzerne das Zentrum 
aller undemokratischen Strukturen und Aktionen in der 
BRD ist und darum demokratische Rechte für die Arbei-
terklasse nur in dem Maße durchgesetzt werden können, 
wie Monopolmacht durch den Kampf der Gewerkschaften 
zurückgedrängt wird.

Gerade in der jüngsten Vergangenheit 
hat sich der Konzentrationsprozeß 
ständig beschleunigt. Allein 1970 und 
1971 wurden beim Bundeskartellamt 
praktisch ebenso viele Zusammen-
schlüsse von Großunternehmen regi-
striert wie in den zwölf vergangenen 
Jahren seines bisherigen Bestehens.

sten des privaten Kapitals. Die Kon-
trollfunktion des Marktes wird in den 
hochkonzentrierten Industriezweigen 
zugunsten organisierter Preispolitik 
und gezielter Nachfragelenkung zu-
rückgedrängt bzw. aufgehoben. Die 
Steuerungsmöglichkeiten der national-
staatlichen Wirtschaftspolitik werden 
zumindest teilweise beschnitten. So 
kann es keinen Zweifel daran geben, 
daß sich Großkonzerne heute der Kre-
ditpolitik der Bundesbank über ihre 
Innenfinanzierung und über ihren Zu-
gang zu internationalen Kapitalmärk-
ten entziehen.

Arbeiterklasse im Bündnis mit den 
übrigen Werktätigen und die völlige 
Überwindung des kapitalistischen 
Eigentums an den Produktionsmitteln, 
das heißt die sozialistische Gesell-
schaft.

Schaftsplanung geschaffen. Letztlich 
erfordert die Planung der wirtschaft-
lichen Entwicklung, wie die Planung 
der Zukunft überhaupt, wenn sie im 
Interesse des arbeitenden Volkes er-
folgen soll, die politische Macht der

i

Sie muß einerseits deutlich machen, 
daß wir uns nicht darauf beschränken, 
soziale Detailkorrekturen am kapitali-
stischen Planungs- und Entscheidungs-
prozeß zu fördern. Unsere mitbestim-
mungspolitischen Perspektiven müssen 
den Gedanken des gesellschaftlichen 
Wandels wachhalten und propagieren. 
Die Analyse muß andererseits zeigen, 
daß es nicht darum gehen kann, fix 
und fertige Utopien für die perfekte 
Organisation einer fernen Zukunfts-
gesellschaft am Reißbrett zu entwerfen. 
Unsere mitbestimmungspolitischen Per-
spektiven müssen realitätsbezogen 
bleiben ...



Gegen Lobbyismus

Kein Anpassungsmittel

Gruppen

Druck ausüben!

Zentrum der politischen Willensbil-
dung sind die Regierungen und Parla-
mente auf Bundes- und Länderebene. 
Der öffentliche Einfluß auf das ge-
samte gesellschaftliche Leben nimmt 
ständig zu. Dabei steht eine systema-
tische Politik parlamentarischer Refor-
men vor zwei Schwierigkeiten:

allein an funktionalen Erfordernissen 
des Produktionsprozesses mißt. Die 
Produktion muß für den Menschen da 
sein, nicht der Mensch für die Produk-
tion. Modernisierter Führungsstil ist 
folglich keine Alternative zu unseren 
Mitbestimmungsforderungen, die von 
autonomen Bedürfnissen der abhängig 
Beschäftigten, von ihrem Recht auf so-
ziale Sicherheit und Selbstverwirkli-
chung getragen werden.

Mit den unternehmerischen Gegenvor-
stellungen müssen wir uns offensiv 
auseinandersetzen. Gelegentlich wur-
den unsere Mitbestimmungsforderun-
gen durch die Beschwichtigung abge-
sichert, daß sie im Grunde nichts än-
dern würden.

Ich habe bereits angedeutet, daß un-
sere Mitbestimmungskonzeption auch 
aus einer ganz anderen Richtung kriti-
siert wird. In den Augen mancher 
Leute ist sie allzu sehr dem Bestehen-

Zwei Argumente vor allem wurden 
uns immer wieder entgegengehalten: 
Erstens meinte ein Teil unserer aus-
ländischen Kollegen, die Beteiligung 
der Arbeitnehmer an der kapitalisti-
schen Willensbildung sei gleichbedeu-
tend mit der Integration der Gewerk-
schaften in das kapitalistische System 
schlechthin.

Wir haben demgegenüber immer be-
tont,

Zweitens ging ein Teil unserer aus-
ländischen Kollegen von der Fehlein-
schätzung aus, Mitbestimmung im Un-
ternehmen sei die bürokratische Alter-
native zur politischen Mobilisierung 
der organisierten Arbeiterschaft.

Wir haben demgegenüber stets hervor-
gehoben,

— daß wir schließlich verbesserte Kon-
takte zwischen den betrieblichen 
Beschäftigten und ihren Interessen-
vertretern in den Unternehmensor-
ganen für eine der dringendsten

— daß vermehrte Rechte und verbes-
serte Arbeitsmöglichkeiten der Be-
triebsräte einen der ersten Plätze in 
der Dringlichkeitsskala unseres Ak-
tionsprogramms einnehmen,

den verhaftet. Ich habe nicht die Ab-
sicht, mich ausführlich mit dem Verbal-
radikalismus einiger außerparlamenta-
rischer Gruppen auseinanderzuselzen, 
für die Gewerkschaften im allgemei-
nen, Mitbestimmung im besonderen 
von vornherein Instrumente zur Diszi-
plinierung der Lohnabhängigen sind. 
In diesen Versatzstücken einer pseudo-
sozialistischen Theorie werden die Ge-
werkschaften auf allzu durchsichtige 
Weise zum Sündenbock dafür abge-
stempelt, daß die Arbeiter scheinradi-
kalen Losungen nicht folgen.

— daß wir mit der herrschenden Wirt-
schaftsordnung keinen ewigen Frie-
den geschlossen haben,

Beide Elemente — der Realitätsbezug 
und der Ubergangscharakter — haben 
Kritik an unserer Mitbestimmungskon-
zeption ausgelöst, allerdings aus ganz 
verschiedenen Richtungen. Mit dieser 
Kritik müssen wir uns auseinander-
setzen, weil eine Mitbestimmungsslra- 
tegie sich nicht in der Konstruktion 
von Modellen erschöpfen kann. Viel-
mehr müssen wir auch Überlegungen 
anstellen, wie sich unsere Konzeption 
gegen gesellschaftliche Widerstände 
durchsetzen läßt.

Im Interesse einer betriebsnahen Mit-
bestimmungspolitik muß die Mitbe-
stimmung im Unternehmen durch den 
skizzierten betrieblichen Unterbau er-
gänzt werden. Im Interesse einer ent-
scheidungsnahen Mitbestimmungspoli-
tik muß ein gesamtwirtschaftlicher 
überbau hinzukommen.

Deswegen hat der DGB-Bundesaus-
schuß im Frühjahr 1971 eine Grund-
konzeption für die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im gesamtwirtschaftli-
chen Bereich beschlossen. Es schließt 
die Absage an Arbeits- bzw. Arbeit-
nehmerkammern ebenso ein wie die 
Kritik des öffentlich-rechtlichen Status 
der Industrie- und Handelskammern. 
Statt dessen fordern wir paritätisch be-
setzte Wirtschafts- und Sozialräte auf 
Regional-, Länder- und Bundesebene. 
Ihnen sind Informations-, Konsulta- 
tions- und Initiativrechte gegenüber 
der Legislative und der Exekutive in 
wirtschafts- und sozialpolitischen An-
gelegenheiten zugedacht. Die gesamt-
wirtschaftliche Mitbestimmung soll si-
cherstellen, daß die Arbeitnehmer-
interessen zum Bestandteil einer plan-
mäßigen und vorausschauenden Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik wer-
den.

Erstens sind Interessenkollisionen zwi-
schen gesellschaftlichen Reformzielen 
und ökonomischen Stabilitäts- bzw. 
Wachstumszielen nicht selten. Es gilt 
zu verhindern, daß wirtschaftspolitische 
Entscheidungen sich vorrangig an pri-
vaten Gewinnerwartungen ausrichten. 
Zweitens werden politische Entschei-
dungen faktisch sehr oft im Vorfeld 
der parlamentarischen Willensbildung 
wesentlich beeinflußt. Es ist kein Ge-
heimnis, daß sich die Unternehmer ein 
umfassendes Netz von informellen Ein-
wirkungsformen geschaffen haben, das 
von wissenschaftlich verbrämtem Lob-
byismus auf Bundesebene bis zu direk-
ten Repressionen gegenüber einzelnen 
Gemeindevertretungen reicht. Es gilt, 
das Übergewicht der Unternehmer zu 
beseitigen und die Einflußnahme der 
großen gesellschaftlichen 
öffentlich zu legitimieren.

— daß wir die Mitbestimmung im Un-
ternehmen nicht als Anpassungs-
werkzeug mißverstehen, sondern 
ihm eine wichtige soziale Funktion 
gegenüber einseitig gewinnorien-
tierten Unternehmerentscheidungen 
sehen.

Es ist uns bereits gelungen, unsere 
Mitbestimmungsforderung weitgehend 
zu popularisieren. Diesen Weg müssen 
wir weitergehen, gestützt auf eine mit-
bestimmungspolitische Argumentation, 
die den antikapitalistischen, sozial-re-
formerischen Inhalt der industriellen 
Demokratisierung betont. Nur über 
den wachsenden politischen Druck un-
serer Mitglieder und breitester Kreise 
der Bevölkerung kann zur Zeit auf 
eine positive Entscheidung des Parla-
ments hingearbeitet werden.

— daß uns der Schritt in die Zentren 
der wirtschaftlichen Willensbildung, 
d. h. in die Unternehmens- und 
Konzernorgane, strategisch wichtig 
erscheint, daß wir aber deswegen 
auf einen funktionsfähigen Unter-
bau der unternehmenspolitischen 
Mitbestimmung nicht verzichten 
können,

— daß uns die antikapitalistische Ent-
stehungsgeschichte der Gewerk-
schaftsbewegung in lebendiger Er-
innerung ist,

An solcher Schützenhilfe kann uns 
nichts liegen. Sie ist falsch, weil man 
die Mitbestimmungsgegner auf diese 
Weise nicht überlisten kann, ohne das 
eigene Konzept inhaltlich zu verfor-
men.

Der Übergang von angemaßter zu 
funktionaler Autorität ist sicher ein 
rationaler Prozeß. Mit der Demokrati-
sierung der Betriebe hat er wenig zu 
tun. Ein zwingender Zusammenhang 
zwischen betrieblicher und sozialer 
Produktivität besteht nämlich nicht. 
Wir können uns nicht damit zufrieden-
geben, daß man die Industriearbeit
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Unsere Mitbestimmungskonzeption 
zielt auf die Demokratisierung aller 
Planungs- und Entscheidungsstufen. 
Sie umfaßt Mitbestimmungsforderun-
gen im Betrieb, im Unternehmen und 
in der Gesamtwirtschaft. Dabei werden 
die konkreten Modellvorstellungen 
aus den Bedürfnissen der Arbeitneh-
mer abgeleitet. Sie werden also einer-
seits von der technischen und sozialen 
Entwicklung des bestehenden Wirt-
schaftssystems mitgeprägt, weisen aber 
andererseits über das bestehende Wirt-
schaftssystem hinaus.



Politik und Technokratie

Die Frage der Machtverhältnisse
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Das würde eine Erneuerung des durch 
den Wissenschaftlichkeitsanspruch der

Diese zuerst in der jungen Generation 
spürbar gewordene kritische .Unruhe 
wird nach einer „neuen Wissenschaft" 
und einer „neuen Technik" verlangen, 
die nicht gegen die Natur, gegen die 
Menschen und gegen ihre Beteiligung 
an der Gestaltung der „Polis" arbeiten, 
sondern sich humanen und partizipato-
rischen Grundsätzen unterwerfen. Das 
heute schon sichtbare, langfristig aber 
bald noch deutlicher werdende Versa-
gen der Technokratie darf allerdings 
nicht nur schadenfroh mitangesehen 
werden, sondern muß zum Ansporn für 
die Entwicklung demokratischer lebens-
erhaltender und lebensrettender Kon-
zepte werden.

Im internationalen Rahmen allerdings 
werden gemeinsame Zielvorslellungen 
und gemeinsame Aktionsformen durch 
das koordinierte Vorgehen des Kapi-
tals erzwungen. Vor allem im Rahmen 
der EWG besteht die Gefahr, daß die

mitbestimmungspolitischen Aufga-
ben halten. nisierten Kapitals mit einer organisa-

torisch und ideologisch zersplitterten 
Gewerkschaftsbewegung das gesell-
schaftliche Kräfteverhältnis zum Nach-
teil der Arbeiterschaft verschiebt. Wir 
müssen der Herausforderung der multi-
nationalen Konzerne geschlossen ent-
gegentreten.

Eine humanere Technik und ein für die 
ständige Erweiterung seiner eigenen 
unterentwickelten Fähigkeiten kämp-
fender Mensch wären die Vorbedin-
gungen einer Entmachtung der Techno-
kratie und deren Ersetzung durch die 
offene zu eigenem Entwurf und eigener 
Kritik sich entwickelnde demokratische, 
das heißt politische Gemeinschaft.

Es ist daher zu erwarten, daß die für 
die Jahrzehnte nach dem zweiten Welt-
krieg typische politische Inaktivität der 
Bürger in den hochentwickelten Län-
dern immer mehr von einer Politisie-
rung abgelöst wird, die nach den tiefe-
ren Ursachen der durch die Verschwen-
dungswirtschaft und Zukunftsblindheit 
der vorhergehenden Generationen her-
aufbeschworenen Krisen fragen wird.

Dr. Johannes Henrich von Heiseier
Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Marxistische 
Studien und Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main

Prof. Dr. Robert Jungk
Schriftsteller, lebt in Salzburg, Österreich

Der Kampf um die Kontrolle der Pro-
duktion wird in akut revolutionären 
Situationen zu der alle ökonomischen 
Forderungen der Arbeiter zusammen-
fassenden Losung, zu einer der wich-
tigsten Teillösungen im akuten Macht-
kampf.

Das würde allerdings, wie im Vorher-
gehenden gezeigt werden sollte, eine 
Bemühung sein müssen, die nicht nur 
eine Veränderung der Produktionsbe-
dingungen und Produktionsziele, son-
dern auch eine tiefgreifende Erneue-
rung der bisher benutzten Produktions-
mittel und der Produzierenden selbst 
zu formulieren und anzustreben hätte.

Vielmehr bin ich der Meinung, daß 
der zugrunde liegende Konflikt eine 
wichtige Seite des allgemeinen Inter-
essenwiderspruchs von Lohnarbeit und 
Kapital darstellt. Jedoch nimmt er in 
Phasen, die keinen revolutionären • 
Charakter tragen, andere Formen an. 
Er drückt sich dann nicht in der tief-

Wo heutige Wissenschaft und Technik 
nur Teilaspekte erfassen, ist die Auf-
gabe und Möglichkeit der Politik, viele 
zum Teil nicht meßbare Faktoren zu 
überschauen und neben dem Fachver-
stand den Menschenverstand und die 
Menschennot in die Waagschale zu 
werfen. Ein zentrales Anliegen dieser 
umfassenden Sicht wäre die Wieder-
herstellung der physischen und der gei-
stigen „Qualität des Lebens" durch eine 
Vermenschlichung der Technik und der 
Arbeit.

In dieser Lage wird eine politisch, das 
heißt, normale und aktiv orientierte 
Gewerkschaftsbewegung eigene Zu-
kunftsvorstellungen und auf ihnen ba-
sierende Strategien entwickeln müssen. 
Tut sie das nicht, so müßte sie weit-
gehend auf dem Terrain der technokra-
tisch orientierten „Sozialpartner" kämp-
fen. Deshalb erscheint es mir von größ-
ter Dringlichkeit, der technologisch 
orientierten Zukunftsforschung des In-
dustriemanagements human orientierte 
Zukunftsstudien der Gewerkschaften 
entgegenzustellen. Nur so kann eine 
„Kolonisierung der Zukunft" (Geltung) 
durch Staat und Privatwirtschaft ver-
mieden werden.

Dies könnte in einer ersten Phase durch 
die schrittweise Unterordnung techni-
schen Handelns unter die Gesetze einer 
human orientierten Gesellschaft ge-
schehen. Nicht mehr eine falsche Ren-
tabilität dürfte den Ausschlag geben, 
sondern eine Leistung auf lange Sicht, 
die nicht an der Erwartung schneller 
profitgarantierender Kapitalverwertung 
orientiert ist, sondern soziale Kosten 
und Umweltschädigungen zu vermei-
den weiß.

Zweifellos wird es zwischen Ken 
Coates und mir keine Meinungsver-
schiedenheit darüber geben, daß von 
einer solchen Lage weder im Vereinig-
ten Königreich noch in der Bundes-
republik die Rede sein kann. Aber ich 
muß Ken Coates völlig Recht geben,

Wohl können die „Techniker der 
Macht" kurzfristig auf „schnelle sach-
lich begründete Entscheidungen" hin-
weisen, doch bewirken sie damit die 
Erosion der politischen Landschaft, die 
Unbeteiligtheit, die Gleichgültigkeit der 
von ihnen manipulierten Betroffenen, 
die solange anhält, wie man sie durch 
Anteile an der technischen Massenpro-
duktion zufriedenstellen kann.

Diese sich in politischer Passivität aus-
drückende Ruhighaltung der Bürger 
wird aber heute von zwei Seiten her 
bedroht. Erstens beginnen sich die Ef-
fekte der materiellen Bedürfnisbefrie-
digung abzubrauchen. Es zeigt sich, daß 
der Mensch weder vom Brot noch vom 
Privatauto alleine leben kann. Er will 
seine Fähigkeit zum eigenen Nachden-
ken, Urteilen und Gestalten nicht Län-
ger brachliegen lassen, sondern ver-
langt nach mehr als Lohn, er verlangt 
Partizipation. Zweitens gefährdet die 
Umweltkrise nicht nur eine Reihe von 
Bedürfnissen, die bisher „umsonst" zu 
haben waren, wie Luft und Wasser, 
sondern auch jenen materiellen Lebens-
standard, dem so viel geopfert wurde.

Konfrontation des international orga-' Es erscheint allerdings fraglich, ob die-
se Transformation, wie man gelegent-
lich vernimmt, schon wesentlich dadurch 
ermöglicht wird, daß nun eine „Technik 
zur Kontrolle der Technik" entsteht. 
Denn der Bau von Wamnetzen gegen 
Luft- und Wasserverschmutzung, die 
Konstruktion und massenhafte Anlage 
von Klär- und Filteranlagen kann 
höchstens „kosmetische" Effekte erzie-
len. Das ändert aber nichts an der 
grundsätzlichen Natur der heute prä-
dominierenden wissenschaftlich-techni-
schen Methode uncl der ihr innewoh-
nenden exklusiven wie repressiven 
Tendenzen ...

wenn er der Meinung ist, daß der 
Konflikt, der in revolutionären Phasen 
seinen Ausdruck in der Forderung 
nach Produktionskontrolle findet, kei-
neswegs auf diese geschichtlichen Au-
genblicke beschränkt ist.

Technokratie verkümmerten Selbstbe-
wußtseins der Politiker bedeuten. Sie 
müßten von einer gegenüber den an-
geblichen „Sachzwängen" defensiv tak-
tierenden wieder zu einer Werte set-
zenden und ihre Verwirklichung an-
strebenden Politik zurückfinden.



Es geht um die Kontrolle des Kapitals

Demokratie nicht durch neue Technik

Die grundlegende Kritik, die ich an 
dem Referat von Ken Coates zu ma-
chen habe, lautet: Der Kollege Coates 
trennt die Frage der Machtverhältnisse, 
die Frage der kapitalistischen Staats-
macht und ihrer gewiß nicht heute und 
hier möglichen, aber geschichtlich not-
wendigen Ablösung und Ersetzung 
durch eine Staatsmacht anderer Art 
und anderen Charakters von der For-
derung nach Arbeiterkontrolle 
Produktion künstlich ab. Das gelingt

Die Bedeutung des Aufnehmens der 
Bestrebungen der Kollegen in Betrie-
ben und Büros für die Arbeiterkon-
trolle, oder wie ich für uns hier in der 
BRD sagen möchte, für eine Mitbestim-
mungskonzeption, die vom Gegensatz 
zwischen Arbeit und Kapital ausgeht, 
ist vom Kollegen Coates zutreffend 
dargestellt worden. Ich glaube, daß 
aber gerade auch hier die Verbindung 
zu den Umweltfragen hergestellt wer-
den kann und man nicht so abstrakt 
bleiben muß. Denn auch in der Frage 
des Umweltschutzes ist die Massen-
mobilisierung die Voraussetzung pro-
gressiver Lösungen.

ihm durch die Benutzung des syndika-
listischen Mythos von der „Selbstver-
waltung“. Damit unterstützt Coates 
die Illusion, als ließe sich die schwie-
rigste Aufgabe der revolutionären Ar-
beiterbewegung, die Auseinanderset-
zung um den Charakter und Klassen-
inhalt der Staatsmacht, umgehen.

Prof. Dr. Robert Jungk hat im Verlauf 
der Diskussion auf die Frage: „Was 
tun?" einige Alternativen für die Ge-
werkschaften zu den bestehenden ka-
pitalistischen Herrschaftsverhältnissen 
entwickelt, die meine volle Unterstüt-
zung finden. In der Grundkonzeption 
stimme ich jedoch in einigen wesent-
lichen Fragen nicht mit Robert Jungk 
überein.

Und was hindert eigentlich die Ge-
werkschaften daran, die ihnen bekann-
ten und bekannt werdenden Tatsachen 
über die Umweltverschmutzung und 
-Zerstörung durch die Konzerne lau-
fend zu veröffentlichen?

Nicht zuletzt könnten dabei die insti-
tutionellen Mitbestimmungspositionen 
eine positive Rolle spielen und der 
demokratische, antikapitalistische Ge-
halt des gewerkschaftlichen Mitbestim-
mungskonzepts — wie er im Referat 
von Otto Brenner herausgestellt v/ui- 
de — könnte für weit mehr Kollegen 
als unter den gegenwärtigen Umstän-
den deutlich und zum mobilisierenden 
Faktor werden.

Im Gegensatz zu Prof. Jungk bin ich 
aber nicht der Ansicht, daß es beson-
ders nützlich wäre, wenn die Gewerk-
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der 
ge-

Nach meiner Ansicht ist der Kernpunkt 
der Argumentation von Prof. Jungk 
die Annahme, daß neben der spezifisch 
sozialen Form der Produktion von der 
Wissenschaft und Technik ein an sich 
deformierender Entfremdungsdruck aus-
gehe. Diese These wird bekanntlich 
nicht nur von Jungk vertreten, sie 
macht sich letzten Endes in einem 
Großteil der Referate dieser Tagung 
in der Forderung Luft nach neuen Pro-
duktivkräften, neuen Produktionsmit-
teln, neuer Technik und neuer Wissen-

Dr. Heinz Jung
Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Marxistische
Studien und Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main

Dr. Werner Petschick
Redakteur der NACHRICHTEN zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
Frankfurt/Main

schäften ihre Energien auf die Entwick-
lung der „neuen Technik" oder „neuer 
Produktionsmittel“ werfen würden. 
Vielmehr glaube ich, daß politischer 
Druck der Gewerkschaften auf Staat 
und Großkapital die Anwendung sol-

Als Marxist spreche ich vom Sozialis-
mus nicht wie die Kirchen vom Jen-
seits, sondern mit dem Bestreben, die 
Bedingungen unter den heutigen Ver-
hältnissen zu untersuchen, unter denen 
der Kampf für eine sozialistische Ge-
sellschaft hier geführt werden muß. 
Jemand dagegen, der sich bemüht, die 
Losung der Arbeiterkontrolle der Pro-
duktion von ihrem revolutionären 
Kernpunkt abzulösen, vergißt auch die 
einfache Frage: In welcher Form drückt 
sich heute in der BRD das Streben der 
Arbeiterklasse nach Kontrolle der Pro-
duktion aus? Meiner Ansicht nach . .. 
sind wir hier an der entscheidenden 
Stelle des Problems des Kampfes um 

der ' Mitbestimmung der Arbeiter und An-
gestellten und ihrer Gewerkschaften.

Was ist der Kampf um Arbeiterkon-
trolle oder Mitbestimmung anderes als 
ein Ringen um die Kontrolle des Kapi-
tals? Was ja auf der anderen Seite 
nichts anderes als der Kampf um die 
Vertiefung der demokratischen Rechte 
der Arbeitenden ist. Aber gehört dazu 
nicht auch das primitivste Recht, das 
Recht auf physische Existenz?

Wahrscheinlich wird audi die „neue 
Wissenschaft" einige positive Neben-
effekte abwerfen, wie ja auch die Hip-
pie-Kommunen das Lebensgefühl vie-
ler Zeitgenossen belebt haben. Aber 
die Gesellschaft ändern wird sie nicht.

schäft. Diese angeblich aus der Tech-
nologie hervorgehenden Tendenzen 
werden nicht zuletzt, schaut man ge-
nauer hin, auf die gegenwärtige Pro-
blematik der Umwelt zurückgeführt. 
Robert Jungk spricht an einer Stelle 
seines Referats ja auch davon, daß 
diese Forderung nach neuer Wissen-
schaft, nach weicher technologischer 
Gesellschaft, reaktionär aussehe. Ich 
bin der Ansicht, daß sie nicht nur so 
aussieht, sondern auch so ist. Es sollen 
jedoch keinesfalls die tatsächlichen 
schöpferischen Impulse in Frage ge-
stellt werden, die von utopischen Ex-
perimenten immer ausgegangen sind 
und ausgehen werden.

Man kann, nach meiner Ansicht, heute 
Forderungen nach Arbeiterkontrolle 
oder nach Mitbestimmung — und das 
ist ja immer nur eine spezifisch histo-
rische Form von Arbeiterkontrolle, 
wenn wir sie auf dem Boden der Klas-
sengesellschaft ansiedeln bzw. von der 
Tatsache des unüberbrückbaren Ge-
gensatzes von Arbeit und Kapital aus-
gehen — nicht entwickeln, wenn man 
der Struktur des staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus — oder des organi-
sierten Kapitalismus, wie er von Otto 
Brenner genannt wurde.— nicht Rech-
nung trägt. Nach meiner Ansicht be-
zieht Otto Brenner diese strukturellen 
Gegebenheiten in bemerkenswerter 
Weise in seinem Referat in die Be-
trachtungen mit ein.

gehenden, auf einen Teilaspekt der 
sozialistischen Umgestaltung zielenden 
Losung nach Arbeiterkontrolle der 
Produktion aus, sondern in anderen 
Formen.

eher Techniken erzwingen kann — 
schon morgen, schon jetzt.

Was hindert eigentlich die Gewerk-
schaften daran, schon heute die Kol-
legen, die Betriebsräte und gewerk-
schaftlichen Vertrauensleute, aufzuru-
fen, in ihren Bereichen „nach dem 
Rechten" zu sehen, eben danach, ob 
die ohnehin unzulänglichen Gesetze 
durch Konzerne und Unternehmer ein-
gehallen werden? Wie bekannt, ist das 
oft genug nicht der Fall. Ich glaube, 
daß sich in diesem Fall die Furcht vor 
belriebsegoistisdien Verhaltensweisen 
nur im geringen Maße als begründet 
erweisen würde.

Jedoch sind alle Forderungen, in de-
nen das grundlegende Streben der 
Arbeiterklasse nach Kontrolle 
Produktion in den jeweiligen 
schichtlichen Formen zum Ausdruck 
kommt, verbunden mit der Frage der 
Machtverhältnisse, wenden sich gegen 
die Macht des Kapitals in Gesellschaft 
und Staat.



Ringen um reale Demokratie

Zukunft der Gewerkschaften: Wachsende Bedeutung

Referate und Diskussionen unter dem Stichwort „Zukunft 
der Gewerkschaften" erbrachten auf der internationalen 
Arbeitstagung der IG Metall den Nachweis, daß die Be-
deutung der Gewerkschaften hinsichtlich ihrer Rolle und 
Aufgaben auch in der Zukunft noch wachsen wird. Das 
gilt sowohl in der kapitalistischen als auch in der soziali- 
tischen Gesellschaft, allerdings mit sehr unterschiedlicher 
Substanz. In der kapitalistischen Gesellschaft, wie jener 
der Bundesrepublik, wird es zunehmend von der Aktivi-
tät und Kampfbereitschaft der Gewerkschaften abhängen, 
in welchem Maße der Einfluß der Monopole in Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft zurückgedrängt, die öffentlichen 
Aufgaben angepackt, soziale und demokratische Reformen 
eingeleitet und durchgeführt und in allen diesen Fragen 
die Mitbestimmung der abhängig Beschäftigten und ihrer

Entsprechend der Abwertung des Par-
laments, der Legislative, erfolgen die 
politischen Interventionen der ökono-
misch Mächtigen primär über Organe 
des Staatsapparates. Das geschieht nicht 
nur durch die zwischen 500 und 1500

Es gibt kein wichtiges Gesetz in der 
Bundesrepublik, an dem die Unterneh-
merverbände nicht bereits im Prozeß 
des Entstehens entscheidend mitge-
wirkt hätten. Der BDI ist jährlich mit 
etwa 200 Eingaben an dieser Einwir-
kung beteiligt.

Kontaktbüros mit mehreren Mitarbei-
tern, die von den Untemehmerorgani- 
sationen in Bonn unterhalten werden, 
auch nicht über die mehrere tausend 
Lobbyisten, sondern durch ein System 
der Personalunion zwischen führenden 
Wirtschaftskräften und führenden Ver-
tretern der staatlichen Exekutive. Das 
geschieht weiter durch besondere Ein-
flußnahme auf das Bundeskanzleramt, 
weil die meisten Gesetzgebungsinitia-
tiven nicht vom Parlament ausgehen, 
sondern vom Regierungsbereich, insbe-
sondere vom Bundeskanzleramt.

der Arbeitsteilung, Detaillierung und 
Entfremdung.

In der Sitzungsperiode des Bundestages 
von 1957 bis 1961 kamen von 613 Ge-
setzentwürfen 401 aus der Bundesre-
gierung. 207 stellte der Bundestag und 
5 der Bundesrat. 87 Prozent der Regie-
rungsvorlagen (348) wurden Gesetz, da-
gegen nur 36 Prozent (74) des Parla-
ments.

Gewerkschaften verwirklicht werden kann. In der Sowjet-
union, der DDR und anderen sozialistischen Ländern neh-
men die Gewerkschaften ihre umfassenden Rechte in 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft bei der Festigung und 
Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft wahr. Unter 
den Bedingungen des Sozialismus ist die Basis für eine 
allseitige und schnelle Verbesserung der Lebensqualität 
der arbeitenden Menschen gegeben. Hierzu machten in 
ihren Referaten besonders anschauliche Ausführungen die 
Teilnehmer aus der UdSSR Pimenow und Diligenski sowie 
in seinem Diskussionsbeitrag der polnische Gewerkschafter 
Suchowicz. — Dr. Leminsky vom DGB versuchte in seinem 
Referat, die Zukunftsaufgaben der Gewerkschaften in der 
Bundesrepublik darzustellen. Die Gefahr, daß der Kapita-
lismus versuchen wird, seine dringenden Existenzprobleme
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Für die Gewerkschaftsbewegung stellt 
sich also das Problem: Soll sie ihre 
Kraft auf die Schaffung neuer Produk-
tivkräfte konzentrieren, wie die uto-
pischen Sozialisten? Oder muß sie für 
die gesellschaftliche Kontrolle und die 
Vergesellschaftung der existierenden 
Produktivkräfte kämpfen? Dafür steht 
für die Zukunftsforschung heute die 
Aufgabe, wissenschaftliche Pläne zu 
entwickeln, wie die gegenwärtigen 
Produktionsverhältnisse im Interesse 
der Arbeiter und Angestellten verän-
dert werden können.

Welche Vorschläge bieten sich also zur 
Demokratisierung im staatlichen Be-
reich an? Es ist notwendig, durch eine 
starke und wirksame Aufklärungsarbeit 
unter dem Volk klarzumachen, daß hin-
ter der demokratischen Fassade in 
Wahrheit die Macht der großen Kapi-
talgesellschaften steht. Wir müssen 
zeigen, daß eine reale Demokratie nicht 
darin besteht, alle vier Jahre einmal 
diejenigen zu wählen, die — wie schon 
Marx richtig sagte — das Volk zertre-
ten, sondern daß reale Demokratie 
wirksame Mitbestimmung der Arbeiter-
klasse am Arbeitsplatz, im Betrieb, im 
Konzern, im gesamten gesellschaftli-
chen Bereich erfordert.Dr. Robert Steigerwald

Journalist, Eschborn; Sekretär des Parteivorstandes der 
Deutschen Kommunistischen Partei

Man muß natürlich auch heute nach 
den sozialen Grundlagen und Trägern 
der romantischen Utopien fragen. 
Zweifellos kann bei der Antwort die 
stärkere direkte Unterordnung eines 
großen Teils der Intelligenz unter das 
Kommando des Großkapitals und des 
Staates nicht außer Betracht bleiben. 
Sie holen jetzt die Bindung und Unter-
werfung unter die Technik selbst nach, 
der die Arbeiterschaft schon mit dem 
Entstehen der Fabrik ausgeliefert war. 
Wenn die Intelligenz, die von Lenin 
zitierte Schule der Organisation der 
Fabrik wie die Arbeiterschaft durch-
macht, wird sie sich zu einer progres-
siven Kraft entwickeln.

Wie auch in den Anfangsstadien die 
Arbeiterschaft zuerst den Kampf gegen 
die Maschine aufnahm — er ist unter 
dem Begriff „Maschinenstürmerei" in 
die Geschichte der Arbeiterbewegung 
eingegangen —, so sucht ein Teil der 
Intelligenz heute die Ursache ihrer 
Probleme in der ihr gegenüber subjek- 
tivierten Wissenschaft und Technik 
und in ihrer eigenen Objektivierung, 
das heißt ihrer Verwandlung in Ob-
jekte der Kapitalverwertung — nur 
auf einem ungleich höheren Niveau

Zweifellos ist das letztere der Schlüs-
sel, um die Gesellschaft von den de-
struktiven, die Lebensbedingungen zer-
störenden Wirkungen und Aspekten 
der kapitalistisch genützten, ange-
wandten und verwerteten Wissen-
schaft und Technik zu bewahren und 
zu befreien. Wird das akzeptiert, dann 
ist die zentrale Frage ja nicht die Ent-
wicklung eines neuen Technologiean-
gebotes, sondern der Kampf gegen die 
zentralen Mächte der Kapitalverwer-
tung, die Konzerne in unserer Gesell-
schaft.

Dazu müssen wir der Arbeiter-, der 
gewerkschaftsfeindlichen Hetze der 
Springer-Presse und der anderen Unter-
nehmerorgane wirkungsvoll entgegen-
treten, die Verleumdung zurückweisen, 
daß die freiheitliche Grundordnung der 
Bundesrepublik dem Kapitalismus 
identisch und darum die Propagierung 
des Sozialismus verfassungswidrig sei. 
Wir müssen einerseits die demokrati-
sche Eigeninitiative des Volkes durch 
praktizierte Mitbestimmung entwickeln 
und andererseits jedem Prozeß der 
Ausschaltung solcher demokratischer 
Mitwirkung Widerstand leisten, jede 
weitere Aushöhlung demokratischer 
Rechte, von den Kommunen bis in die 
Staatsspitzen hinein, verhindern.

Das sind Realitäten unserer Gesell-
schaftsordnung, unserer Staatsordnung, 
von denen eine jede Demokratisie-
rungsdiskussion der Arbeiterbewegung 
ausgehen muß. Auch wenn es um die 
Problematik der Demokratisierung des 
Staatsapparates geht, müssen diese 
Wirtschaftsprozesse mit in die Diskus-
sion, mit in die Programmatik einbe-
zogen werden.



Aufgabenbereiche heute und morgen

Zwang zur Zusammenarbeit

Gegengewicht schaffen

— und dazu gehört vor allem auch die Lösung der soge-
nannten „Gemeinschattsaufgaben" — auf Kosten des sozia-
len Standards der Arbeiterklasse zu lösen, sprach beson-
ders aus den Referaten von Bundesminister Eppler und 
Prof. Roberts. Während Eppler Reformvorhaben — statt 
aus dem Rüstungsetat — über die Drosselung des Lohn-
anstiegs finanzieren möchte (eine Variante, der besonders 
der IG-Metall-Vorsitzende Loderer am Schluß der Tagung

Betrieb als Sozialgebilde erfaßt und 
nicht nur als Kombination der Pro-
duktionsfaktoren im technischen Sinne.

entgegentrat), madit Roberts die Gewerkschaften für die 
Inflation verantwortlich und empfahl die Abschaffung der 
Tarifautonomie sowie die Begrenzung des gewerkschaft- 
lichen Wirkungsfeldes auf Freizeitgestaltung und soziale 
Aufgaben. In den Diskussionsbeiträgen von W. Cieslak, 
Dr. Schäfer und Prof. Schleifstein werden Gedanken zu den 
Aufgaben der Gewerkschaften als Kampforganisationen 
dargelegt.

Dr. Gerhard Leminsky
Forschungsbereichssprecher im Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Institut des Deutschen Gewerkschaftsbundes GmbH; 
Chefredakteur der Zeitschrift „Gewerkschaftliche Monatshefte", 
Düsseldorf.

Die bisher im nationalen Bereich fest-
stellbaren Probleme wirtschaftlicher 
Macht erhalten durch die zunehmen-
de Internationalisierung von Finan-
zierung, Beschaffung, Produktion, Ab-
satz und Forschung neue Dimensio-
nen. Dies wird sich institutionell 
durch die erhöhte Bedeutung multi-
nationaler Konzerne und die Schaf-
fung europäischer Aktiengesellschaf-
ten ausprägen. Hier müssen die Ge-
werkschaften ihre Aktionen gleich-
falls internationalisieren, um Gegen-
gewichte zu schaffen.

Die Arbeitswelt ist immer noch der 
entscheidende Bestimmungsfaktor für 
die menschliche Existenz. Der Betrieb 
(die Verwaltung oder das Büro) prägt 
Lebensformen und Verhaltensweisen, 
bestimmt Einkommen, Status und 
Prestige. Aber der Betrieb als der 
Ort, an dem Güter und Dienste er-
bracht werden, ist nicht auf mensch-
liche Bedürfnisse ausgerichtet. Die 
Strukturen des Betriebes werden 
durch die Eigentümer und ihre Be-
auftragten festgelegt, wobei Technik 
und Organisation für die Zwecke der 
Gewinnerzielung eingesetzt werden.

Arbeitslosigkeit etwa ist nur das 
letzte Glied einer Kette, das häufig 
mit Umsetzung oder Lohnminderung 
im Betrieb beginnt. Die Vollbeschäf-
tigung verdeckt die existentiellen 
Probleme von einzelnen oder Grup-
pen von Beschäftigten bei strukturel-
lem Wandel. Dies wird nur bei quali-
tativer Betrachtung deutlich, die den

Neue Formen der Mitbestimmung und 
der Gewerkschaflspolitik werden not-
wendig. Auf Unternehmensebene 
kommt es also langfristig sowohl auf 
eine größere Intensität der Mitbestim-
mung (Zurückdrängung nur privat-
wirtschaftlicher Orientierung) als auch 
auf zunehmende Extensität (Koopera-
tion und Koordination auf internatio-
naler Ebene) an. Dieser Zwang zur 
Zusammenarbeit zwischen Gewerk-
schaften verschiedener weltanschau-
licher Ausrichtungen kann einer ge-
meinsamen Strategie den Weg ebnen, 
weil er auf konkreten Bereichen mit 
genau festgelegten Zielen ansetzt und 
den Interessen aller Beteiligten dient.

Nach dem 2. Weltkrieg wurde das In-
strumentarium der Tarifpolitik zur 
Sicherung des materiellen Standards 
weiter verfeinert; die Schutzaufgaben 
wurden durch gesetzliche und tarif-
vertragliche Regelungen sowie durch 
Betriebsvereinbarungen verbessert. 
Erste Möglichkeiten für die Gestal-
tung von Entwicklungen, die die Ar-
beitnehmer betreffen, wurden eröff-
net. Dies gilt etwa für die Mitbestim-
mung in Betrieben, Unternehmen und 
Verwaltungen sowie in Ansätzen für 
die berufliche Bildung. Damit ist erst-
malig die Chance gegeben, inhaltlich 
die Bedingungen zu beeinflussen, von 
denen die Arbeitswelt bestimmt wird. 
Hier liegt die große gewerkschaft-
liche Aufgabe der Zukunft.

Jeder Arbeitnehmer hat sich den Prin-
zipien der Rentabilität unterzuord-
nen und sich der durch die Kapital-
verwertung vorgegebenen Technik 
und Organisation anzupassen. Diese 
Struktur wird durch Schutzrechte für 
die Beschäftigten vom Arbeitsschutz 
über Kündigungsschutz oder durch 
das Betriebsverfassungsgesetz nicht 
grundsätzlich infrage gestellt. Solche 
Maßnahmen sichern nur Mindest-
bedingungen und betreffen lediglich 
die Konsequenzen bzw. die negativen 
Auswirkungen der betrieblichen Poli-
tik.

In der praktischen Politik standen für 
die Gewerkschaften nach ihrer Grün-
dung trotz ihres weitgespannten An-
spruchs nach einer freien Gesellschaft 
über lange Zeit die Probleme der Si-
cherung des Existenzminimums im 
Vordergrund. Nach dem 1. Weltkrieg 
konnten sich die Gewerkschaften or-
ganisatorisch festigen und Ansätze zu 
Gegenmachtpositionen entwickeln. 
Durch Schutz- und Sicherungsmaßnah-
men gelang es ihnen, den Arbeitneh-
mer über die materielle Sicherheit 
hinaus vor Willkünnaßn ahmen zu 
schützen. Sie verfügten damals jedoch 
nicht über wesentliche Gestaltungs-
möglichkeiten.

Der Ausbau der Infrastruktur wird 
weitgehend vom Tempo und den 
Schwankungen der privaten Produk-
tion bestimmt. In vielen Bereichen, 
besonders auf kommunaler Ebene, 
wird die Struktur der öffentlichen In-
vestitionen zu einem großen Teil von 
privaten Interessen bestimmt. Wenn 
es nicht gelingt, solche Tendenzen 
durch neue Formen freiheitlicher Pla-
nung zurückzudrängen, wird eine 
technokratische Politik des Staates in

Hier eröffnet sich ein Aktionsfeld von 
zentraler Bedeutung für die Gewerk-
schaften, das bislang in seiner Trag-
weite noch kaum erkannt ist. Die bis-
herige Gewerkschaftspolitik war über-
wiegend quantitativ und defensiv 
ausgerichtet: Schutz gegen Arbeits-
losigkeit, Krankheit, Unfall; materi-
elle Absicherung im Fall von Ratio-
nalisierung oder Freisetzung. All dies 
war und ist notwendig, jedoch nicht 
mehr ausreichend.

Die Aufgabe der Gewerkschaften, 
Freiheit und Entfaltung im Arbeits-
leben zu sichern, hängt in zunehmen-
dem Maße von Faktoren ab, die der 
beruflichen Tätigkeit vorgelagert 
sind. Wem das Bildungswesen keine 
gleichen Startchancen vermittelt, der 
wird diesen Mangel kaum wieder auf-
holen können. Darüber hinaus bestim-
men Formen und Inhalte der Bildung 
nicht nur Kenntnisse und Fertigkei-
ten. Sie prägen zugleich Urteils- und 
Kritikvermögen und legen die sozia-
len Verhaltensweisen fest, die für 
eine demokratische Entwicklung der 
Gesellschaft von Bedeutung sind. Bil-
dung darf sich deshalb nie nur in An-
passung an wirtschaftliche oder tech-
nische Gegebenheiten erschöpfen.
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Bisher hat die private Planung und 
die private Produktion über die öf-
fentliche Planung und die Bereitstel-
lung öffentlicher Güter dominiert. Die 
Folge ist eine private Überflußpro-
duktion, während sich die Bereiche, 
die sich nicht privatwirtschaftlich ent-
wickeln lassen, in strukturellen Kri-
sen befinden. Dabei bleiben die In-
frastrukturbereiche wie Bildung, Wis-
senschaft, öffentlicher Nahverkehr, 
Städtebau, Gesundheitsversorgung 
nicht nur hinter den privaten Inve-
stitionen zurück.



Für geringeren Lohnanstieg

Deklamationen genügen nicht

Angriff auf die Tarifautonomie

auswirken, 
darauf be-

Verbindung und wesentlich beeinflußt 
durch die Interessen großer Unter-
nehmen das Ergebnis sein.

erneut
Schutz

wer- 
aber

Im Laufe der letzten 25 Jahre mit Voll-
beschäftigung und wachsendem Wohl-
stand konnten die Gewerkschaften die

Dr. Erhard Eppler
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Bonn

Initiative ergreifen und den Arbeitge-
bern stets höhere Löhne und Gehälter 
und bessere Arbeitsbedingungen ab-
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In den letzten Jahren zeigten Mei-
nungsumfragen, daß die wenigsten 
Arbeitnehmer den Eindruck hatten, es 
gehe ihnen besser, wenn sie beträcht-
liche Erhöhungen ihrer realen Löhne 
und Gehälter hinter sich hatten. Dies 
mag überwiegend daher rühren, daß 
Preissteigerungen, auch wenn sie we-
sentlich niedriger sind als Lohnerhö-
hungen, stärker bewußt werden. Aber 
es könnte doch auch ein Reflex der 
Erfahrung mitspielen, daß größere 
Konsumkraft auch bei unteren Ein-
kommensgruppen nicht unbedingt die 
Lebensqualität verbessert.

Prof. Dr. Ben C. Roberts
Londoner Schule für Wirtschaft und Politische Wissenschaft,
Großbritannien

aktuell werden. Gerade 
der Unterprivilegierten,

Die Tarifpolitik der Gewerkschaften 
wird ihre Bedeutung behalten, weil 
der Lohn bzw. das Gehalt des Arbeit-
nehmers auf absehbare Zeit der wich-
tigste Einzelfaktor für die Sicherung 
der materiellen Existenz während des 
Arbeitslebens bleiben wird. Mit zu-
nehmendem Steigen der Durchschnitts-
einkommen, überproportionalen Lohn-
steuersätzen , Krankenversicherungs-
bezügen und Sozialbeiträgen gewinnt 
jedoch eine Einkommenspolitik im 
weitesten Sinne an Bedeutung, weil 
Lohnerhöhungen durch kompensato-
rische Maßnahmen neutralisiert wer-
den können.

organisatorischen 
von Bürokratien

Mit der Erhöhung der Einkommen, 
verbunden mit zunehmender sozialer 
Absicherung, wird auf lange Sicht 
eine Nivellierung einhergehen. Pro-
bleme einer Mindestlohnpolitik könn-
ten 
der 
der ungelernten Jugendlichen oder 
der Alteren und der Randgruppen un-
serer Gesellschaft ist nur durch soli-
darische Hilfe möglich und dies sollte 
immer die vornehmste Aufgabe der 
Gewerkschaften sein.

Wenn die Gewerkschaften die Gesell-
schaft humanisieren wollen, dann ist 
dies nicht auf dem Weg von bloßen 
Deklamationen zu erreichen. Es ge-
lingt nur, wenn die Mitglieder in 
ihrer Gesamtheit solche Forderungen 
akzeptieren, sie sich zu eigen ma-
chen und sich aktiv dafür einsetzen. 
Dies ist nur möglich durch eine breite 
innergewerkschaftliche Demokratie, 
die über ihren funktionellen Zweck 
ein Stück Demokratie als Lebensform 
in unserer Gesellschaft realisieren kann. 
Zur innerverbandlichen Demokratie 
gehören Öffentlichkeit und Publizität 
gewerkschaftlichen Handelns, die Art 
der Kandidatenauswahl, Wahl- und 
Abstimmungsverfahren und die Be-
deutung von Mitgliederversammlun-
gen.

Bei allen Maßnahmen der Gewerk-
schaften muß die Zunahme multina-
tionaler Unternehmen und die inter-
nationale Strategie großer Unterneh-
men beachtet werden. Das erfordert 
eine Abstimmung der Tarifpolitik 
auch im tcrnationalen Raum.

Aber dies braucht die Bedeutung der 
Gewerkschaften nicht zu mindern. Bis-
her haben die Gewerkschaften den 
Arbeitnehmer überwiegend — wenn 
auch keineswegs ausschließlich — 
vertreten in seiner Eigenschaft als 
Konsument und Produzent. Nun dürfte 
ihre Aufgabe noch wesentlich umfas-
sender werden. Gewerkschaften, die 
sich mitverantwortlich fühlen für die 
Lebensqualität ihrer Mitglieder, 
den nicht unwichtiger, wohl 
politischer. Sie verlieren nicht ihre 
Funktion im Verteilungskampf, wohl 
aber könnte sich diese Funktion ver-
ändern.

Die öffentlichen Investitionen werden 
rascher wachsen müssen als die pri-
vaten, da ein ständig wachsender Teil 
der menschlichen Bedürfnisse (vom fri-
schen Wasser bis zur Bildung) nur von 
öffentlichen Einrichtungen gedeckt 
werden kann ... Der Übergang vom 
ökonomischen zum ökologischen Den-
ken, vom Pro-Kopf-Einkommen zur 
Lebensqualität wird auch an den Ge-
werkschaften nicht spurlos vorüber-
gehen. Diese Arbeitstagung zeigt, daß 
die größte Gewerkschaft in diesem 
Lande sich dessen bewußt ist.

Geringeres Wachstum des privaten 
Konsums bedeutet — und es wäre 
kindisch, dies hier zu verschweigen 
— auch geringeren realen Anstieg der

Wenn wirklich die Bedürfnisse des 
Arbeitnehmers immer mehr durch öf-
fentliche Dienstleistungen und Inve-
stitionen gedeckt werden und immer 
weniger durch zusätzlichen privaten 
Konsum, so könnte sich dies — und 
ich hoffe es sogar — bis in die Ta-
rifverhandlungen hinein 
Daß die Gewerkschaften 
stehen müssen, daß der Produktivi-
tätszuwachs der Wirtschaft in der 
einen oder anderen Form dem Arbeit-
nehmer zugute kommt, versteht sich 
von selbst.

In diesem Zusammenhang sind eh-
renamtliche Funktionäre von beson-
derer Bedeutung. Gerade wenn die 
Komplexität und Unüberschaubarkeit 
aller Lebensbereiche steigt, wenn sich 
ein Teil der Entscheidungen immer 
weiter vom einzelnen entfernt, muß 
die Chance zur Aktivierung und Ent-
faltung an der Basis mit besonderem 
Nachdruck gesucht werden, um Ge-
gengewichte zur 
Verselbständigung 
und Expertenstäben zu schaffen. Nur 
unter dieser Bedingung wird die 
Wahrnehmung neuer Gewerkschafts-
aufgaben nicht zu einer zunehmen-
den Entfremdung zwischen Mitglie-
dern und Funktionären führen.

Es ist nicht vorauszusehen, wie sich 
die Tarifautonomie auf die schlei-
chende Inflation auswirkt. Bisher 
kann nicht nachgewiesen werden, daß 
starke Gewerkschaften eine hohe In-
flationsrate bedingen. Wir kennen 
Länder mit hohen Geldentwertungs-
raten und schwachen Gewerkschaften 
und Staaten mit starken Arbeitneh-
merorganisationen und über längere 
Zeit relativ stabilem Geldwert. Ne-
ben der Höhe der Arbeitnehmerein-
kommen, die im wesentlichen dem 
Konsum zufließen, sind die Politik 
der privaten Investoren, die Einnah-
men und Ausgaben des Staates und 
die außenwirtschaftlichen Beziehun-
gen zu beachten.

Nettolöhne und -gehälter, und zwar 
in jedem denkbaren Fall.

Wenn man davon ausgeht, daß für 
die zukünftig überschaubare Zeit die 
Wachstumsrate des Bruttosozialpro-
dukts zurückgeht und gleichzeitig die 
Ausgaben für Infrastrukturinvestitio-
nen überproportional zunehmen, 
dann sind verstärkte inflatorische 
Prozesse möglich. Dies ist dann der 
Fall, wenn die privaten Investoren 
mit der öffentlichen Hand um die ver-
fügbaren Produktionsfaktoren kon-
kurrieren und durch Abwälzungspro-
zesse ihre Gewinnsätze aufrechterhal-
ten.



Quelle der Kraft

Zukunft der UdSSR-Gewerkschaften

Sowjetunion,

ringen. Das Ergebnis war eine immer 
mehr um sich greifende Inflation in 
allen Ländern, da die Arbeitskosten 
die Produktivitätszuwadisraten erheb-
lich überstiegen, und die Arbeitgeber 
sahen sich gezwungen, ihre Rentabili-
tät mit Hilfe von Preissteigerungen 
aufrechtzuerhalten.

Die Zukunft war immer ein Objekt des 
Kampfes verschiedener Weltanschau-
ungen. Heute verwandelt sie sich aber 
in eines der Hauptprobleme im Wett-
bewerb zweier gesellschaftlicher Sy-
steme.

Das zunehmende Bedürfnis an der Aus-
arbeitung verschiedenartiger Progno-
sen ist auf die Verstärkung der Akti-
vität des sozialen Schaffens der werk-
tätigen Massen, auf die Entwicklung 
der wissenschaftlich-technischen Revo-
lution und auf ihren immer wesentli-
cheren Einfluß auf verschiedene Seiten 
des Gesellschaftslebens zurückzufüh-
ren.

Um richtig zu erkennen, was die sowje-
tischen Gewerkschaften darstellen, wie 
ihre Wurzeln, Quellen, ihre Rolle und 
Stellung, allgemeine Prinzipien und 
spezifische Aufgaben sind, worin die 
Quelle ihrer Kraft und Stärke liegt,

setzen, der den passenden Rahmen für 
Lohn- und Gehaltserhöhungen aufstellt 
und auch den Rahmen für Preiserhö-
hungen festlegt und man müßte dann 
noch eine Durchführungsbehörde ha-
ben, die dafür sorgt, daß dieses System 
auch wirkt.

Die gigantische Konzentration der Pro-
duktion, das Wachstum des staatsmo-

Bei dieser Fragestellung nehmen wir 
gewiß Rücksicht darauf, daß es in der 
Welt zwei verschiedene sozialökono-
mische Systeme gibt, in jedem von 
denen es eigene Bedingungen, eigene 
Besonderheiten in der Stellung und 
Entwicklung der Gewerkschaften gibt.
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Es wäre jedoch falsch zu glauben, daß 
in der westlichen Futurologie eine op-
timistische Ansicht über die Zukunft, 
darunter auch die des Kapitalismus 
selbst, vorherrsche. In ihren Reihen 
entstand und nimmt zu eine pessimi-
stische Richtung, die ihre „prinzipielle" 
Schlußfolgerung — aufgrund der 
Schwierigkeiten und Komplizierungen 
der technologischen Entwicklung — 
daraus zieht, die zukünftige Entwick-
lung der Menschheit lasse sich angeb-
lich überhaupt nicht prognosieren.

Die Verbesserung der Qualität des 
Lebens am Arbeitsplatz ist unbedingt 
erforderlich, doch die vielleicht eher 
naheliegende Verbesserung der Quali-
tät des Lebens könnte durch eine 
Arbeitszeitverkürzung erzielt werden. 
Mehr Freizeit statt eines höheren Ein-
kommens und mehr Verbrauch ist eine 
Alternative, um aus Produktionsstei-
gerungen Nutzen zu ziehen.

Die marxistisch-leninistische revolutio-
näre Entwicklungstheorie verbindet 
sich organisch mit dem wissenschaft-
lichen Herangehen an die Erforschung 
der Entwicklungsperspektiven von Pro-
duktivkräften und Produktionsverhält-
nissen und dient als Grundlage für die 
„furchtlose Vorwegnahme der Zukunft 
und eine kühne praktische Tätigkeit 
..." (W. I. Lenin, Gesammelte Werke, 
Bd. 26, S. 75, russ. Ausgabe).

Das herkömmliche System mit zwei 
Tarifparteien, ewig in Streit mitein-
ander, muß geändert werden, um den 
Erfordernissen moderner technischer 
und wirtschaftlicher Bedingungen ge-
recht zu werden. Die Mitbestimmung 
in den Unternehmen und im Staat wird 
erheblich ausgebaut werden. An die 
Gewerkschaften wird die Aufforderung 
ergehen, sich mehr um die Qualität 
des Lebens zu bemühen und in be-
zug auf ihre Politik eine neue Rich-
tung einzuschlagen, so daß sie sich 
weitaus mehr um wichtige soziale Pro-
bleme kümmern können.

Bei der Festlegung der Perspektiven 
für die Entwicklung der Gewerkschaf-
ten, wie auch der ganzen sowjetischen 
Gesellschaft, gehen wir von den vor 
uns stehenden Aufgaben und der Not-
wendigkeit aus, die realen Möglich-
keiten zu berücksichtigen. Mit anderen 
Worten kann ein Gespräch über die 
Zukunft nicht abstrakt sein, es muß auf 
der heute real bestehenden Lage und 
dem Zustand der Gewerkschaftsbewe-
gung beruhen.

nopolistischen Systems rufen in den 
kapitalistischen Ländern immer neue 
Entwicklungskonzeptionen ins Leben. 
Im Westen gibt es bereits Fachleute 
auf dem Gebiet der Futurologie, die 
von der Zukunft anhand von ausge-
sprochen subjektiven Vorstellungen 
urteilen.

In ihrer Angst vor der Zukunft, in 
ihrem Bestreben, das unabwendbare 
historische Finale zu vermeiden, be-
mühen sich die Apologeten des Kapi-
talismus, die ihnen nicht genehmen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse über 
die Zukunft zu entstellen bzw. zu igno-
rieren. Die kapitalistischen Futurologen 
sorgen bei der Ausarbeitung von so-
zialökonomischen, politischen und an-
deren Prognosen des öfteren nicht so 
sehr für die Wahrheitstreue der Vor-
wegnahme wie dafür, die Welt der 
Zukunft in den für die herrschende 
Klasse günstigen Farben zu malen.

Wenn die Gewerkschaften eine bes-
sere Freizeitgestaltung zu einer ihrer 
wichtigsten Aufgaben machen könnten, 
würden sie erheblich zur Qualität des 
Lebens beitragen. In vielen Ländern 
haben sich die Gewerkschaften bereits 
bemüht, ihren Mitgliedern durch För-
derung von kultureller und sportlicher 
Betätigung und durch Bildungsveran-
staltungen zu einem besseren Leben 
zu verhelfen. Um hierbei Erfolg zu er-
zielen, müssen die Gewerkschaften 
ihren Mitgliedern klarmachen, daß 
dies ihre Rolle in der Zukunft ist.

Die soziale Prognostik, wie auch eine 
beliebige Gesellschaftswissenschaft, 
trägt einen klar zum Ausdruck kom-
menden Klassencharakter, einen par-
teilichen Charakter, da sie unmittelbar 
die Interessen verschiedener Klassen 
untersucht. In der richtigen Erkenntnis 
der sozialen Wirklichkeit und ihrer 
Tendenzen ist die Arbeiterklasse als 
eine konsequent revolutionäre Klasse 
und die Hauptkraft des gesellschaft-
lichen Fortschritts interessiert. In der 
Arbeiterbewegung gestalteten sich be-
stimmte Anschauungen und Konzeptio-
nen über die Zukunft, über jene Wege, 
die die Menschheit zu ihr zurücklegen 
wird.

Wenn nun die wichtigste Aufgabe der 
Gewerkschaften darin besteht, ihre 
Rolle derart umzugestalten, daß sie 
eine umfassende gesellschaftliche 
Funktion übernehmen, dann handelt 
es sich hier um eine Änderung, die 
die Gewerkschaften nicht allein her-
beiführen können. Dies ist eine Her-
ausforderung an die ganze Gesellschaft 
und insbesondere an die Regierung 
und die Arbeitgeber.

Es muß die Aufgabe der Regierung 
sein, in Zusammenarbeit mit den Ar-
beitgebern und den Gewerkschaften 
ein anderes System für die Festsetzung 
von Löhnen und Gehältern, als das der 
uneingeschränkten Tarifverhandlun-
gen einzuführen. Man müßte einen für 
das ganze Land zuständigen Rat ein-

Das Problem, die Inflation in einer 
pluralistischen Gesellschaft einzudäm-
men, stellt die Gewerkschaften vor 
eine sehr kritische Frage, da hierbei 
von ihnen gefordert werden könnte, 
die Anwendung ihrer Verhandlungs-
kraft einzuschränken und irgendeiner 
Form von nationaler Einkommenspoli-
tik zuzustimmen. Dies schließt auch 
die Begrenzung der Möglichkeiten für 
andere Gruppen ein, ihre Einkommen 
unkontrolliert erhöhen zu können, ein-
schließlich der Arbeitgeber in bezug 
auf Preissteigerungen. Nach den 
Grundsätzen der Gewerkschafts- und 
Untemehmerfreiheit wäre dergleichen 
mit dem Bann zu belegen.

_______

Pjotr T. Pimenow
Sekretär des Zentralrats der Gewerkschaften der
Moskau



Wichtigste Kettenglieder

Die Gewerkschaften sind eines

Andere Funktionen
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worin die Funktionen der Gewerk-
schaften auf verschiedenen Etappen 
der revolutionären Bewegung der Ar-
beiterklasse bestehen, wie ihre Ent-
wicklung in der Perspektive gestaltet 
wird, mit einem Wort, um eine rich-
tige Antwort auf diese und andere 
Fragen zu bekommen, muß man diese 
Bewegung in einer untrennbaren Ein-
heit mit dem Kampf der Arbeiterklasse 
aller Länder, mit der Lehre des Mar-
xismus-Leninismus betrachten.

Mit dem Sieg der sozialistischen Revo-
lution ändern die Gewerkschaften ihre 
Funktionen ... So liegt die Eigenart 
ihrer Stellung in der sozialistischen 
Gesellschaft, darin, daß sie, wie es 
oben angegeben wurde, einerseits die 
Organisation der Arbeiterklasse, d. h. 
einer Klasse, die die politische Leitung 
der Gesellschaft innehat, sind; anderer-
seits sind sie keine staatliche, sondern 
eine gesellschaftliche Organisation, die 
breite Massen der Werktätigen für die 
Leitung des Staates und der Gesell-
schaft gewinnt, ihnen die Kunst der 
demokratischen Leitung der ökonomi-
schen, sozialen und anderen Prozesse 
des Gesellschaftslebens beibringt.

Das bedeutet erstens, daß mit der 
Machtübernahme durch die Arbeiter-
klasse die Gewerkschaften sich in kei-
ne Partei-, in keine Staatsorganisation

leisten Kultur- und Erziehungsarbeit, 
leiten die Sportarbeit, tragen bei zur 
Organisation der allgemeinen Bildung 
der Werktätigen, zur Erhöhung des 
kulturtechnischen Niveaus der Arbeiter 
und Angestellten, organisieren die 
Klub- und die Bibliothekarbeit, ent-
wickeln die Laienkunst und das Volks-
schaffen u. a. m.

schicken Arbeiter und Angestellte in 
Sanatorien, Pensionen, Erholungshei-
me und andere Heilstätten und ihre 
Kinder in Pionierferienlager, deren 
weitverzweigtes Netz den Gewerk-
schaften zur Verfügung steht;

Sie gewinnen die Gewerkschaftsmit-
glieder für eine unmittelbare, aktive 
Teilnahme an der Planung der Ent-
wicklung der Volkswirtschaft, für die 
Schaffung der materiellen Güter, für 
die Festigung der ökonomischen Basis 
des Staates;

Große Rechte 
der Gewerkschaften

In dieser Tätigkeit setzen die Gewerk-
schaften unter den Verhältnissen des 
sozialistischen Staates durch eine strik-
te Kontrolle über die Ausführung der 
Arbeitsgesetze und der Gesetze über 
die Rechte der Menschen die Befriedi-
gung der rechtmäßigen und realisier-
baren Forderungen der Massen durch. 
Den Nachdruck müssen dabei die Ge-
werkschaften auf die richtige Verbin-
dung der Wahrnehmung von Interes-
sen der Werktätigen mit der tagtägli-
chen konkreten, aktiven Arbeit ge-
meinsam mit dem sozialistischen Staat 
an der allseitigen Verbesserung und 
Erleichterung der Arbeitsbedingungen, 
der materiellen und sozialen Lebens-
bedingungen der Werktätigen, mit der 
Fürsorge für die Verbesserung ihrer 
Erholung, Gesundheit, des Systems der 
Sozialversicherung, der Wohnungsver-
hältnisse sowie der Bedingungen für 
eine möglichst allseitige geistige und 
kulturelle Entwicklung machen.

verwalten die staatliche Sozialversi-
cherung, einschließlich Bestätigung und 
Ausführung des Sozialversicherungs-
haushaltes, Festlegung von Beihilfen 
usw.;

Unter den Bedingungen der kapitali-
stischen Ordnung lassen sich die Funk-
tionen der Gewerkschaften als einer 
Schule des proletarischen Klassen-
kampfes klar umreißen. Die Gewerk-
schaften sind berufen, hier eine Mis-
sion der großen Schule der Klassen-
organisation des Proletariats, seines 
Wirtschaftskampfes, des Schutzes der 
Arbeiterklasse gegen die räuberischen 
Ansprüche der Bourgeoisie zu erfüllen. 
Unter den Bedingungen der sozialisti-
schen Gesellschaft ändern sich die Stel-
lung und die Rolle der Gewerkschaften 
von Grund auf. Aus einer Organisation 
der unterdrückten Arbeiterklasse wer-
den sie zu Organisationen der herr-
schenden Klasse, zu einer der wichtig-
sten Institutionen der sozialistischen 
Demokratie.

der 
wichtigsten Kettenglieder im allgemei-
nen System der sozialistischen Demo-
kratie, in der Gewinnung der Werk-
tätigen für die Leitung der Angelegen-
heiten des Staates und der Gesell-
schaft.

sie lösen gemeinsam mit der Verwal-
tung alle Fragen der Arbeit, Entloh-
nung, des Alltagslebens und der Erho-
lung der Belegschaftsmitglieder;

Zu den Aufgaben der Gewerkschaften 
wird auch künftig die Verstärkung der 
Arbeit zur Weiterentwicklung der 
Wirtschaft des Landes, eine noch akti-
vere Heranziehung der Werktätigen 
an die Leitung der Produktion und der 
Angelegenheiten der Gesellschaft ge-
hören. Eine der Hauptaufgaben der 
Gewerkschaften ist die Fürsorge für

verwandeln, weder mit der Partei noch 
mit dem Staat verschmelzen, sondern 
als eine selbständige gesellschaftliche 
Massenorganisation weiterbestehen. 
Da sie zweitens eine spezifische Stel-
lung im System des Sowjetstaates ein-
nehmen, sind sie von anderen Organi-
sationen dieses Systems nicht isoliert, 
sie stehen nicht abseits von ihnen, son-
dern befinden sich in ihrer Mitte, un-
terhalten enge gegenseitige Beziehun-
gen zur Kommunistischen Partei, zu 
den staatlichen sowie anderen gesell-
schaftlichen Organisationen.

die rechtmäßigen Interessen der Ar-
beiter und aller Werktätigen, die Für-
sorge für die Verbesserung ihrer Ar- 
beits- und Lebensbedingungen, die 
Verstärkung der Kontrolle über die 
Einhaltung der Arbeitsgesetzgebung, 
der Regeln und Normen des Arbeits-
schutzes und der Sicherheitstechnik, 
die Fürsorge für eine bessere Gestal-
tung einer kulturvollen und gesunden 
Erholung der Werktätigen.

Die sowjetischen Gewerkschaften ha-
ben in allen diesen Tätigkeitsbereichen 
große Rechte und materielle Möglich-
keiten. Sie kontrollieren die Einhal-
tung der Arbeitsgesetze, der Vorschrif-
ten und Normen der Sicherheitstech-
nik, die Bereitstellung und Verteilung 
der Arbeitskleidung, beteiligen sich an 
der Planung der Mittel für die Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen, 
diskutieren die Fragen über die Ge-
staltung der Arbeitszeit und Erholung 
der Werktätigen, nehmen teil an der 
Ausarbeitung von Gesetzesvorlagen, 
die die Werktätigen betreffen, spielen 
die entscheidende Rolle bei der Schlich-
tung der in den Betrieben zwischen 
den Werktätigen und der Verwaltung 
entstehenden Arbeitsstreitigkeiten, sor-
gen für die Verbesserung der Woh- 
nungs- und Lebensbedingungen der 
Arbeiter und Angestellten usw.

Die Gewerkschaften bleiben eine vom 
Staat getrennte, an keine Partei ge-
bundene gesellschaftliche Massenorga-
nisation der Werktätigen, die aber an 
der Lösung der grundsätzlichen Auf-
gaben des Aufbaus einer neuen Gesell-
schaft äußerst aktiv und unmittelbar 
teilnehmen. Dadurch ist auch die prin-
zipielle qualitative Änderung der 
Hauptfunktion der Gewerkschaften zu 
erklären Wenn früher ihre Haupt-
funktion darin bestand, eine Schule 
des proletarischen Klassenkampfes ge-
gen das Kapital zu sein, so müssen sie 
nunmehr zur Schule der kommunisti-
schen Gesellschaft werden, in der der 
neue Mensch erzogen und geformt 
wird.

Die Schutzfunktion bleibt bestehen, 
weil mit dem Sieg der sozialistischen 
Revolution die Gewerkschaften eine 
solche Grundlage, wie den ökonomi-
schen Klassenkampf eingebüßt, jedoch 
eine solche Grundlage, wie den nicht 
klassenbedingten Wirtschaftskampf, 
nicht verloren haben; gemeint ist der 
Kampf gegen die bürokratischen Er-
scheinungen im Apparat, der Schutz 
der materiellen und geistigen Inter-
essen der werktätigen Massen durch 
Wege und Mittel, die für diesen Appa-
rat unzugänglich sind.

sie kontrollieren die Einhaltung der 
Arbeitsgesetzgebung, der Regeln und 
Normen der Sicherheitstechnik und 
Betriebshygiene, schlichten Arbeits-
streitigkeiten zwischen den Werktäti-
gen und der Verwaltung;



Gesellschaft der Zukunft

Prognose auf sozialistisch
Sie werden noch lange eine wichtige 
Rolle in der Produktion und in der 
gesellschaftlichen Tätigkeit, in der An-
erziehung der kommunistischen Ar-
beitsmoral und der kommunistischen 
Einstellung zum Gesellschaftseigentum 
spielen.

der sozialistischen und kommunisti-
schen Gesellschaft helfen die Gewerk-
schaften den Werktätigen, die Leitung 
der Angelegenheiten des Staates und 
der Gesellschaft zu meistern.

Der führende amerikanische Futuro-
loge H. Kann schildert z. B. die USA- 
Gesellschaft im Jahre 2000 als eine 
„lebensfrohe, attraktive Gesellschaft 
der müßigen Konsumenten mit einem 
gewissen Anflug der .Dekadenz'" (G. 
Edeling „Zukunftsbild", S. 20—21, russ. 
Ausgabe). Es ist zu vermerken, daß H. 
Kann von der Müßigkeit der amerika-
nischen Gesellschaft spricht, obwohl sie 
sich bis jetzt der Lösung vieler vor-
rangiger sozialer Probleme der Gegen-
wart noch nicht genähert hat.

Wir verwerfen solche „Ideale" und 
Perspektiven, die den Menschen er-
niedrigen und den Klasseninteressen 
des Proletariats zuwiderlaufen. Nein, 
die Gesellschaft der Zukunft ist keine 
berüchtigte „Zivilisation der Freiheit", 
wo dem Menschen eine klägliche Rolle 
des von Robotern betreuten Konsu-
menten eingeräumt wird. Die künftige 
Gesellschaft ist vor allem eine Zivili-
sation der hochorganisierten Arbeit, 
eine klassenlose Gesellschaftsordnung 
mit einem einheitlichen Volkseigentum 
an Produktionsmitteln, der vollen so-
zialen Gleichheit aller Gesellschafts-
mitglieder, wo gleichzeitig mit der all- 
seitigen Entwicklung der Menschen 
auch die Produktivkräfte aufgrund der 
sich ständig entwickelnden Wissen-
schaft und Technik anwachsen, wo alle 
Quellen des gesellschaftlichen Reich-
tums in voller Blüte stehen werden 
und der große Grundsatz „von jedem 
nach seinen Fähigkeiten, jedem nach 
seinen Bedürfnissen" verwirklicht wird. 
Das wird eine hochorganisierte Gesell-
schaft der freien und bewußten Men-
schen der Arbeit sein, in der die ge-
sellschaftliche Selbstverwaltung veran-
kert wird, und die Arbeit zum Wohl 
der Gesellschaft verwandelt sich für 
alle in das erste Lebensbedürfnis, wo 
die Fähigkeiten eines jeden mit dem 
größten Nutzen für das Volk an den 
Tag gelegt werden.

Im Zuge der Entwicklung und Vervoll-
kommnung der sozialistischen Demo-
kratie erfolgt die Weiterentwicklung 
der sozialistischen Staatlichkeit in der 
Richtung der gesellschaftlichen kom-
munistischen Selbstverwaltung.

Der wichtigste Bestandteil der gewerk-
schaftlichen Tätigkeit ist die Erzie-
hungsarbeit, die auf die Erziehung von 
kommunistisch überzeugten, bewußten 
Erbauern und Herren der sozialisti-
schen Gesellschaft gerichtet ist, welche 
es verstehen, produktiv und organi-
siert zu arbeiten, über ein hohes Bil- 
dungs- und Kulturniveau, geistige und 
moralische Eigenschaften verfügen.

Unsere Gesellschaft befindet sich in 
der Phase des entfalteten kommunisti-
schen Aufbaus, wo alle moralischen 
und physischen Kräfte im Lande darauf 
gerichtet sind, die materiell-technische 
Basis des Kommunismus zu errichten. 
In der Phase des entfalteten Aufbaus
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Die Gewerkschaften werden auch künf-
tig auf der Hut der rechtmäßigen Inter-
essen der Werktätigen stehen. Ihre 
Rolle als einer Organisation der Werk-
tätigen, die ihren Beitrag zum Aufbau 
der neuen Gesellschaft leistet, wird 
weiter zunehmen.

Wenn die Gewerkschaften unter den 
Bedingungen der bürgerlichen Gesell-
schaft die Interessen der . ibeilerklas- 
se und der anderen Schichten des werk-
tätigen Volkes vertreten und dabei 
dem Staat als der politischer, Organisa-
tion des Monopolkapitals entgegen-
stehen, so behalten die Gewerkschaf-
ten unter den Bedingungen der sowje-
tischen Gesellschaft ihre spezifische 
„traditionelle" Funktion des Schutzes 
der sozialökonomischen Interessen der 
Werktätigen und bekommen eine ganz 
neue Funktion — der Schule des Kom-
munismus? deshalb können sie keine 
antagonistischen Beziehungen zum Ar-
beiterstaat haben, da er seinem Klas-
senwesen nach mit den Gewerkschaf-
ten gleichgeartet ist.

Was unsere Einschätzungen der Zu-
kunft, unserer Gewerkschaften jenseits 
der Schwelle des XXL Jahrhunderts 
anbelangt, so gehen sie von den er-
wähnten Voraussetzungen und der Be- , 
gründung ihrer heutigen Aufgaben 
aus und stützen sich auf die wissen-
schaftliche Antizipation der Entwick-
lung unserer Gesellschaft zu einer Ge-
sellschaft der kommunistischen Selbst-
verwaltung.

Die marxistisch-leninistische Prognose 
der Entwicklung unserer Gesellschaft 
weist auf den allmählichen Übergang 
zur kommunistischen Selbstverwaltung 
als einer neuen Gesellschaftsform in 
der Zukunft hin. Die Voraussetzungen 
für die Schaffung dieser Gesellschaft 
entstehen schon heute, und die sowje-
tischen Gewerkschaften spielen dabei 
eine wichtige Rolle, wobei sie breite 
Schichten der Werktätigen für die Ent-
wicklung ihrer Initiative und Teilnah-
me an der Leitung der Produktion, 
aller Angelegenheiten der Gesellschaft 
gewinnen.

Unter den Bedingungen des kommuni-
stischen Aufbaus bleiben somit die Ge-
werkschaften eines der wichtigsten 
Kettenglieder im allgemeinen System 
der sozialistischen Demokratie. Sie 
werden ein wichtiges organisatorisches 
Mittel zur Gewinnung der Werktätigen 
für die Leitung der Staats- und Gesell-
schaftsangelegenheiten, zur Teilnahme 
an der Lösung vieler Aufgaben der 
Entwicklung der Volkswirtschaft sein 
— von der Ausarbeitung der staatli-
chen Pläne bis zur Leitung der Arbeit 
eines jeden Betriebs.

Eben in den Fragen der Vertretung der 
Interessen von Arbeitern und Ange-
stellten unter den Verhältnissen der 
sozialistischen Gesellschaft läßt sich 
die Tendenz der Übereignung und der 
unmittelbaren Verwirklichung mancher 
Funktionen durch die Gewerkschaften 
verfolgen, die zu den Funktionen des 
Staates gehören.

Die sowjetischen Gewerkschaften und 
die Gewerkschaften der sozialistischen 
Länder sind nach wie vor Organisatio-
nen, die die Werktätigen vertreten und 
in ihrem Namen handeln, die Interes-
sen und den Wohlstand der Werktäti-
gen verteidigen, sie treten aber nicht 
gegen den Staat selbst, in dem die 
Macht den Werktätigen gehört, auf, 
sondern tragen im Gegenteil zur Ver-
vollkommnung und Festigung des so-
zialistischen Staates, zur Erstarkung 
seiner Wirtschaft und zur Hebung des 
allgemeinen Lebensniveaus des Volkes 
bei.

Unter den Bedingungen der sozialisti-
schen Gesellschaft besitzt das Progno- 
sieren wesentliche Besonderheiten, die 
es vom Prognosieren in den kapitali-
stischen Ländern unterscheidet. Das 
gesellschaftliche Eigentum an Produk-
tionsmitteln ermöglicht eine bewußte 
wissenschaftliche Leitung der ökono-
mischen und sozialen Entwicklung. Das 
System der politischen Macht, das in 
den Ländern des entwickelten Sozialis-
mus besteht, verwandelt diese Mög-
lichkeit in eine Wirklichkeit.

Die politische Leitung der Gesellschaft 
wird von der Arbeiterklasse verwirk-
licht, die Kommunistische Partei, die 
die höchste Form einer Organisation 
der Arbeiterklasse darstellt, spielt die 
führende Rolle in der wissenschaftlich 
begründeten Bestimmung der Ziele 
und Aufgaben, die vor der Gesellschaft 
auf jeder Etappe ihrer Entwicklung 
entstehen, der konkreten Wege zur 
Erreichung dieser Ziele. Der Charakter 
und die Richtung dieser Entwicklung 
werden deshalb durch die wissen*

German Diligenski
Sektionschef des Instituts für Weltwirtschaft und internationale 
Beziehungen an der Akademie der Wissenschaften der UdSSR, 
Moskau



30-Stunden-Woche

Freizeit mit Niveau

Das Jahr 2000

<

Das wissenschaftliche Bild der Zukunft 
kann selbstverständlich keine Wahl 
von wohlgemeinten Wünschen und ab-
strakten Idealen schlechthin sein. Es 
darf aber auch keine apokalyptische 
Prophezeihung der Degradierung und 
des Untergangs der menschlichen Zivi-
lisation darstellen. Die Vorstellung von 
der Zukunft ist ein Resultat der Er-
forschung verschiedener widerspruchs-
voller Tendenzen der gesellschaftlichen 
Entwicklung, der Möglichkeiten des be-
wußten Einflusses der Gesellschaft auf 
diese Tendenzen. Diese Beeinflussung 
der Zukunft, ihre Planung setzen je-
doch fest umrissene Kriterien der Tren-
nung des Erwünschten vom Negativen, 
eine klare Vorstellung darüber vor-
aus, was wir eigentlich wollen.

Anders gesagt, ist das Problem der 
Zukunft mit dem der Ziele der Gesell-
schaft unlöslich verbunden.

Unsere Pläne sehen ein unentwegtes 
Wachstum des Volkskonsums, die Ver-
besserung der materiellen Bedingun-
gen des Lebens aller Gesellschaftsmit-
glieder vor. EinumfassendesProgramm 
der ökonomischen Entwicklung des Lan-
des, der Hebung des Lebensstandards 
des Volkes wurde vom XXIV. Partei-
tag der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion, der im vorigen Jahr statt-
fand, beschlossen. In der Sowjetunion 
wird der Reallohn bzw. das Realgehalt 
gegenüber 1970 um 20 bis 22 Prozent, 
der Umfang der unentgeltlichen mate-
riellen Vergünstigungen und Leistun-
gen sowie der Unterstützungen an die 
Bevölkerung aus den gesellschaftlichen 
Konsumtionsfonds um 40 Prozent zu-
nehmen. Die Summen verschiedener 
Beihilfen, Stipendien und anderer So-
zialleistungen werden erhöht. Diese 
Tempos zeugen davon, daß in der 
UdSSR (und das bezieht sich in vollem 
Maße auch auf andere Länder des ent-
wickelten Sozialismus) zum Jahre 2000 
der Stand und der Umfang der Massen-
konsumtion wesentlich erhöht werden. 
Neue weitgehende Möglichkeiten für 
die Entwicklung des Menschen, die Be-
reicherung seines Lebensinhalts er-
schließt die Kürzung der Arbeitszeit — 
eine der wichtigsten Folgen des tech-
nischen Fortschritts. Nach den Angaben 
der prognostischen Forschungen wird 
die Arbeitswoche gegen Ende unseres 
Jahrhunderts ca. 30 Stunden umfassen. 
Es entstehen Fragen: Wie werden ei-
gentlich die Menschen diesen größeren 
Umfang der Freizeit ausnutzen? Was 
sind die Ziele, die wir auf diesem Ge-
biet anstreben müssen? Welche Mittel 
kann die Gesellschaft einsetzen, um 
diese Ziele zu erreichen?

Die inhaltsreiche Gestaltung der im 
Wachstum begriffenen Freizeit kann 
offensichtlich kein Ergebnis von ir-
gendwelchen ganz spontanen Prozes-

25

Die Freizeit ist eine Zeit nicht nur für 
die Erholung, sondern auch für die 
intellektuelle und kulturelle Entwick-
lung, die Aneignung neuer Kenntnisse 
(darunter auch solcher, die mit der ver-
richteten Arbeit nicht verbunden sind), 
für die gesellschaftliche und ästhetische 
Tätigkeit, für den Umgang mit anderen 
Menschen.

Eine vollwertige Entspannung, die ei-
nen Kontakt mit der Natur, Sport, 
Spiele und Unterhaltung, Komfort vor-
aussetzt, ist ein natürliches Bedürfnis 
der Menschen, eine Bedingung für ihre 
harmonische Entwicklung. Die Gesell-
schaft muß alles, was in ihren Kräften 
steht, tun, um dieses Bedürfnis zu be-
friedigen. Wenn man aber die Freizeit 
als ein Terrain für die allseitige Ent-
wicklung der Persönlichkeit betrachtet, 
ist es unmöglich, diese nur auf die 
Entspannung hinauslaufen zu lassen.

Die wissenschaftlich-technische Revolu-
tion ermöglicht es, den jahrhunderte-
alten Traum der Menschheit vom ma-
teriellen Überfluß zu verwirklichen. In 
den sozialistischen Ländern sind wir 
bestrebt, die kommunistische Gesell-
schaft aufzubauen, wo alle von den 
Früchten dieses Überflusses Gebrauch 
machen können, wo der Grundsatz 
„von jedem nach seinen Fähigkeiten, 
jedem nach seinen Bedürfnissen" reali-
siert wird. Die nächsten zwei, drei 
Jahrzehnte werden uns diesem Ziel 
wesentlich näherbringen.

Die Lebensbedingungen in den Städten 
werden bedeutend verbessert: in den 
kommenden Jahrzehnten wird die Ent-
wicklung der Städte gemäß den Gene-
ralplänen erfolgen, die eine rationelle 
Verteilung der Bevölkerung und ratio-
nelle Städtemaße vorsehen, Wohnbe-
zirke der Natur näherbringen. Die Be-
förderung wird wesentlich beschleu-
nigt: im Jahre 2000 werden wir über 
riesige Flugzeuge verfügen, die im 
Laufe von zwei Stunden 1000 Flug-
gäste in einen beliebigen Punkt des 
Planeten bringen können.

Die Schaffung von Voraussetzungen 
für die allseitige Entwicklung von 
Mensdien in der arbeitsfreien Zeit 
macht die Lösung vieler komplizierter 
ökonomischer und sozialer Probleme 
notwendig. Vorerst ist es erforderlich, 
die Zeit für Transportzwecke, Haus-
wirtschaft, Einkäufe bis auf das Min-
destmaß zu senken, da sie die Mög-
lichkeiten für die Erholung und kultu-
relle Entwicklung einschränkt. Es steht 
bevor, die faktische Ungleichheit auf 
diesem Gebiet zu überwinden, die 
durch die nicht gleichberechtigte Stel-
lung von Mann und Frau in der Fa-
milie, durch das Alter, durch die fami-
liären Umstände usw. herbeigeführt 
ist. Das alles verlangt, große Bemü-
hungen an den Tag zu legen, um die 
Dienstleistungssphäre, die Sozialfür-
sorge zu entwickeln und zu rationali-
sieren und eine rationelle Besiedlung 
in den Städten zu erzielen.

Die menschliche Arbeit, selbst wenn 
ihr Inhalt gegenüber den heutigen Ver-
hältnissen bedeutend bereichert wird, 
muß notwendigerweise stets auf die 
Ausführung bestimmter Funktionen 
beschränkt sein. Eben in seiner arbeits-
freien Zeit kann der Mensch über diese 
durch die Arbeitsteilung bestimmten 
Grenzen hinausgehen, eine freie Wahl 
für seine Tätigkeit erreichen, die ihm 
innewohnenden Fähigkeiten vollstän-
dig entwickeln. Und nur diese Freiheit 
(und nicht schlechthin die Möglichkeit, 
keine Arbeit zu verrichten, irgendwel-
che Pflichten nicht zu erfüllen) ist echt, 
gibt einem das Gefühl des Glücks und 
der Lebensfülle.

Wie die heutigen Erfahrungen zeigen, 
kann das Problem Freizeit auf ver-
schiedene Weise gelöst werden. Man 
betrachtet sie oft in den kapitalisti-
schen Ländern hauptsächlich als eine 
Zeit für die Entspannung, d. h. für Er-
holung, Ausspannung, Unterhaltung. 
Dieses Verhalten zur Freizeit wird im 
wesentlichen durch die Besonderheiten 
des heutigen Lebens gefördert: durch 
seine zunehmenden Spannungen, Tem-
pos, durch die Intensität der nervlichen 
und psychischen Belastung. Wenn man 
den Urhebern mancher bürgerlichen 
soziologischen Konzeption Glauben 
schenkt, schafft die gegenwärtige Ent-

Wir werden neue Erfolge beim Ge-
sundheitsschutz der Menschen, bei der 
Erhöhung ihrer Lebenserwartung er-
zielen. Zum Jahre 2000 wird offen-
sichtlich in der Sowjetunion und in an-
deren sozialistischen Ländern ein zen-
tralisiertes kybernetisches Informa-
tionssystem über den Gesundheitszu-
stand der Bevölkerung und zur Dia-
gnostik der Erkrankungen bestehen. 
Die Akkumulation und Vermittlung 
der Information werden rationalisiert: 
der Informationslagerungsdienst und 
das Fernsehen werden zu einem ein-
heitlichen System vereinigt.

schaftlidi erkannten Interessen der 
Werktätigen und nicht durch die Klas-
seninteressen irgendwelcher enger ge-
sellschaftlicher Gruppen bestimmt; sie 
weist einen ausgesprochen planmäßi-
gen Charakter auf.

Der wissenschaftlich-technische Fort-
schritt erschließt neue gewaltige Mög-
lichkeiten zur Verbesserung der Le-
bensbedingungen, zum Anwachsen der 
Wirksamkeit aller Arten der mensch-
licher. Tätigkeit, zur Einsparung der 
Zeit und des Arbeitsaufwands. In den 
nächsten Jahrzehnten werden die Wis-
senschaft und die Industrie den Men-
schen eine unversiegbare Quelle neuer 
Werkstoffe zur Verfügung stellen, aus 
der sic alles Notwendige für beliebige 
Lebenssiluationen schöpfen werden.

Wicklung unweigerlich einen Men-
schentyp, dessen Hoffen und Sehnen 
ausschließlich der Freizeitsphäre gel-
ten.
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Probleme der Beschäftigungspolitik

Vier Aspekte für Gewerkschaften

Unser Ziel besteht darin, einem jeden 
die größtmögliche Vielfalt und Zugäng-
lichkeit der Möglichkeiten zu gewäh-
ren, damit er einer echten Kultur und 
eines echten Schaffens teilhaftig wird. 
Dazu ist auch eine Schaffung von ent-
sprechenden materiellen Voraussetzun-
gen notwendig.

System anzugreifen, infrage zu stel-
len und alternativ zu seiner Beseiti-
gung beizutragen.

Witold Suchowicz
Sekretär der Industriegewerkschaft Metall der 
Volksrepublik Polen, Warschau

Werner Cieslak
Sekretär des Parteivorstandes 
der Deutschen Kommunistischen Partei

Eine andere wichtige Aufgabe für die 
Gewerkschaften unter den Bedingun-
gen der sozialistischen Gesellschafts-
ordnung sehen wir in der Realisie-
rung der vollen und gleichzeitig ra-
tionellen Beschäftigung als einen we-
sentlichen Faktor, der das Tempo der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Entwicklung des Landes optimiert.
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Einen neuen Schritt zur Erweiterung 
der Teilnahme von Werktätigen an der 
Leitung stellen die Wirtschaftsrefor-
men dar, die in den sozialistischen 
Ländern durchgeführt werden. In der 
UdSSR räumt die Reform den einzel-

Diev Zukunft der Gewerkschaften wird 
nach wie vor davon bestimmt, wie 
sie es verstehen, elementare Klassen-
interessen zu vertreten — und zwar 
nicht nur in den Betrieben, sondern 
auch gegenüber dem Staat und in al-
len öffentlichen Bereichen — und zu-
gleich die ökonomischen, sozialen und 
politischen Tageskämpfe nutzen, um 
über sie hinaus das kapitalistische

Die Gewerkschaften haben darüber 
hinaus eine wichtige Aufgabe zu er-
füllen bei der Durchsetzung der Be-
schäftigungspolitik, in Abhängigkeit 
von der Marktlage im regionalen und 
beruflichen Querschnitt. Insbesondere 
ist dies mit solchen Problemen ver-
bunden wie Synchronisierung der Be-
schäftigungspolitik mit dem Bildungs-
system, Anpassung der Profile von 
Berufsschulen und Lehrgängen an die 
Bedürfnisse, Entwicklung der Berufs-
präorientierung usw.

nen Betrieben größere Rechte und 
eine größere Selbständigkeit ein, näm-
lich das Recht, über einen Teil des von 
ihnen erhaltenen Gewinns zu verfügen. 
Das erhöht natürlich das Interesse der 
Werktätigen für die Angelegenheiten 
des eigenen Betriebs und gewährt ih-
nen gleichzeitig neue Möglichkeiten, 
die Beschlüsse über ökonomische und 
soziale Fragen unmittelbar zu beein-
flussen.

In den Branchen, die die Rolle der 
Träger des technischen und ökonomi-
schen Fortschritts spielen, soll der 
Wert auf die Wahl besonders hoch-
qualifizierter Kader und ihre ratio-

nelle Auslastung gelegt werden. In 
den anderen Branchen (wie Klein-
betriebe, Produktionsgenossenschaf-
ten, Dienstleistungen) ist die Steige-
rung der Beschäftigtenzahl anzustre-
ben, um eine zusätzliche Produktion 
sowie Dienstleistungen zu erreichen, 
die insbesondere für die Befriedigung 
der Bedürfnisse der Bevölkerung not-
wendig sind.

sen sein. Der Verzicht auf jegliche so-
ziale Regelung und Planung könnte auf 
diesem Gebiet zur Grassierung des 
Müßigganges und zur Gewöhnung an 
minderwertige Standardformen der 
Kulturkonsumtion führen. Diese Pla-
nung kann gewiß keinen Charakter 
von Richtlinien haben, zum Aufzwin-
gen von diesen oder jenen „Kultur-
modellen" führen.

Man muß hervorheben, daß die Demo-
kratisierung der Wirtschaftsleitung, die 
aufgrund der Wirtschaftsreform er-
reicht wird, keine Schwächung der zen-
tralisierten Leitung und Planung be-
deutet. Die Selbständigkeit des Be-
triebs auf mehreren Gebieten seiner 
Tätigkeit hat unter den sozialistischen 
Verhältnissen keine Verselbständigung 
dieses Betriebs als eine vollkommen 
unabhängige Wirtschaftseinheit zur 
Folge, die ausschließlich ihre eigenen 
Ziele habe und einen Konkurrenz-
kampf auf dem Markt führe.

Die notwendige Erwerbung neuer und 
Erhöhung der vorhandenen Qualifi-
kationen, die Readaptation (Anpas-
sung) der Werktätigen und die syste-
matische Verkürzung der Arbeitszeit 
sollen insbesondere mit dem Gedan-
ken realisiert werden, daß sich da-
durch die materielle Lage der Arbei-
ter nicht verschlechtern darf, daß sie 
die Chance des beruflichen Vorwärts- 
kommens erhalten und daß die Ko-
sten der Qualifizierungsprozesse 
durch die ganze Gesellschaft getra-
gen werden.

Mit dem Automationsproblem ist 
auch eine praktische Frage verbun-
den: ob die Automation zur Arbeits-
losigkeit führen muß. Unter den Be-
dingungen der sozialistischen Gesell-
schaftsordnung hört die Automation 
auf, eine Angelegenheit des einzel-
nen Unternehmens zu sein, und be-
findet sich unter der Kontrolle und 
dem Einfluß der ganzen Gesellschaft. 
Die Gewerkschaften sollen gerade da-
für Sorge tragen, daß bei der Bestim-
mung der Entwicklungsrichtungen, 
des Umfangs und des Tempos der 
Automatisierung die Interessen der 
arbeitenden Menschen berücksichtigt 
werden.

Unter der vollen Beschäftigung ver-
stehen wir die Einbeziehung der 
potentiellen Vorräte an Arbeitskräf-
ten in den gesellschaftlichen Arbeits-
prozeß. Die rationelle Beschäftigung 
bedeutet dafür die effektivste Aus-
nutzung dieser Reserven. Die Auf-
gabe ist nicht einfach. Die Realisie-
rungsmöglichkeiten sind nur im Maß-
stab der ganzen Volkswirtschaft zu 
sehen und anzuwenden, wobei sie in 
den einzelnen Abteilungen, Zweigen 
und Betrieben entsprechend dem tech-
nisch-organisatorischen Niveau diffe-
renziert sind.

Wir sind uns dessen bewußt, daß 
diese Tätigkeit öfters auf Kritik stößt. 
Wir wollen aber die Arbeitsdisziplin 
durch erzieherische Wirkung beein-
flussen und nicht durch eine bestimm-
te Anzahl von Arbeitslosen und Füh-
rung der sogenannten „schwarzen 
Listen".

Wenn wir uns für die so verstandene 
Politik der vollen Beschäftigung ent-
scheiden, so sind wir der Meinung, 
daß sie die Liquidierung der gesell-
schaftlichen Folgen der Arbeitslosig-
keit bedeutet, d. h. unter anderem der 
Demoralisierung und Kriminalität, der 
Zerstörung der Familienbande und 
Entstehung des Lumpenproletariats. 
Mit dem Problem der vollen Be-
schäftigung sind selbstverständlich 
die Fragen der Sicherung entspre-
chender Effektivität und Arbeitspro-
duktivität verbunden, also u. a. der 
Arbeitsdisziplin und der Bereitschaft 
zur ständigen Erhöhung der Arbeits-
produktivität und Weiterqualifizie-
rung. Auch in diesem Bereich sehen 
wir die wachsende Rolle der Gewerk-
schaften und anderer Selbstverwal-
tungsinstitutionen der Belegschaften, 
die über die Tätigkeit der Betriebe 
mitbestimmen.

Gerhard Leminski schrieb vor einiger 
Zeit in den „Gewerkschaftlichen Mo-
natsheften" (4/1971, S. 194/195): „Die 
gewerkschaftlichen Ziele sind mit ver-
schiedenen Varianten freiheitlicher 
Gesellschaftsgestaltung vereinbar."
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1. Die Gewerkschaften können nur er-
folgreich für ihre Mitglieder und für 
die gesamte Arbeiterklasse wirken, 
wenn sie sich als klassenorientierte 
Kampfverbände verstehen, die ihre 
Schutzfunktion, d. h. ihre Aufgabe im 
elementaren Klassenkampf, immer mit 
ihrer Rolle als gesellschaftsverandern- 
de, konkret: als antimonopolistische 
und antikapitalistische Kraft, verbin-
den.

Die Preise steigen nicht, weil die Löh-
ne steigen. Die Unternehmer nehmen 
jeden Preis, den sie erzielen können, 
und sie würden die Preise auch nicht 
senken, wenn die Arbeiter Lohnsen-
kungen zustimmen und selbst auf je-
den Lohn verzichten würden. Unter 
den Bedingungen einer freien Konkur-
renz führen Lohnerhöhungen zur Sen-
kung der Profite. Wenn dies heute 
nicht der Fall ist, dann liegt das einzig 
und allein an der monopolistischen 
Struktur der Wirtschaft. Roberts äußert 
sich hierzu überhaupt nicht. Wenn aber 
die Lohnerhöhungen die Produktivi-
tätssteigerungen angeblich bei weitem 
überschreiten, wie kommt es dann, daß 
die Vermögensbildung und die Ver-
mögensverteilung derart skandalöse 
Auswirkungen zu Ungunsten der Ar-
beiterklasse haben konnte?

Als es den Gewerkschaften im Gefolge 
des Septemberstreiks gelang, zum Teil

ihre Rentabilität mit Hilfe von Preis-
steigerungen aufrechtzuerhalten.

Verquickung mit den Monopolinter-
essen — letztlich beherrscht von den 
größten Monopolen — begreifen und 
ihm begegnen.

beträchtliche Lohnerhöhungen durch-
zusetzen, verstärkte sich der Drude der 
Unternehmerverbände auf die Tarif-
autonomie.

Dr. Heinz Schäfer
Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Marxistische 
Studien und Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main

Idi will vier Gesichtspunkte nennen, 
die die Stellung und die Funktion der 
Gewerkschaften in der absehbaren 
Zukunft meiner Meinung nach stets 
berühren werden:

Und weiter: „Wenn die ständige Ge-
staltungsaufgabe hervorgehoben wird, 
ist der Begriff Systemänderung rela-
tiviert, ebenso ist der Gegensatz von 
revolutionären und evolutionären 
Fortschritten aufgehoben."

Nachdem Roberts mit seiner Theorie 
von der angeblichen Lohn-Preis-Spi-
rale den Gewerkschaften die Schuld 
für die Inflation in die Schuhe schob, 
machte er sie auch indirekt verant- 
wortlich für die externen Folgen der 
Inflation, die kapitalistische Wäh-
rungskrise und die Behinderung des 
Welthandels.

Das ist eine Situation, in der die Un-
ternehmer einseitig die Arbeitsbedin-
gungen diktieren und die Löhne sen-
ken können. Für die Arbeiterklasse 
ist unter kapitalistischen Verhältnis-
sen die günstigste Bedingung für eine 
erfolgreiche Lohnpolitik eine möglichst 
geringe Arbeitslosigkeit.

Roberts mißt nun den Regierungen 
die Aufgabe zu, „in Zusammenarbeit 
mit den Arbeitgebern und den Ge-
werkschaften ein anderes System für 
die Festsetzung von Löhnen und Ge-
hältern als das der uneingeschränk-
ten Tarifverhandlungen einzuführen. 
Man müßte einen für das ganze Land 
zuständigen Rat einsetzen, der den 
passenden Rahmen für Lohn- und Ge-
haltserhöhungen aufstellt und auch 
den Rahmen für Preiserhöhungen 
festlegt und man müßte dann noch 
eine Durchführungsbehörde haben, die 
dafür sorgt, daß dieses System auch 
wirkt.“ Roberts äußert hier ähnliche 
Gedanken wie zuvor schon Krelle, 
Klaus und Galbraith. Allen gemein-
sam ist, daß sie die Löhne binden wol-
len, aber die Profite nicht

Roberts machte deutlich, welche Ge-
fahren für die Gewerkschaften ent-
stehen, wenn sie auf autonomes Han-
deln verzichten und sich Lohnleit-
linien, Orientierungshilfen u. ä. un-
terordnen. Selbstverständlich genügt 
es nicht, daß die Gewerkschaften sich 
nur im Kleinkrieg gegen die Wir-
kung des kapitalistischen Systems er-
schöpfen. Es kommt darauf an, daß 
sie, wie Marx meint, ihre organisier-
ten Kräfte gebrauchen, um das Lohn-
system abzuschaffen, d. h. den Kapi-
talismus zu beseitigen und das Pri-
vateigentum an den Produktionsmit-
teln durch gesellschaftliches Eigentum 
zu ersetzen. Dann erst ergeben sich 
neue Möglichkeiten, weil grundlegen-
de Interessenidentität vorhanden ist, 
auch ein neues Verteilungssystem 
wirksam werden zu lassen.

4. Auf die Dauer gesehen, können 
Gewerkschaften, die ernsthaft zu-
kunftsorientiert sein wollen, den real 
existierenden Sozialismus, seine Wir-
kungen und seinen Einfluß auf die 
Kämpfe und die Entwicklung der ka-
pitalistischen Staaten nicht ignorie-
ren. Auch wenn diese Feststellung 
sicher in vielen Kreisen heute noch 
Widerspruch hervorrufen wird — die 
Frontstellung in dieser Frage wird in 
Zukunft, davon bin ich überzeugt, 
eine wachsende Bedeutung erlangen.

2. Die Gewerkschaften können die-
sen Kampf nur dann mit Aussicht auf 
Erfolg führen, wenn sie heute nicht 
nur die einzelnen Konzerne und Un-
ternehmerverbände als Gegner er-
kennen, sondern den Staat in seiner

Für die Verwirklichung einer aktiven, 
kämpferischen Lohnpolitik ist das 
autonome Handeln der Gewerkschaf-
ten, d. h. ein allein an den Interessen 
der Mitgliedschaft orientiertes und 
den Beschlüssen der Organisation ver-
pflichtetes Handeln eine entscheidende 
Voraussetzung. In allen kapitalisti-
schen Ländern werden gegenwärtig 
große Anstrengungen unternommen, 
um, oft bei gleichzeitiger Beteuerung 
der Tarifautonomie, diese sukzessive 
einzuschränken oder gar zu beseiti-
gen.

3. Für die Gewerkschaften, besonders 
in Westeuropa, wird es in naher Zu-
kunft von entscheidender Bedeutung 
sein, wie sie es verstehen, den Kampf 
gegen die multinationalen Konzerne 
zu führen. Das aber verlangt die Her-
stellung der Aktionseinheit aller maß-
geblichen Gewerkschaften in West-
europa und damit die Aufgabe von 
antikommunistischen Klischees und 
Vorbehalten gegenüber so großen 
Gewerkschaften wie der französischen 
CGT und die italienischen CGIL.

Auf dieser Arbeitstagung macht nun 
Mr. Roberts den Versuch, eine theo-
retische Begründung für die Ein-
schränkung der Tarifautonomie zu lie-
fern. Roberts unterstellt, daß durch die 
gewerkschaftliche Lohnpolitik eine im-
mer mehr um sich greifende Inflation 
eingeleitet worden wäre, da die Ar-
beitskosten die Produktivitätszuwachs-
raten erheblich überstiegen und die 
Arbeitgeber sich gezwungen sähen,

Auch hier stützen sich die Angriffe, 
wie bei Roberts, darauf, daß die Tarif-
vertragsfreiheit nur dann fortbestehen 
könne, wenn das Gesamt- und Ge-
meinwohl beachtet würde. Der Vor-
sitzende von Gesamtmetall, van Hül-
len, erklärte, daß die Tarifautonomie 
letztlich daran gebunden sei, „daß die-
se Entscheidungen am Gesamtwohl 
orientiert werden".

Nun ist mit diesem Gemeinwohl nicht 
das Wohl der Arbeiter, Angestellten 
und Beamten gemeint, die heute in der 
BRD schon über 80 Prozent der Be-
völkerung umfassen, sondern das 
Wohl der Unternehmer, das sich ob-
jektiv am Profitinteresse orientiert.

Für die Gewerkschaften bedeutet die 
Tarifautonomie das Recht, die Tarif-
auseinandersetzungen unabhängig und 
ohne Einmischung des Staates führen 
zu können. Sie müssen das Recht ha-
ben, jederzeit ihre Forderungen zu 
propagieren und im Kampf durchzu-
setzen, d. h. Urabstimmung und 
Streiks zu organisieren.
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den höchsten Profit oder für die Be-
dürfnisse und das Wohl der arbeiten-
den Bevölkerung?

Die Gewerkschafter sollten sich nicht 
länger durch die zwanzigjährige Ta-
buisierung antikapitalistischer und so-
zialistischer Ideen einschüchtem und 
fesseln lassen. Sie werden vor allem 
bei der Jugend nur wachsenden An-
klang finden, wenn sie das Programm 
grundlegender gesellschaftlicher Um-
gestaltungen offen verkünden.

|N

Es müßten Ansätze im Leben gesucht 
werden, wie man grundsätzliche For-
derungen, wie die nach Überführung 
der Schlüsselindustrien und markt-
beherrschenden Unternehmen in Ge-
meineigentum, zu praktischen Forde-
rungen erheben und wie man dafür 
die Kraft der Mitglieder und der Or-
ganisationen in die Waagschale wer-
fen kann.

Das Lebensniveau der arbeitenden Be-
völkerung wird mehr und mehr von 
Faktoren beeinflußt, die außerhalb 
der Sphäre der Tarifpolitik liegen und 
die durch das individuelle Arbeits-
einkommen nicht zu decken sind. Uber 
diese Faktoren wird im politischen 
Raum, durch staatliche Gesetze und 
Maßnahmen entschieden. Damit wird 
aber die wirtschaftliche und soziale 
Interessenwahmehmung, ob die Ge-
werkschaften das wollen oder nicht, 
zu einer eminent politischen Sache.

Prof. Dr. Josef Schleifstein
Direktor des Instituts für Marxistische Studien und
Forschungen (IMSF), Frankfurt/Main

Daraus ergibt sich aber eine weitere, 
sowohl ideelle wie praktische Aufga-
be der Gewerkschaften, die ein we-
sentliches vermittelndes Glied zwi-
schen naher und ferner Zukunft bil-
det: Die antikapitalistische, gesell-
schaftsverändernde Zielsetzung der 
Gewerkschaften, die im Grundsatz-
programm verankert ist, dürfte nicht 
länger eine an höchsten Feiertagen 
zu zitierende Glaubensformel sein. 
Sie müßte einfließen in die gesamte 
Zielsetzung und Begründung der täg-
lichen Arbeit.

darum, ob es sich die Gesellschaft lei-
sten und wie lange es die arbeitende 
Bevölkerung dulden kann, daß eine 
winzige Schicht von Konzernherren 
über den größten Teil dieser Investi-
tionen ausschließlich auf der Basis 
ihres privaten Profitinteresses ent-
scheidet.

Das, was — verzerrt und verniedlicht 
— als Kluft zwischen privatem Reich-
tum und öffentlicher Armut bezeich-
net wird, ist ja im Grunde ein Kampf 
der Klasseninteressen um die Rich-
tung der gesellschaftlichen Investitio-
nen. Es geht darum, wofür wessen 
Geld ausgegeben werden soll und

Diesen kapitalistischen Widersinn zu 
tolerieren, ist auf die Dauer für die 
Gewerkschaften selbstmörderischer 
Luxus. In anderen Worten: Die Qua-
lität der Lebensbedingungen wie die 
Zukunft der Gewerkschaften sind un-
löslich verbunden mit der politischen 
Aufgabe, Richtung, Zwecke und Aus-
maß der Investitionen der staatlichen 
wie der in der Wirtschaft zu be-
einflussen.

Es geht nicht um die Alternative 
Wirtschaftswachstum oder öffentliche 
Aufgaben. Das ist eine falsche und 
irreführende Alternative und oft ist 
es wohl nur die versteckte Umschrei-
bung für neue Massenbelastungen. 
Die Alternative heißt in Wahrheit: 
wofür Wirtschaftswachstum und wo-
für öffentliche Investitionen? Für die 
günstigste Kapitalverwertung und

Da sich diese Entwicklungstendenz in-
folge der zunehmenden staatlichen 
Regulierung und Beeinflussung von 
Wirtschaftsprozessen verstärkt, und 
zwar im Sinne der Großindustrie und 
der Großbanken, werden Breite und 
Tiefe der politischen Aufgaben wach-
sen.


